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ZENTRALE  
ERGEBNISSE UND OFFENE  
FORSCHUNGSFRAGEN

Die Untersuchung zeigt deutlich: Die Internationalisierung der Berufsausbil-
dung ist ein Thema von wachsender Bedeutung. Im Kern der Diskussionen 
und Entwicklungen stehen die Qualifizierung der Auszubildenden und das 
Vermitteln von internationaler beruflicher Handlungskompetenz. Hinsicht-
lich der strukturellen Anlage der Berufsausbildung wird allmählich erkenn-
bar reagiert auf die seitens der Wirtschaft und der Arbeitswelt veränderten 
Anforderungen, die mit den zunehmenden grenzüberschreitenden Aus-
tauschbeziehungen zusammenhängen. Für die Vermittlung und den Erwerb 
internationaler beruflicher Handlungskompetenzen spielt die Förderung der 
Auslandsmobilität der Auszubildenden eine entscheidende Rolle.

Das Thema wird derzeit in besonderem Maße an die Qualitätsentwicklung 
und Attraktivitätssteigerung der Berufsausbildung geknüpft, um es Schulabsol-
ventinnen und -absolventen schmackhafter zu machen, eine solche aufzuneh-
men. Auch ist die Internationalisierung der Berufsausbildung eng mit dem 
Ziel verbunden, jungen Erwachsenen besondere Chancen zu bieten: Beispiels-
weise ist der Erwerb von Fremdsprachenkompetenzen für die beruflichen und 
(hoch-)schulischen Weiterbildungsmöglichkeiten höchst relevant. Schließlich 
fällt die Berufsausbildung zunehmend in den Fokus (europa-)politischer Be-
mühungen. Insbesondere gilt es, Grenzen abzubauen, Durchlässigkeit zu 
schaffen, transparente Standards zu entwickeln, die internationalen Anschluss-
möglichkeiten zu erhöhen und die Arbeitsmarktmobilität zu fördern.

Die vorliegende Studie bereitet das Thema auf der Basis vorliegender 
Fachdiskurse und berufsbildungspolitischer Entwicklungen auf. Sie stellt 
den Forschungsstand dar und bietet einen Überblick über die Beweggründe, 
Bedeutungen und Herausforderungen der Internationalisierung der Berufs-
ausbildung. Ein Schwerpunkt liegt dabei auf der Analyse einzelbetrieblicher 
Motive und Strategien bei Internationalisierungsanstrengungen in der dua-
len Berufsausbildung. Insbesondere wird dabei die Frage berücksichtigt, ob 
und inwieweit die betrieblichen Interessenvertretungen in die Planung und 
Durchführung der Maßnahmen eingebunden sind. Die Untersuchung ist 
mit einer empirischen Erhebung verbunden, die mithilfe von Fallstudien 
und Experteninterviews die innerbetriebliche Praxis erhellt und weiterfüh-
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rende Hinweise sowie Einschätzungen für die Entwicklung der Berufsausbil-
dung gewinnt. Dabei sind folgende Ergebnisse hervorzuheben:
 –  Das Hauptmotiv jener Ausbildungsbetriebe, die auf der Basis innerbe-

trieblicher Ansätze die internationale Handlungskompetenz und Mobili-
tät ihrer Auszubildenden fördern, besteht darin, die Qualifizierung von 
jungen Fachkräften einschließlich deren Persönlichkeitsentwicklung zu 
verbessern. Auch im Hinblick auf die Weiterentwicklung des Berufsbil-
dungssystems wird deutlich: Die Förderung der Internationalisierung 
wird zwar häufig mit allgemeinen bildungspolitischen Motiven wie Euro-
päisierung, politischer Bildung und Chancengleichheit verbunden. Mehr 
denn je stehen jedoch die veränderten und gestiegenen Anforderungen 
und Qualifizierungsbedarfe im Vordergrund. Dies führt letztlich dazu, 
dass die Berufsausbildung im Vergleich zu anderen Bildungsteilbereichen 
aufgewertet und damit attraktiver wird.

 –  Internationalisierungsbestrebungen in der Berufsausbildung umzusetzen 
bedeutet aus einzelbetrieblicher Perspektive vor allem, die Auslandsmobi-
lität der Auszubildenden zu fördern. Überwiegend dienen dazu mehrwö-
chige betriebliche Auslandspraktika, die größtenteils durch Sprachkurse 
und interkulturelle Schulungen vorbereitet werden. Eine systematisch an-
gelegte und für alle Auszubildenden verbindliche internationale Qualifi-
zierung einschließlich einer Fachqualifizierung ist jedoch nirgendwo zu 
erkennen – nur eine relativ geringe Anzahl von ausgewählten Jugendli-
chen kommt bisher in den Genuss solcher Maßnahmen. Sehr hilfreich aus 
betrieblicher Sicht sind dabei die offiziellen Unterstützungs- und Bera-
tungsinfrastrukturen einschließlich finanzieller Förderprogramme – ins-
besondere das EU-Programm Erasmus+ (ehemals Leonardo da Vinci) sei 
an dieser Stelle genannt. Eigens für kleinere und mittlere Ausbildungsbe-
triebe sind sie von großer Bedeutung.

 –  Betriebliche Interessenvertretungen sind offenbar in der Regel nicht in die 
Planung und Realisierung der Internationalisierungsinitiativen in der be-
trieblichen Berufsausbildung eingebunden. Sie werden jedoch meist ge-
mäß Betriebsverfassungsgesetz vom Arbeitgeber über solche Aktivitäten 
informiert. Dadurch haftet solchen Initiativen oft etwas Informelles und 
Spontanes an, da zentrale Entscheidungen dem Ausbildungswesen bzw. 
der Geschäftsführung überlassen bleiben: etwa der Zugang der Auszubil-
denden zu internationalen Mobilitätsprojekten, die Freistellung für sol-
che Maßnahmen, die Kostenbeteiligung daran sowie die Zertifizierung. 
Die Interessenvertretungen verzichten damit auf eine wichtige Gestal-
tungsmöglichkeit der betrieblichen Ausbildungspolitik.
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Dort, wo die Bereitschaft zur Internationalisierung und Mobilitätsförderung 
im Rahmen der innerbetrieblichen Berufsausbildung vorhanden ist und ihre 
Vorteile grundsätzlich erkannt werden, bestehen oftmals dennoch diverse 
Umsetzungsschwierigkeiten – sei es, die indirekten und direkten Kosten kurz-
fristig zu kompensieren bzw. zu finanzieren, die Auslandsmobilität innerbe-
trieblich zu organisieren und abzustimmen oder die relevanten internationa-
len Kompetenzen mit dem vorhandenen Ausbildungspersonal zu schulen. Da 
die internationalen Kompetenzen in der Regel nicht curricular verankert 
sind, fehlen zudem Informationen über die Inhalte solcher Vermittlungspro-
zesse. Ausbildungsberufsbezogene und ziellandbezogene Ausbildungsmateri-
alien liegen nicht oder nur in sehr begrenztem Umfang vor.

Die vorliegende Untersuchung ist explorativ angelegt. Das heißt, sie liefert 
einen Überblick über den Forschungsstand und ermöglicht anhand der Fall-
studien einen Einblick in die betriebliche Realität. Dabei handelt es sich um 
einen bewusst gewählten Ausschnitt dieser Realität: um solche Unternehmen, 
Organisationen und nicht zuletzt Personen, die das Thema aktiv befördern. 
Die Ergebnisse verweisen auf weitere Forschungsaktivitäten und Entwick-
lungspotenziale. So ist beispielsweise evident, dass eine deutliche Mehrheit 
der Ausbildungsbetriebe die Auszubildenden nicht aktiv international quali-
fiziert. In Bezug auf den tatsächlichen Bedarf, die betriebliche Ausbildungs-
bereitschaft und die Hemmnisse sind somit weiterführende Untersuchungen 
notwendig. Ebenso gilt es, internationale Qualifizierungskonzepte zu entwi-
ckeln und umzusetzen, um auch in didaktischer Hinsicht Fortschritte zu ma-
chen.

Insgesamt bleibt festzuhalten: Das Thema besitzt in der Wahrnehmung 
der Akteure zwar eine hohe und deutlich wachsende Relevanz. Die konkrete 
betriebliche Umsetzung bleibt jedoch bislang hinter ihren (rechtlichen) 
Möglichkeiten zurück. Somit stellt das Thema Internationalisierung der Be-
rufsausbildung nach wie vor eine Herausforderung für Politik und Betriebe 
dar. Daher sind weiterführende Überlegungen notwendig zu der Frage: Wie 
lassen sich die innerbetriebliche Ausbildungsrealität und die Strukturen der 
Berufsausbildung weiterentwickeln, um ihre Internationalisierung bestmög-
lich zu fördern? Hierzu werden im Folgenden verschiedene Empfehlungen 
an die politischen sowie betrieblichen Akteure der Berufsbildung formuliert.
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1   EINLEITUNG

Für große, transnational agierende Unternehmen ist die Berufsbildung schon 
lange kein ausschließlich nationales Thema mehr. Die international verglei-
chende Berufsbildungsforschung sowie die Politik der Europäischen Union 
beschäftigen sich diesbezüglich mit Fragen, die für solche Unternehmen oft 
eine sehr reale Grundlage haben. Denn die „richtigen“ Antworten entschei-
den mit über ihre Wettbewerbsfähigkeit im globalen Konkurrenzkampf.

Hintergrund und Problemstellung
Eine erste Frage, die sich im Zusammenhang mit der Berufsbildung stellt, 
lautet: Inwiefern sind Berufsausbildungen im internationalen Kontext ver-
gleichbar und anschlussfähig? Ausbildungen finden in national jeweils sehr 
unterschiedlichen Systemen mit unterschiedlicher Intensität und an unter-
schiedlichen Lernorten statt. Hinzu kommen Unterschiede in den Berufsbil-
dern und den Lernformen selbst. Für weltweit agierende Unternehmen mit 
internationaler Belegschaft ist es daher wichtig zu wissen, über welche Kom-
petenzen Absolventen der jeweiligen Ausbildungssysteme, die sich bei ihnen 
bewerben, verfügen und wie sich diese Kompetenzen zu den unterneh-
mensinternen Kompetenzprofilen verhalten.

Eine weitere wichtige Frage lautet: Wie bereitet man junge Menschen, 
die die Zukunft des Unternehmens sichern sollen, auf eine berufliche Tätig-
keit unter globalen Vorzeichen vor? Das heißt: Wie vermittelt man ihnen 
eine internationale berufliche Handlungskompetenz? Denn diese umfasst 
nicht nur sprachliche und fachliche Kompetenzen hinsichtlich technischer 
Standards und gesetzlicher Normen in einem anderen Land. Gemeint sind 
auch und vor allem Soft Skills: die Offenheit für andere Kulturen, interkultu-
relles Verständnis, Neugier, Flexibilität und Mobilitätsbereitschaft. Insofern 
dient das Vermitteln von internationaler beruflicher Handlungskompetenz 
nicht nur der Beschäftigungsfähigkeit der jungen Erwachsenen. Es dient 
auch dazu, sie weiterzuentwickeln; sie durch berufliche Bildung mit Kompe-
tenzen auszustatten, die es ihnen ermöglichen, sich sowohl schulisch als auch 
persönlich zu entfalten. 

Im Kanon der Allgemein- und Hochschulbildung ist die Internationalität 
längst fest verankert: Fremdsprachenkenntnisse werden nicht nur vermittelt, 
sondern auch vorausgesetzt; der länderübergreifende Fachdiskurs macht 
Universitäten global anschlussfähig; zahlreiche Studierende absolvieren ihr 
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Studium bereits grenzüberschreitend. In der beruflichen Ausbildung dage-
gen spielt die internationale Dimension und insbesondere die internationale 
Qualifizierung bislang eine eher untergeordnete Rolle, von einigen Ausnah-
men abgesehen. Zugleich wachsen jedoch die beruflichen Anforderungen 
rasch; darüber hinaus ermöglichen Abschlüsse der Berufsausbildung Zugang 
zu weiterführenden Bildungswegen bis hin zum Universitätsstudium.

Im Zuge wachsender globaler wirtschaftlicher Verflechtungen betrifft das 
Thema Internationalisierung der Berufsausbildung längst nicht mehr nur 
große, weltweit agierende Konzerne, sondern zunehmend ebenso kleine und 
mittelständische Unternehmen: Auch sie bieten ihre Produkte und Dienst-
leistungen jenseits der Landesgrenzen an und gewinnen so internationale 
Kundschaft. Angesichts dieser Entwicklungen erkennen viele von ihnen, wie 
wichtig es ist, ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter interkulturell zu sensi-
bilisieren. Auch Belegschaften kleinerer Betriebe sind heute oft multikultu-
rell zusammengesetzt. Ein generelles Grundverständnis für kulturelle Eigen-
arten der Kolleginnen und Kollegen stellt dabei eine wichtige Voraussetzung 
dar für ein positives betriebliches Miteinander. Das bedeutet: Internationale 
berufliche Handlungskompetenz ist nicht nur ein Thema für Unternehmen, 
sondern auch und insbesondere für ihre Beschäftigten. Immer häufiger arbei-
ten sie in international zusammengesetzten Teams und müssen sich darin 
verständigen können: sprachlich, fachlich, interkulturell. Zudem steigt die 
Wahrscheinlichkeit, mit fremdsprachiger Kundschaft konfrontiert oder vom 
Arbeitgeber ins Ausland entsandt zu werden, seit Jahren und auch in Zu-
kunft.

Aufgrund der genannten Faktoren sollte es im Bereich der beruflichen 
Bildung hohen Stellenwert besitzen, den Erwerb internationaler Handlungs-
kompetenz bzw. Mobilität zu fördern – würde man meinen. Doch die Wirk-
lichkeit sieht anders aus, zumindest in der beruflichen Erstausbildung. Man 
nehme zum Beispiel die Auslandspraktika: Berufsbildungsexperte Peter Wor-
delmann bezeichnet sie als „Königsweg“ zur internationalen beruflichen 
Handlungskompetenz (vgl. Kap. 4); Kammern, Bund, Länder und EU inves-
tierten in der Vergangenheit bereits viel Geld in Form von Förderprogram-
men und Beratungsprojekten – genutzt werden Auslandspraktika jedoch nur 
in bescheidenem Umfang. Während im Hochschulbereich etwa jede/r fünfte 
Studierende für eine Weile im Ausland studiert, sind es nach Auskunft der 
Nationalen Agentur Bildung für Europa beim Bundesinstitut für Berufsbil-
dung (NA BIBB) nur vier Prozent der Auszubildenden und Berufsfachschü-
ler, die ein Praktikum oder eine Fortbildung im Ausland absolvieren. Es stellt 
sich die Frage: Wie kommt es, dass trotz eines offensichtlichen Bedarfs und 
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trotz der günstigen Förder- und Beratungsbedingungen nur vergleichsweise 
wenige Auszubildende die Chance wahrnehmen, für eine Weile ins Ausland 
zu gehen? Warum entsenden Ausbildungsbetriebe ihre Auszubildenden 
kaum systematisch in ein Auslandspraktikum? Denn mit der Novellierung des 
Berufsbildungsgesetzes1 wurden schon im Jahr 2005 die rechtlichen Grundla-
gen geschaffen, die internationale Qualifizierung im Rahmen der Ausbildung 
zu erleichtern, womit Anreize verbunden wären, Teile der Ausbildung im 
Ausland zu absolvieren. Auch die Tatsache, dass einige Ausbildungsordnun-
gen bzw. Rahmenlehrpläne durch die Berücksichtigung „internationaler“ be-
ruflicher Kompetenzen angepasst wurden, unterstreicht die zunehmende Be-
deutung der Thematik in der beruflichen Bildung.

Zur Thematik der internationalen Qualifikationen, der interkulturellen 
beruflichen Handlungskompetenz sowie zu den Effekten berufs- und ausbil-
dungsbezogener Auslandsaufenthalte liegen inzwischen einige Untersuchun-
gen vor.2 Dagegen wurde die Internationalisierung der Berufsausbildung im 
betrieblichen Kontext bisher nur punktuell bearbeitet, etwa im Rahmen von 
Betriebsfallstudien oder Best-Practice-Lösungen. Sie umfasst diverse Aspekte: 
die Verankerung des Themas in den bundesgesetzlichen Regelungen für die 
betriebliche Berufsausbildung, die regionale Umsetzung in den Kammerbe-
zirken, die Ausbildungs- und Personalentwicklungspolitik von Unterneh-
men, etwa in Form von Mitarbeiterbeteiligung und Betriebsvereinbarungen. 
Dass diese Bereiche bisher nicht strukturiert und überbetrieblich geregelt 
wurden, hat sicher damit zu tun, dass es sich für das Gros der Unternehmen 
um ein relativ junges Phänomen handelt. Zwar beteiligen sich inzwischen 
zunehmend mehr Betriebe teils regelmäßig an internationalen Mobilitäts-
programmen wie Erasmus+ (ehemals Leonardo da Vinci). Doch bislang lässt 
sich nur vereinzelt von einer systematischen Gestaltung der betrieblichen 
Ausbildung hinsichtlich einer Internationalisierung sprechen. Noch seltener 
trifft man auf betriebliche Internationalisierungsansätze, bei denen Zustän-
digkeiten und Abläufe definiert, Rechte und Pflichten der Beteiligten geregelt 
oder Betriebs- bzw. Personalrat und Jugend- bzw. Auszubildendenvertretung 
an den entsprechenden Verfahren beteiligt sind. Die jüngste Auswertung 

1 Derzeit steht die nächste Novellierung des Berufsbildungsgesetzes 2015/2016 an. Weiterführende 
 Informationen hierzu vgl. DGB-Bundesvorstand 2015, Download unter https://www.dgb-bestellservice.de/
besys_dgb/pdf/DGB41599.pdf [9.3.2016].
2 Vgl. zusammenfassend Wordelmann (2010a) und Krichewsky (2011).

https://www.dgb-bestellservice.de/besys_dgb/pdf/DGB41599.pdf
https://www.dgb-bestellservice.de/besys_dgb/pdf/DGB41599.pdf
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(2010)3 zahlreicher Betriebsvereinbarungen zur dualen Ausbildung ergab: 
Die Internationalisierung der Berufsausbildung wird darin kaum thematisiert. 
Zudem sind die wenigen bekannten Regelungen zu diesem Thema unspezi-
fisch, das heißt: Sie beziehen sich etwa auf Auslandsaufenthalte von Auszubil-
denden und Beschäftigten gleichermaßen und/oder regeln lediglich Teilaspek-
te des Aufenthalts wie Dienstzeiten oder die Übernahme der Reisekosten.

Ansatz und Ziele der vorliegenden Studie
Um mehr über den derzeitigen Stand der betrieblichen Anstrengungen zur In-
ternationalisierung der beruflichen Ausbildung in Erfahrung zu bringen, gab 
die Hans-Böckler-Stiftung die vorliegende Studie in Auftrag. Dabei geht es ei-
nerseits darum, die zentralen Begrifflichkeiten zu klären: Welche betrieblichen 
Aktivitäten umfasst eine Internationalisierung der Berufsausbildung konkret? 
Was versteht man unter internationaler beruflicher Handlungskompetenz? Im 
Vordergrund steht dabei der aktuelle Stand der Internationalisierungsdebatte 
im Kontext wirtschaftlicher, gesellschaftlicher sowie bildungs- und europapoli-
tischer Entwicklungen. Andererseits untersucht die explorative empirische 
Studie unterschiedliche betriebliche Ansätze zur Internationalisierung der Be-
rufsausbildung: ihre Motive, ihre Umsetzung, ihre Regelungspraxis.

Im Mittelpunkt dieser Untersuchung standen sechs ausgewählte betrieb-
liche Fallbeispiele zur Internationalisierung der Berufsausbildung: fünf Un-
ternehmen sowie eine Kammer mit einem entsprechenden Projekt. Die 
 Unternehmen  – unterschiedlicher Größe und aus verschiedenen Regionen 
Deutschlands – stammen aus unterschiedlichen Branchen und bilden zusam-
men mit dem Projekt der Kammer sechs verschiedene Formen der Internati-
onalisierung ab. Flankiert werden die so entstandenen Fallstudien durch eine 
Reihe von Interviews mit Berufsbildungsexperten aus den Kammerorganisa-
tionen, dem Bundesinstitut für Berufsbildung und der Gewerkschaft.

Hinsichtlich der Ergebnisse seien vorweg zwei Aspekte angemerkt: Das 
Ziel der Untersuchung bestand vor allem darin, einen ersten, rein explorativ 
angelegten Einblick in das Themenfeld, die Diskussionsstränge und die Inter-
nationalisierungstendenzen in der Berufsausbildung zu gewinnen, Trends 
aufzuzeigen und Probleme zu identifizieren. Hinzu kommt: Die Ergebnisse 
der Untersuchung beziehen sich ausschließlich auf die duale Form der Be-
rufsausbildung und hier im Wesentlichen auf deren betrieblichen Anteil – 
auch wenn die berufsbildenden Schulen eine wichtige Rolle als Motor und 

3 Vgl. Busse/Klein (2010).
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„Initialzünder“ für die Entwicklung betrieblicher Initiativen zur internatio-
nalen Ausgestaltung des eigenen Ausbildungswesens spielen.

Zum Aufbau der Studie
Das anschließende Kapitel 2 beleuchtet die verschiedenen Ansätze zur Interna-
tionalisierung und internationalen Kompetenzentwicklung in der Berufsaus-
bildung. Es legt dar, welche Aspekte die Internationalisierung der Berufsaus-
bildung beinhaltet und inwiefern insbesondere zwei Faktoren eine zentrale 
Rolle spielen: die Entwicklung internationaler beruflicher Handlungskompe-
tenz und transnationale berufliche Mobilität. Kapitel 3 beantwortet anhand 
von sechs betrieblichen Fallstudien und unter Berücksichtigung mehrerer 
Experteninterviews die Frage: Welche Motive veranlassen Unternehmen 
dazu, Maßnahmen zur Internationalisierung der Berufsausbildung zu entwi-
ckeln? Die Fallstudien zeigen, wie einzelne Initiativen umgesetzt und ob 
bzw. wie sie innerbetrieblich geregelt werden. Sie untersuchen zudem, inwie-
weit die Interessenvertretung und die Auszubildenden selbst an der Ausge-
staltung und Umsetzung der Maßnahmen beteiligt sind. Kapitel 4 fasst die 
wichtigsten Befunde zusammen und bietet berufsbildungspolitischen und 
betrieblichen Akteuren zahlreiche Handlungsempfehlungen dafür, die Be-
rufsausbildung im Unternehmen international zu gestalten.
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2   INTERNATIONALISIERUNG DER 
 BERUFSAUSBILDUNG – WORUM GEHT ES?

2.1 Begründungszusammenhänge

Die gesellschaftliche Entwicklung ist mehr denn je durch Internationalisie-
rung und Globalisierung beeinflusst. Dies betrifft auch die Bereiche Bildung 
und Berufsbildung. Die nationalstaatlichen Grenzen schwinden, der welt-
weite Informationsaustausch über die neuen Kommunikationsmedien ist 
längst Normalität, die räumliche Mobilität wächst rasant; Erwerbstätigkeit, 
Dienstleistungen, Warenströme und das Generieren einzelbetrieblicher 
Wertschöpfung beschränken sich in weit geringerem Umfang als zuvor auf 
regionale oder lokale Räume. Die Menschen kommen in ihrem privaten und 
beruflichen Alltag zunehmend mit Situationen und Aufgaben in Berührung, 
in denen Fremdsprachenkenntnisse, interkulturelle Sensibilität sowie spezifi-
sches Wissen über Bedingungen und Entwicklungen in anderen Ländern 
und Kulturen sowie deren Sitten und Gebräuche von Bedeutung sind. Zu-
gleich wachsen die Neugier und das Bestreben, über den eigenen Tellerrand 
hinauszublicken.

In der Schule sowie in der Hochschulbildung sind die international aus-
gerichteten Inhalte und Lernerfahrungen seit langem fest verankert. Die in-
ternationale Dimension gehört zum Kanon der Allgemeinbildung und wird 
als notwendiger Teil der Persönlichkeitsentwicklung betrachtet, mittlerweile 
sogar in den Grundschulen und in der vorschulischen Erziehung. Die wissen-
schaftlichen Inhalte in den hochschulischen Studiengängen sind internatio-
nal anschlussfähig, Auslandserfahrungen gehören zum festen Bestandteil der 
Hochschulausbildung, spezielle Studiengänge mit länderübergreifend ange-
legten Fachkenntnissen gewinnen zunehmend an Bedeutung. Vor einigen 
Jahren wurden im Zuge des sogenannten Bologna-Prozesses der EU selbst die 
Studienstrukturen und -abschlüsse einander angeglichen.

Gleichzeitig wissen wir immer mehr über die Bildungs- und Hochschul-
systeme anderer Länder. Auch Entscheidungen über Schulformen und schu-
lische Inhalte werden immer häufiger mit internationalen Entwicklungen 
begründet. So bestimmen etwa die Ergebnisse der international vergleichen-
den Schul- und Lernleistungsstudien TIMSS, PISA, PIAAC sowie die OECD-
Vergleiche hinsichtlich der quantitativen Verteilung schulischer, beruflicher 
und akademischer Abschlüsse ganz wesentlich die öffentliche und politische 
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Debatte über die Organisationsstrukturen bzw. die didaktischen Prinzipien 
und Inhalte nationaler Bildungssysteme.

Dies gilt für den allgemeinbildenden Bereich und für die Hochschulen, 
merkwürdigerweise jedoch in weit geringerem Maße für den Bereich der be-
ruflichen Bildung, insbesondere für die berufliche Erstausbildung. Denjeni-
gen jungen Erwachsenen nämlich, die beispielsweise eine betriebliche Berufs-
ausbildung aufnehmen, stehen diese internationalen Lernerfahrungen in der 
Regel nicht durchgängig zur Verfügung. Obwohl sie im Arbeits- und Privat-
leben zunehmend vor international ausgerichteten Herausforderungen ste-
hen und obwohl die Berufsausbildung zum Ziel hat, die Persönlichkeit sowie 
die Kompetenzen der Auszubildenden und Beschäftigten am Arbeitsplatz 
und im Betrieb nachhaltig weiterzuentwickeln, sind relevante internationale 
Lerninhalte und -erfahrungen eher selten. Häufig gelten international ausge-
richtete Inhalte und Maßnahmen sogar immer noch als ausbildungshem-
mende Vorschriften (vgl. Borch u. a. 2003). 

Auf dieses Modernisierungsdefizit der deutschen Berufsausbildung im 
dualen System wird seit geraumer Zeit immer wieder nachdrücklich hinge-
wiesen (vgl. Wordelmann 2010a; Frommberger u. a. 2005), insbesondere auf 
die Notwendigkeit, die Berufsausbildung zu internationalisieren (vgl. BMBF 
2007). Damit ließe sich nicht nur auf veränderte Anforderungen und Ansprü-
che reagieren, die an die Berufsausbildung gestellt werden; eine Internationa-
lisierung dieses Bereiches würde auch dazu beitragen, die Attraktivität der 
Berufsausbildung zu steigern und damit das Fachkräftepotenzial zu sichern. 
Für junge Erwachsene, die vor der Wahl stehen, entweder eine Ausbildung 
zu absolvieren oder eine weiterführende Allgemeinbildung bzw. ein Hoch-
schulstudium aufzunehmen, kann die Chance auf Entwicklung internationa-
ler Kompetenzen bzw. auf einen Auslandsaufenthalt ein wichtiges Motiv dar-
stellen, die Berufsausbildung als attraktive Alternative zu begreifen. Insofern 
können verbesserte entsprechende Angebote dem aktuell drohenden Fach-
kräftemangel durchaus entgegenwirken.

Internationale Kompetenzen zu entwickeln heißt auch, Chancengleichheit 
zu fördern: Junge Erwachsene, die unterschiedliche Bildungswege einschla-
gen, sollten mit den erworbenen Fähigkeiten gleichwertige weiterführende 
Bildungschancen gewinnen. Parallel zur Allgemein- und Hochschulbildung 
ist daher die Vermittlung von Fremdsprachen- und internationalen Hand-
lungskompetenzen in der Berufsausbildung curricular fest zu verankern. 
Denn sie stellen einen bedeutsamen Bildungsbestandteil dar: Die Chance, 
nach der Aus- und Fortbildung in weiterführenden Bildungseinrichtungen 
(Hochschulen) weiterhin zu lernen, ist eng mit dem Vorhandensein interna-
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tionaler Kompetenzen und insbesondere Fremdsprachenkompetenzen ver-
bunden. Bislang besitzt dieses Wissen und Können in der beruflichen Aus- 
und Fortbildung nur einen vergleichsweise geringen Stellenwert. Indem sie 
internationale Kompetenzen fördert, kann die Berufsausbildung junger Er-
wachsener den Anschluss an die curricularen Entwicklungen im weiteren 
Bildungs- und Hochschulsystem gewährleisten.

Die Berufsausbildung zu internationalisieren bedeutet also grundsätz-
lich: National gewachsene und tradierte Bereiche der Allgemeinbildung, der 
beruflichen Aus- und Weiterbildung sowie der Hochschulbildung werden 
durch internationale Tendenzen beeinflusst und verändert. Internationalisie-
rung kennzeichnet damit die langfristige und manifeste Veränderung der 
Prinzipien der Berufsbildung, die erforderlich ist, da länderübergreifende In-
teraktionsbeziehungen der sozialen Akteure und Institutionen zunehmend 
relevant werden: zum Beispiel aufgrund von Markt- und Wettbewerbssituati-
onen, politischen und gesellschaftlichen Abstimmungsnotwendigkeiten oder 
individuellen Mobilitätsaktivitäten (vgl. Frommberger 2004). Angesichts der 
Eingrenzung solcher grenzüberschreitenden Interaktionsbeziehungen auf 
den europäischen Raum und die Politik der Europäischen Union werden 
auch die Begriffe Europäisierung bzw. „europäische Dimension“ verwendet. 

Für die Berufsbildung ist die zentrale Folge der Internationalisierung, 
dass zunehmend internationale Aspekte der Aus- und Weiterbildung relevant 
werden: interkulturelle Kompetenzen, Fremdsprachenkenntnisse und vor al-
lem international ausgerichtetes berufsspezifisches Fachwissen.

Tatsächlich tragen insbesondere europapolitische Beweggründe dazu bei, 
dass die Thematik an Bedeutung gewinnt. Beispielsweise förderten und för-
dern nationale und europäische Finanzierungsprogramme wie das EU-Bil-
dungsprogramm für lebenslanges Lernen (2007–2013) und das Nachfolge-
programm Erasmus+ (2014–2020)4 die flankierende Beratung der Akteure so-
wie die notwendigen Strukturen dafür, Auslandsmobilität zu unterstützen: 
Zum Beispiel wurde die Informations- und Beratungsstelle für Auslandsauf-
enthalte in der beruflichen Bildung (IBS) geschaffen, eine Serviceeinrichtung 
der Nationalen Agentur beim Bundesinstitut für Berufsbildung (NA BiBB)5.

4 Vgl. http://www.erasmusplus.de und https://www.bmbf.de/de/perspektiven-fuer-europas-jugendliche- 
489.html [9.3.2016].
5 Vgl. https://www.na-bibb.de/wer_wir_sind/aufgaben_und_leistungen/ibs_informations_und_ 
beratungsstelle_fuer_ auslandsaufenthalte_in_der_beruflichen_bildung.html [9.3.2016] und Metzdorf 
2014.

http://www.erasmusplus.de
https://www.bmbf.de/de/perspektiven-fuer-europas-jugendliche-489.html
https://www.bmbf.de/de/perspektiven-fuer-europas-jugendliche-489.html
https://www.na-bibb.de/wer_wir_sind/aufgaben_und_leistungen/ibs_informations_und_beratungsstelle_fuer_auslandsaufenthalte_in_der_beruflichen_bildung.html
https://www.na-bibb.de/wer_wir_sind/aufgaben_und_leistungen/ibs_informations_und_beratungsstelle_fuer_auslandsaufenthalte_in_der_beruflichen_bildung.html


2   Internationalisierung der  Berufsausbildung – worum geht es?

17

Die Verbesserung der internationalen Mobilität spielt ebenfalls bei den 
Vorschlägen und Instrumenten der Organe der Europäischen Union zur Mo-
bilitätsförderung im sogenannten Brügge-Kopenhagen-Prozess eine wichtige 
Rolle. Und auch in der Strategie „Europa 2020“ beschreibt die Europäische 
Kommission (2010) die Förderung der grenzüberschreitenden Mobilität Aus-
zubildender als zentrales Instrument zur Bekämpfung der Jugendarbeitslo-
sigkeit und als Beitrag für ein global wettbewerbsfähiges Europa.

Doch nicht nur wirtschaftliche Ziele werden im Kontext der Mobilität 
schulartübergreifend thematisiert  – der Erwerb internationaler Bildung ist 
zudem eng mit politischer Bildung und europäischer Identität verbunden: 
„Die Vorbereitung der Schülerinnen und Schüler auf die Herausforderungen 
von Globalisierung und Europäisierung erfordert einerseits den Wissenser-
werb über Europa und die Welt mit ihren vielfältigen Kulturen, andererseits 
muss zur Wissenskomponente Erfahrung durch Begegnung mit anderen Kul-
turen kommen, auch Kommunikationserfahrung gehört dazu“ (Landesregie-
rung Sachsen-Anhalt 2012, S. 28). 

Die Bundesregierung hat die „8. Leitlinie zur Modernisierung und Struk-
turverbesserung der beruflichen Bildung“ des vom Bundesministerium für 
Bildung und Forschung (BMBF) berufenen Innovationskreises Berufliche 
Bildung übernommen. Demnach sei die Zahl der Auslandsqualifizierungen 
in der beruflichen Ausbildung im Sinne eines Beitrags „zur langfristigen Wett-
bewerbsfähigkeit von Arbeitnehmern und Unternehmen“ bis 2015 zu verdop-
peln (vgl. BMBF 2007). Und der Bundestag beschloss im Januar 2013, bis zum 
Jahr 2020 den Anteil der Berufsabsolventen mit Auslandserfahrung auf zehn 
Prozent zu steigern (vgl. Metzdorf 2014).

In Abbildung 1 werden die einzelnen Begründungsstränge für die Vermitt-
lung internationaler Kompetenzen in der beruflichen Ausbildung skizziert und 
in den Zusammenhang mit den didaktischen und berufsbildungspolitischen 
Ansätzen gestellt. Diese werden nachfolgend in Kapitel 2.2 näher erörtert.

2.2 Bedeutungsspektrum: Von didaktischen Ansätzen  
bis zur Berufsbildungspolitik

Das Bedeutungsspektrum der Internationalisierung der Berufsausbildung ist 
ebenso breit, wie die Ansätze vielfältig sind. Nachfolgend werden verschiedene 
Themenfelder bzw. Aktivitäten benannt, die die Grundlage darstellen für die 
Weiterentwicklung der Berufsausbildung und die konkreten betrieblichen In-
ternationalisierungsstrategien, die in dieser Studie näher untersucht werden.
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Internationaler Transfer in der Berufsbildung 
In europäischen und außereuropäischen Ländern wird der Blick häufig auf 
gute Beispiele bzw. bewährte Systemansätze gerichtet, um von diesen zu ler-
nen und sie zugleich als Grundlage für die Optimierung der eigenen berufli-
chen Bildung zu nutzen. In der internationalen Wirtschafts- und Entwick-
lungszusammenarbeit etwa diente das deutsche duale System der Berufsaus-
bildung jahrzehntelang als Vorbild: einerseits zum Zwecke der programmati-
schen und inhaltlichen Ausrichtung der Beratungs- und Entwicklungsarbeit; 
andererseits aber auch, weil viele Länder davon ausgingen, dass es sich um ei-
nen erfolgreichen Berufsbildungsansatz handelte, der sich übertragen ließe. 
Seit etwa zwei Jahrzehnten, vor allem jedoch in den letzten Jahren angesichts 
der massiven Probleme der Jugendarbeitslosigkeit, gilt der Grundansatz des 
dualen Systems – das heißt die systematische Einbindung des „work-based 
learning“ in die Ausbildung – auch in vielen europäischen Ländern als attrak-
tive Perspektive für die Gestaltung der Berufsausbildung und wird daher um-
fangreich gefördert.6 Die jahrzehntelangen Erfahrungen mit den internatio-
nalen Transferbemühungen hinsichtlich des dualen Systems haben mittler-
weile auch offiziell zu der Erkenntnis geführt (vgl. BMZ 2012): Ein System-
transfer ist nicht möglich. Vielmehr geht es darum, bestimmte Elemente 
einer kooperativ angelegten Berufsausbildung zu übertragen bzw. in den 
Partnerländern zu implementieren.

Diese internationalen Austausche und Transferbemühungen zur Gestal-
tung der beruflichen Bildung werden gelegentlich ebenfalls dem Thema „In-
ternationalisierung der Berufsbildung“ oder „Internationalisierung des dua-
len Systems“ zugeordnet (vgl. Dybowski 2003; Spöttl 2015). Im Kontext der 
Europäischen Union und einer Berufsbildung in den Mitgliedsstaaten, die 
auf mehr Konvergenz abzielt, wird von einer Europäisierung der Berufsbil-
dung gesprochen (vgl. Grollmann/Rauner 2005).

6 Darunter fallen beispielsweise auch die Aktivitäten im Rahmen der Europäischen Ausbildungsallianz 
der Europäischen Kommission, vgl. http://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=1147&langId=de [9.3.2016]. 

http://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=1147&langId=de
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Bedeutungsspektrum der Internationalisierung der Berufsausbildung

Abbildung 1
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Grenzüberschreitende Rekrutierung von Auszubildenden
Angesichts des hohen Fachkräftebedarfs versuchen insbesondere größere Un-
ternehmen aktuell, vermehrt Auszubildende aus dem europäischen Ausland 
zu gewinnen, insbesondere aus Spanien und Griechenland, aber auch aus 
Nachbarländern wie den Niederlanden. Diese grenzüberschreitend angelegte 
Rekrutierung des Fachkräftenachwuchses kann ebenfalls als eine Form davon 
verstanden werden, die Berufsausbildung in Deutschland zu internationalisie-
ren. Maßnahmen dieser Art werden beispielsweise finanziert über das Sonder-
programm des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales zur „Förderung 
der beruflichen Mobilität von ausbildungsinteressierten Jugendlichen und ar-
beitslosen jungen Fachkräften aus Europa (MobiPro-EU)“ (vgl. BMAS 2013): 
Europäische Auszubildende und Fachkräfte in Engpassberufen, die in Deutsch-
land eingestellt werden, haben die Möglichkeit, sich Sprachkurse fördern zu 
lassen; Auszubildende können über dieses Programm einen Deutschkurs be-
reits im Heimatland besuchen oder parallel zu einem vorgeschalteten Prakti-
kum in Deutschland. Bei Bedarf können ausbildungsbegleitende Hilfen geför-
dert und im Rahmen dessen noch weitere Sprachkursstunden genommen 
werden. Zudem hat die deutsche Bundesregierung im Dezember 2012 mit den 
Bildungsministern der EU-Länder Spanien, Griechenland, Lettland, Slowakei, 
Portugal, Italien und unter Beteiligung der Europäischen Kommission ein Me-
morandum unterzeichnet: Dessen Zielsetzung ist es, diese sechs Partnerländer 
bei ihren Reformen im Bereich der Ausbildungssysteme zu unterstützen. Dar-
über hinaus besteht ein wichtiger Bestandteil dieser Vereinbarung darin, die 
Mobilität von Jugendlichen und Arbeitnehmern mit Blick auf eine Ausbil-
dung bzw. Beschäftigung in Deutschland zu stärken (vgl. Schavan u. a. 2012).

Mobilität in grenznahen Regionen fördern
In grenznahen, oft strukturschwachen Regionen werden den Auszubilden-
den häufig Angebote gemacht, die darauf abzielen, sie für den Arbeitsmarkt 
des Nachbarlandes zu qualifizieren. Initiiert und entwickelt werden solche 
Angebote von Stellen wie beispielsweise Kammerorganisationen, die für die 
betriebliche Berufsbildung zuständig sind, aber auch von Ausbildungsbetrie-
ben oder berufsbildenden Schulen. Sie umfassen teils spezielle Zusatzqualifi-
kationen, teils weitergehende Ansätze in Form grenzüberschreitender Ver-
bundausbildungen zwischen Schulen und/oder Betrieben diesseits und jenseits 
der Grenze (vgl. Schlottau 2004; Nijsten 2004). In diesen Zusammenhang ge-
hören auch regional und lokal organisierte Kampagnen und Projekte, die 
über länderübergreifende Mobilität informieren und diese fördern. Sie wer-
den etwa von den Kammerorganisationen und den Arbeitsämtern initiiert. 
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Die Angebote umfassen jedoch auch weitere Möglichkeiten: zum Beispiel 
Aktivitäten und Kooperationen berufsbildender Schulen, die den internatio-
nalen Austausch sowie Kontakte in der beruflichen Bildung fördern (vgl. van 
der Veur 1997; Bve Raad 1999; Busse 2007); Fortbildungsmaßnahmen für 
Lehrkräfte an berufsbildenden Schulen und für betriebliche Ausbilder; Maß-
nahmen privater Aus- und Weiterbildungsträger zur Internationalisierung 
des Berufsbildungsangebots, auch zum Zwecke der Konkurrenzfähigkeit ge-
genüber ausländischen Anbietern (vgl. Luther u. a. 2002).

Marketing für den internationalen Bildungsmarkt 
Zahlreiche Betriebe und Anbieter beruflicher Bildung entfalten Marketing-
Aktivitäten, um sich im internationalen und europäischen Wettbewerb zu po-
sitionieren. Auf deutscher Seite werden derartige Bemühungen und Aktivitä-
ten von der Bundesregierung und dem Bundesinstitut für Berufsbildung 
(BIBB) besonders gefördert und unterstützt, konkret mit der konzertierten 
Aktion „Internationales Marketing für den Bildungs- und Forschungsstandort 
Deutschland“, einer Gemeinschaftsinitiative von Bund, Ländern, Gemeinden, 
Wissenschaft und Wirtschaft. Um das internationale Marketing in der berufli-
chen Bildung umzusetzen, gründete das Bundesministerium für Bildung und 
Forschung die Arbeitsstelle iMOVE (International Marketing Of Vocational 
Education) beim Bundesinstitut für Berufsbildung (vgl. BMBF 2003) und bau-
te sie bis heute aus. Zuletzt initiierte das BMBF das umfangreiche und mehr-
jährige Förderprogramm Berufsbildungsexport7 mit dem Ziel, die Aktivitäten 
der Weiterbildungsanbieter in diesem Bereich zu unterstützen.

Lehr- und Lernprozesse neu gestalten 
Die Berufsausbildung zu internationalisieren heißt insbesondere, die Inhalte 
und Formen der beruflichen Lehr- und Lernprozesse zu verändern und sie in 
den Ausbildungsbetrieben und Berufsschulen methodisch anzupassen, um 
internationale berufliche Handlungskompetenz vermitteln zu können (vgl. 
Kap. 2.3). Dazu sind verschiedenste Faktoren erforderlich: eine Veränderung 
der curricularen Grundlagen der Berufsausbildung, neue Formen des Lehrens 
und Lernens interkultureller und internationaler Kompetenzen, Fremdspra-
chenerwerb mithilfe spezieller Lehr-Lern-Arrangements, Auslandsaufenthalte 
und -praktika im Rahmen der Ausbildung. Zur Entwicklung internationaler 
Kompetenzen tragen sowohl einzelbetriebliche und berufsschulische Aktivi-

7 Vgl. www.berufsbildungsexport.de.

www.berufsbildungsexport.de
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täten bei als auch nationale und europäische Programme, die transnationale 
Mobilität sowie die Kooperation von Auszubildenden, Ausbildenden und be-
rufsbildenden Einrichtungen fördern und erhöhen.

Europäische Berufsbildungspolitik
Die Organe der Europäischen Union zielen mit den ihnen zur Verfügung ste-
henden Mitteln und Instrumenten zumindest indirekt darauf ab, die europä-
ischen Integrationsentwicklungen im Bildungs- und Berufsbildungsbereich 
und auf dem Arbeitsmarkt durchzusetzen. Ebenso wie in anderen Politikfel-
dern verfolgt die Europapolitik in den Bereichen Bildung und Berufsbildung 
allgemein das Ziel, die Vergleichbarkeit zu verbessern. Konkret geht es in 
diesem Fall darum, die Mobilitätsraten zwischen den Bildungs- und Beschäf-
tigungssystemen zu erhöhen. Bei entsprechenden Maßnahmen greift auch 
hier gegebenenfalls das Subsidiaritätsprinzip. Die Mobilität der Arbeitskräfte 
auf dem Arbeitsmarkt sowie die Mobilität zu Lernzwecken (vgl. Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften 2009) werden mit zahlreichen Program-
men und Instrumenten gefördert: „As players on the global education market, 
national VET [Vocational education and training8] systems need to be connec-
ted to the wider world in order to remain up-to-date and competitive. They 
have to be more capable of attracting learners from other European and third 
countries, providing them with education and training as well as making it 
easier to recognize their skills. Demographic change and international 
 migration make these issues even more relevant. Although a European area 
of education and training is emerging, we have still not achieved our original 
objective of removing obstacles to mobility and we see that the mobility of 
learners in VET remains low. Better and targeted information provision and 
guidance are needed to attract more foreign learners to our VET systems. 
 Substantially increasing transnational mobility of VET learners and teachers, 
and recognizing the knowledge, skills and competences they have acquired 
abroad, will be an important challenge for the future.“ (European Commission 
2010)

Internationalisierung erfordert also auch eine umfassende Europäische 
Bildungspolitik, die transnationale Maßnahmen ergreift (vgl. Frommberger 
2006). Dies umfasst aktuell insbesondere die Abstimmung und Transparenz 
nationaler Zertifikate: z. B. Gleichstellungs- und Entsprechungsverfahren von 
Berufsabschlüssen, Profilbeschreibungen von Aus- und Weiterbildungsberu-

8 Vgl. http://ec.europa.eu/education/policy/vocational-policy/index_en.htm [9.3.2016].

http://ec.europa.eu/education/policy/vocational-policy/index_en.htm
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fen in verschiedenen Sprachen, die Entwicklung europäischer Berufsbilder, 
EU-einheitliche Formulare zur Beschreibung von Berufsbildungsgängen 
(certificate supplements/Zeugniserläuterungen) sowie den Europass9.

Konvergenzen verschiedenartiger  
Berufsbildungssysteme  nutzen
Nationale und europäische Strategien, die eine Konvergenz der Berufsbil-
dungssysteme anstreben, können ebenso als Internationalisierung respektive 
Europäisierung verstanden werden. Hierzu gehören beispielsweise Verände-
rungen der Aufbau- und Ablaufstruktur der curricularen Organisation und 
der didaktischen Prinzipien beruflicher und allgemeiner Bildung, die der 
Mobilität und Vergleichbarkeit bzw. Anerkennung von Qualifikationen die-
nen sollen: z. B. eine Modularisierung (vgl. Pilz 2009), verschiedene Stufen-
bildungskonzepte bzw. Qualifikationslevel (im Sinne einer Abgrenzung von 
Berufsbildungsgängen) oder Maßnahmen, die die Ergebnisorientierung beruf-
licher Ausbildungsprozesse und Qualifikationen betonen (competence-based 
standards, vgl. Williams/Raggat 1998). Aktuell wird dieser Diskurs unter dem 
Begriff „Learning Outcomes“ geführt (vgl. Cedefop 2010; Frommberger 2013). 
Nationale Strukturen in der beruflichen Bildung werden beeinflusst bzw. an-
geschoben durch internationale Kommunikationsprozesse und politische Ent-
wicklungen.

Vergleichbarkeit von Qualifikationen und Kompetenzen:  
ECVET und EQR
Zwei aktuelle Ansätze zielen auf eine internationale Transparenz und Ver-
gleichbarkeit der unterschiedlichen Abschlüsse und Kompetenzen zwischen 
den verschiedenen Mitgliedstaaten ab und sollen so zur transnationalen Mobi-
lität beitragen: das Europäische Leistungspunktesystem für die Berufsbildung 
(European Credit System for Vocational Education and Training, ECVET) und 
der Europäische Qualifikationsrahmen (EQR). 

Ein Qualifikationsrahmen stellt eine Synopse dar, die diverse Bildungsab-
schlüsse und idealtypisch zu erwerbende Kompetenzen aus der Allgemein-, Be-
rufs- und Hochschulbildung abbildet, differenziert und zueinander in Bezie-
hung setzt. Die Basis der Verortung der Abschlüsse und Kompetenzen bilden 
vergleichbare allgemeine Kriterien, sogenannte Deskriptoren. Mit ihnen kön-
nen Niveauunterschiede begründet werden. Der Begriff Qualifikation steht in 

9 Vgl. http://www.europass-info.de.

http://www.europass-info.de
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dieser Terminologie für die Abschlüsse, die in einem Bildungsgang bzw. im 
Rahmen eines Beurteilungs- und Zertifizierungsvorgangs erworben werden 
können.

Im Kontext der europäischen Berufsbildungspolitik soll der supranationa-
le Qualifikationsrahmen EQR vor allem die Transparenz der diversen Ab-
schlüsse und Zertifikate bzw. Kompetenzen über nationale Grenzen hinweg 
verbessern, um damit schließlich die Bedingungen für eine länderübergreifen-
de Ausbildungs- und Arbeitsmobilität in einem europäischen Ausbildungs- 
und Beschäftigungssystem zu erhöhen. Der EQR ist jedoch nicht mit einem 
Anerkennungsmechanismus gleichzusetzen. Er stellt vielmehr ein Überset-
zungsinstrument dar, das der Transparenz der Abschlüsse und Kompetenzen 
dienen soll. Insofern abstrahiert der EQR von den nationalen Unterschieden 
hinsichtlich der Inhalte und Formen der Bildung und Ausbildung. In einem 
nationalen Qualifikationsrahmen (NQR, in Deutschland: DQR) werden die 
nationalen Bildungsabschlüsse und Kompetenzen geordnet. Der nationale 
Qualifikationsrahmen bildet damit die Grundlage für die Einordnung der na-
tionalen Bildungsabschlüsse in den europäischen Qualifikationsrahmen. 

Das europäische Leistungspunktesystem für die Berufsbildung ECVET ist 
im Hochschulbereich bereits als ECTS (European Credit Transfer and Accu-
mulation System) verankert. Es trägt ebenfalls dazu bei, die Transparenz der 
unterschiedlichen Lernleistungen aus verschiedenen Ausbildungsteilberei-
chen zu erhöhen. Die Zuordnung von Kreditpunkten zu typischen Lern- und 
Kompetenzeinheiten, die Bestandteile von Bildungsgängen sein können, soll 
die Transparenz der Abschlüsse sowie die Möglichkeit der sukzessiven Akku-
mulation individueller Kompetenzen und Abschlüsse verbessern. Dies fördert, 
so die Annahme, die Anerkennung und Anrechnung individueller Lernleis-
tungen und erhöht schließlich auch die Mobilität (im Sinne der Durchlässig-
keit) zwischen verschiedenartigen Systemen. 

Mit den Instrumenten EQR und ECVET sind weitere Strukturprinzipien 
bzw. Merkmale verbunden, die ebenfalls die Anerkennung und Anrechnung 
und somit die grenzüberschreitende Mobilität erleichtern sollen: insbesonde-
re Ansätze zur Unterteilung der Bildungsgänge und Abschlüsse in Kompe-
tenzbündel bzw. Lerneinheiten sowie die Lernergebnisorientierung (Prinzip 
der Learning Outcomes). Mit Letzterer werden die individuellen Verhaltens-
möglichkeiten bzw. Kompetenzen zum Leitbild bei der Konstruktion curri-
cularer Grundlagen. Damit erfolgt eine gewollte Abkehr von detaillierten be-
rufsfachlichen Elementen und weiteren inputorientierten Standards der Nor-
mierung von Ausbildungsprozessen, beispielsweise der Lernortbindung. 
Dies bewirkt erneut eine Abstraktion der Unterschiede zwischen verschiede-
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nen Bildungsteilbereichen und Bildungssystemen. Auf der Basis dieser ge-
meinsamen „Sprache“ wird eine bessere Vergleichbarkeit erwartet. Ob diese 
Instrumente der beruflichen Mobilität letztlich nutzen, ist jedoch bislang 
nicht belastbar nachgewiesen (vgl. Bohlinger 2008; Eberhardt 2012): Es lie-
gen keine Untersuchungen vor, die aufzeigten, dass diese Transparenzansätze 
zu einer erhöhten Mobilität führen.

Anerkennung ausländischer Qualifikationen
In Deutschland werden angesichts europäischer Anforderungen und insbe-
sondere im Zusammenhang mit der Gewinnung von Fachkräften insbeson-
dere zwei Maßnahmen vorangetrieben: die Etablierung sowie die konkrete 
Umsetzung gesetzlicher Grundlagen zur Anerkennung von Abschlüssen und 
Kompetenzen, die nicht im Inland erworben wurden. Probleme der Aner-
kennung und Anrechnung von im Ausland erworbenen Qualifikationen stel-
len eines der größten Mobilitätshindernisse dar (vgl. Hölbling 2010). Das so-
genannte Anerkennungsgesetz10 ist ein Ausdruck dieser Entwicklung: Es trat 
am 1.4.2012 in Kraft und verfolgt seither das Ziel, die Anerkennung ausländi-
scher Qualifikationen zu erleichtern. Das Gesetz soll sowohl Strukturen als 
auch Verfahren zur Bewertung und Anerkennung von im Ausland erworbe-
nen beruflichen Qualifikationen vereinfachen und verbessern (vgl. BMBF 
2012, S. 3).

In dem Gesetz geht es nicht primär um die Frage der Anerkennung oder 
Anrechnung auf die Berufsausbildung, sondern um die rechtlichen Modalitä-
ten zur Prüfung und Anerkennung von beruflichen Abschlüssen und Zeug-
nissen, die im Ausland erworben worden sind – und zwar unter Einbezie-
hung außereuropäischer Staaten. Das Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz 
(BQFG) als Kern des Anerkennungsgesetzes ist vor allem für die dualen Aus-
bildungsberufe anwendbar (ebd., S. 4).

Für die Frage der Anerkennung der Berufsqualifikationen aus den EU-
Mitgliedstaaten greift primär die Berufsanerkennungsrichtlinie 2005/36/EG. 
Das Anerkennungsgesetz umfasst in Artikel 1 das Berufsqualifikationsfeststel-
lungsgesetz, das die Verfahren und Kriterien für die Prüfung der Gleichwer-
tigkeit der ausländischen Berufsqualifikation mit dem inländischen Refe-
renzberuf regelt. Es „dient der besseren Nutzung von im Ausland erworbe-
nen Berufsqualifikationen für den deutschen Arbeitsmarkt, um eine qualifi-

10 Kurzform für „Gesetz zur Verbesserung der Feststellung und Anerkennung im Ausland erworbener 
Berufsqualifikationen“.
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Anerkennungswege in Deutschland

Abbildung 2
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kationsnahe Beschäftigung zu ermöglichen“ (§ 1 BQFG). Dabei soll die 
Gleichwertigkeit der im Ausland erworbenen Ausbildungsnachweise mit 
den inländischen festgestellt werden (vgl. § 2 Abs. 1 BQFG). Gültig ist das Ge-
setz für alle Personen, die solche Ausbildungsnachweise im Ausland erwor-
ben haben und eine Erwerbstätigkeit ausüben wollen, die ihren Berufsquali-
fikationen entsprechen (vgl. § 2 Abs. 2 BQFG). Laut § 3 handelt es sich bei sol-
chen Ausbildungsnachweisen um Prüfungszeugnisse und Befähigungsnach-
weise, die von zuständigen Stellen nach Abschluss einer erfolgreich 
absolvierten Berufsbildung ausgestellt werden (vgl. § 3 Abs. 2 BQFG). Die 
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(deutsche) zuständige Stelle bzw. die von den zuständigen Stellen eingerich-
teten Instanzen müssen demnach eine Gleichwertigkeit der im Ausland er-
worbenen Ausbildungsnachweise feststellen. Die vorhandenen Anerken-
nungsregelungen in den Berufsgesetzen (z. B. für Ärzte) haben jedoch Vor-
rang vor dem BQFG (Subsidiaritätsprinzip). Grundsätzlich ist dabei zwi-
schen reglementierten und nicht reglementierten Berufen zu unterscheiden. 
Bei nicht reglementierten Berufen ist die Art der Ausübung nicht gebunden 
an die Führung einer Berufsbezeichnung, die durch Rechts- oder Verwal-
tungsvorschriften auf Personen beschränkt ist, die über bestimmte Berufs-
qualifikationen verfügen (vgl. BMBF 2012, S. 5). Duale Ausbildungsberufe 
sind in diesem Sinne nicht reglementierte Berufe.

Veränderungen im Berufsbildungsgesetz (BBiG)
Auch im Rahmen der Novellierung des Berufsbildungsgesetzes (BBiG) im 
Jahr 2005 wurden Anerkennungsregelungen angepasst, konkret durch § 2 
Abs. 3 BBiG und § 76 Abs. 3 BBiG. Demnach können Ausbildungsabschnitte 
bis zu einem Viertel der Gesamtausbildungsdauer im Ausland verbracht wer-
den. Hierbei handelt es sich zwar ausschließlich um die Anerkennung des 
Auslandsaufenthaltes für die betriebliche Ausbildungszeit im Ausbildungs-
betrieb, die gemäß Ausbildungsvertrag zu erbringen ist, und damit explizit 
nicht um die Anerkennung oder gar Anrechnung erworbener (Teil-)Ab-
schlüsse auf die inländische Berufsausbildung. Grundsätzlich steht es den 
Lernorten in der Berufsausbildung und den Prüfungsausschüssen der zustän-
digen Stellen jedoch frei, auch im Ausland erbrachte und zertifizierte Leis-
tungen stärker in die Bewertung der Ausbildungsleistungen und gegebenen-
falls auch in die Abschlussprüfungen einzubeziehen.

2.3 Internationale berufliche Handlungskompetenz

Die Relevanz der internationalen Handlungskompetenz in der beruflichen 
Bildung hat in den letzten Jahren zugenommen. Die Ursache liegt vor allem 
in der rasanten Internationalisierung der Wirtschafts-, Arbeits- und Lebens-
welt, die zu neuen Anforderungen und Qualifizierungsbedarfen führt und 
damit auch auf die beruflichen Ausbildungssysteme wirkt. Auf der Facharbei-
ter-, Gesellen- und Angestelltenebene werden solche internationalen Kompe-
tenzen immer wichtiger, um den aktuellen Anforderungen begegnen zu kön-
nen. Dabei handelt es sich nicht nur um Fremdsprachenkompetenzen: Auch 
Kenntnisse über alternative technische bzw. kaufmännische Standards oder 



Internationalisierung der Berufsausbildung als Herausforderung für Politik und Betriebe

28

die Fähigkeiten, Verhaltensweisen und Einstellungen in anderen Kulturen 
angemessen deuten zu können, gewinnen für die Weiterentwicklung der Per-
sönlichkeit und die Möglichkeit, grenzüberschreitende Kontakte in Beruf 
und Privatleben zu nutzen und zu pflegen, vermehrt an Bedeutung.

Diese allgemeinen Aussagen werden durch die Ergebnisse von Untersu-
chungen zum Bedarf an Fremdsprachenkenntnissen, interkultureller Kom-
petenz und auslandsbezogenem Fachwissen in deutschen Unternehmen em-
pirisch gestützt. Im Auftrag des BIBB wurde 1999 und 2006 jeweils eine re-
präsentative Umfrage unter Erwerbstätigen durchgeführt. Laut dieser stieg 
der Anteil der Arbeitnehmer, die am Arbeitsplatz englischsprachige Fachter-
minologien nutzen, im genannten Zeitraum von 10 auf 16 Prozent. Bei den 
Erwerbstätigen mit einer dualen oder schulischen Berufsausbildung sind es 
13 Prozent, während 24 Prozent zumindest Grundkenntnisse benötigen 
(Hall 2008). Fremdsprachenkenntnisse spielen nach dieser Umfrage eine 
überdurchschnittlich große Rolle bei den Groß- und Außenhandelskaufleu-
ten, Warenkaufleuten und anderen Dienstleistungskaufleuten wie z. B. Ver-
kehrs- und Werbefachleuten sowie in Hotel- und Gaststätten- bzw. Elektrobe-
rufen (Hall 2007, S. 49). Der Bedarf an Fremdsprachenkenntnissen ist bei gro-
ßen Unternehmen mit mehr als 500 Mitarbeitern ausgeprägter (23 Prozent 
der Erwerbstätigen benötigen Englischkenntnisse auf fortgeschrittenem Ni-
veau) als bei mittleren (16 Prozent) und kleinen Unternehmen (14 Prozent) 
(Hall 2008, S. 221).

Allgemein lässt sich internationale berufliche Handlungskompetenz als 
ein Bündel an Kenntnissen, Fertigkeiten und Einstellungen beschreiben, das 
seinen Träger in die Lage versetzt, sich in einem internationalen beruflichen 
Umfeld zu bewegen. Hierbei kann es sich einerseits um eine Tätigkeit im Aus-
land handeln, beispielsweise um die Montage oder Wartung einer Anlage vor 
Ort. Andererseits werden internationale Anforderungen auch im Heimatland 
bewältigt: etwa wenn es gilt, Produkte nach ausländischen oder internationa-
len technischen Standards zu fertigen, fremdsprachige Bedienungsanleitun-
gen zu lesen, fremdsprachige Formulare zu bearbeiten, im Ausland Informati-
onen zu beschaffen, ausländische Kunden zu betreuen oder mit ausländischen 
Kolleginnen und Kollegen zusammenzuarbeiten. Zu den Fertigkeiten, Kennt-
nissen und Einstellungen, die für eine derart „internationale“ Tätigkeit erfor-
derlich sind, gehören insbesondere

 –  hervorragende fachliche Kenntnisse im beruflichen Betätigungsfeld,
 –  Fremdsprachenkenntnisse (in sehr unterschiedlicher Tiefe: Fachsprache, 

Hör- bzw. Leseverstehen, aktives Sprechen, sprachliche Reparatur- und 
Überlebenstechniken),
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 –  Kenntnisse der Informationsbeschaffung im internationalen Kontext,
 –  Beherrschung und Anwendung international gültiger aber auch landes-

spezifischer Normen und Standards,
 –  Kenntnisse internationalen Rechts, internationaler Geschäftspraktiken so-

wie der jeweiligen Arbeits- und Betriebskultur,
 –  Bereitschaft zur Mobilität,
 –  Bereitschaft und Fähigkeit, sich an andere soziokulturelle Bedingungen 

anzupassen,
 –  Offenheit für andere Kulturen,
 –  Verständnis für andere Mentalitäten,
 –  Vertretung und Vermittlung deutscher Standards im Ausland,
 –  Kenntnisse der Wirtschafts- und Arbeitsbeziehungen im Ausland,
 –  Fähigkeiten im Umgang mit ausländischen Kunden, Geschäftspartnern 

und Kollegen.

Diese Kenntnisse, Fertigkeiten und Einstellungen lassen sich weitgehend fol-
genden Bereichen zuordnen:
 –  Fremdsprachenkompetenz
 –  interkultureller Kompetenz 
 –  internationaler fachlicher Kompetenz.

Einige der darin enthaltenen Kenntnisse, Fertigkeiten und Einstellungen gel-
ten dabei eher als allgemeine Zugangsvoraussetzungen für eine „internatio-
nale“ Tätigkeit, vor allem
 –  hervorragende fachliche Kenntnisse im beruflichen Betätigungsfeld,
 –  Fremdsprachenkenntnisse,
 –  die Bereitschaft zur Mobilität,
 –  Verständnis für andere Mentalitäten sowie
 –  Fähigkeiten im Umgang mit ausländischen Kunden, Geschäftspartnern 

und Kollegen.

Die Bereiche der internationalen beruflichen Handlungskompetenz stehen 
nicht unverbunden nebeneinander, sondern weisen Überschneidungen auf: 
So gehört die Kenntnis fachsprachlicher Ausdrücke in einer anderen Sprache 
sowohl zum Bereich Fremdsprachenkompetenz als auch zur internationalen 
fachlichen Kompetenz; Reparatur- und Überlebenstechniken – also Kennt-
nisse, die dazu dienen, sich in einem Land „durchzuschlagen“ und sprachli-
che wie interkulturelle Missverständnisse zu beheben bzw. zu vermeiden – 
haben mit Fremdsprachenkompetenz sowie mit interkultureller Kompetenz 
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zu tun; Kenntnisse über die Wirtschafts- und Arbeitsbeziehungen bzw. Ge-
schäftspraktiken in einem anderen Land lassen sich sowohl dem Bereich der 
interkulturellen Kompetenz als auch dem der internationalen fachlichen 
Kompetenz zuordnen.

Zu beachten ist ferner: Bei diesem Definitionsversuch handelt es sich 
nicht um eine allgemeingültige Begriffsbestimmung, sondern je nach Zuge-
hörigkeit zu spezifischen Berufsgruppen und Tätigkeitsfeldern bzw. abhän-
gig von bestimmten hierarchischen Positionen sind unterschiedliche Bündel 
von Qualifikationsanforderungen gefragt. In einem Beruf bzw. Tätigkeitsfeld 
wird eher die sprachliche Seite dominieren, in einem anderem die interkultu-
rellen Fähigkeiten, während für einen dritten Arbeitnehmer das Internatio-
nale seiner Tätigkeit darin besteht, seine berufsfachlichen Kompetenzen im 
Ausland einzusetzen. Doch unabhängig davon, um welchen Beruf oder wel-
che Tätigkeit es sich handelt, wird das Anforderungsspektrum an eine inter-
nationale Tätigkeit stets, jedoch jeweils mehr oder weniger stark ausgeprägt, 
alle drei Bereiche – vielleicht sollte man sie besser „Dimensionen“ nennen – 
aufweisen: Anforderungen an die fachliche, die sprachliche und die interkul-
turelle Kompetenz. Graphisch ist dieser Zusammenhang in der Abbildung 3 
dargestellt.

2.4 Transnationale berufliche Mobilität

Der Mobilitätsbegriff ist vielschichtig. Im Zusammenhang mit der berufli-
chen Bildung steht jedoch das erziehungs- und sozialwissenschaftliche Be-
griffsverständnis im Vordergrund. Hierbei geht es vor allem um die individu-
elle, die soziale sowie die berufliche Mobilität und damit auch um die grenz-
überschreitenden Wechsel zwischen Orten sowie um die Bewegungs- und 
Entwicklungsmöglichkeiten auf Basis der Angebote in den Bildungs- und Be-
rufsbildungssystemen sowie zwischen verschiedenen Bildungssystemen. In 
der Berufsbildungsforschung stehen bei der Begriffsbildung die Beschrei-
bung und Kontextualisierung der individuellen und strukturellen Bedingun-
gen und Möglichkeiten der Mobilität im Mittelpunkt. Dabei lassen sich nach 
Otto (2004) zunächst folgende Aspekte der Mobilität unterscheiden:
 –  die Mobilität an sich (Mobilitätsverhalten, realisierte Mobilität)
 –  die Mobilitätsfähigkeit
 –  die Mobilitätsbereitschaft
 –  das Mobilitätserfordernis.
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Die realisierte Mobilität bzw. das Mobilitätsverhalten ist idealerweise ein Er-
gebnis vorhandener Mobilitätsbereitschaft, der Mobilitätsfähigkeit und der 
Mobilitätserfordernis. 

Das besondere Merkmal grenzüberschreitender Mobilität liegt in der zu-
sätzlichen räumlichen, territorialen, geographischen und regionalen Bewe-
gungsrichtung. Es ist davon auszugehen, dass die grenzüberschreitende Mo-
bilität und damit die Auslandserfahrung in einem positiven Zusammenhang 
mit der individuellen, sozialen und beruflichen Mobilität stehen. Zudem ist 
evident: Die tatsächliche Mobilität hängt in hohem Maße von den anderen 
Aspekten der Mobilität ab, insbesondere von der Mobilitätsfähigkeit und der 
Mobilitätsbereitschaft.

Die internationale Mobilität, konkret etwa ein Auslandsaufenthalt im 
Rahmen einer beruflichen Erstausbildung, stellt ein didaktisches Arrange-
ment dar, das besonders hilfreich dafür ist, internationale Kompetenzen zu 
entwickeln. Denn Letztere werden in diesem Fall nicht (nur) indirekt in der 
gewohnten Umgebung – das heißt in der Berufsschule oder im Ausbildungs-
betrieb mittels der üblichen Unterrichts- und Ausbildungsformen – erwor-
ben; darüber hinaus erhalten die Auszubildenden die Gelegenheit, für einen 
bestimmten Zeitabschnitt an einen Lernort zu wechseln, der sie direkt mit 
ausgewählten internationalen und ziellandbezogenen fachlichen und persön-
lichen Anforderungen konfrontiert. Diese unmittelbare Konfrontation mit 
solchen Anforderungen und die Notwendigkeit, sie zu bewältigen, sind mit 
besonders positiven Effekten für die gewünschten Lernprozesse verbunden: 
Die Auszubildenden können ihre zuvor erworbenen Kompetenzen, wie zum 
Beispiel Fremdsprachenkenntnisse, erproben und werden mit neuen Heraus-
forderungen und Erfahrungen konfrontiert, die wiederum dazu beitragen, 
ihre Motivation zu steigern und ihre vorhandenen Kompetenzen weiterzu-
entwickeln. Nicht zuletzt aus diesen Gründen hat die internationale Mobili-
tät in der Berufsbildung bereits eine lange Tradition (vgl. Wadauer 2005). 
Seit dem Spätmittelalter zogen Handwerksgesellen und Kaufmannsgehilfen 
in andere Regionen und Länder, um sich fachlich und persönlich weiterzu-
bilden. Die sogenannte Walz, die Wanderschaft zukünftiger oder bereits aus-
gebildeter Gesellen, war in einigen Zünften sogar Pflicht.

Auslandsaufenthalte tragen mithin in besonders hohem Maße dazu bei, 
internationale berufliche Handlungskompetenzen zu entwickeln (vgl. Kris-
tensen 2010; Heimann 2010). Der Gesamtnutzen der Auslandsaufenthalte 
wird von Auszubildenden, die selbst diese Erfahrung gemacht haben, als 
hoch bzw. sehr hoch eingeschätzt (vgl. Friedrich/Körbel 2011; zusammenfas-
send Krichewsky 2011). Insofern wäre es sinnvoll, die Möglichkeiten der Aus-
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landsmobilität in der beruflichen Bildung systematisch weiterzuentwickeln 
und fest zu verankern.

Zwar gewinnen die internationalen Kompetenzen in den neu entwickelten 
Ausbildungsordnungen an Relevanz (vgl. Wordelmann 2010b); doch insge-
samt ist der Anteil der Auszubildenden, die einen ausbildungsbezogenen Aus-
landsaufenthalt absolvieren, noch sehr gering. Er liegt – bei unterschiedlichen 
Schätzungen – nicht höher als vier Prozent (vgl. WSF 200711; Friedrich/Körbel 
2011). Im Hochschulbereich hingegen absolviert jeder vierte Studierende im 
Rahmen des Studiums einen Auslandsaufenthalt (vgl. Heublein u. a. 2011), 
jede/r zweite bis dritte Studierende plant einen Auslandsaufenthalt während 
des Studiums. Hinzu kommt: Die Auslandsaufenthalte, die bislang im Rahmen 
der Berufsausbildung stattfinden, dauern mehrheitlich nicht länger als drei 
Wochen (vgl. Friedrich/Körbel 2011), wodurch ein systematischer und nach-
haltiger Erwerb internationaler Kompetenzen nur ansatzweise möglich wird.

Bei dem für die grenzüberschreitende Mobilität wichtigen Förderpro-
gramm Erasmus+ (ehemals Leonardo da Vinci), Teil des EU-Bildungspro-
gramms für lebenslanges Lernen, haben die beantragten und geförderten 
Auslandsaufenthalte in den letzten Jahren zwar beträchtlich zugenommen 
(vgl. BIBB 2010, S. 413). Doch der Anteil dieser für kurze Zeit grenzüber-
schreitend mobilen Personengruppe an der Gesamtteilnehmerzahl in der be-
ruflichen Bildung ist insgesamt sehr gering und bewegt sich innerhalb der 
jüngst genannten Schätzwerte. Die Anzahl der an grenzüberschreitenden 
Mobilitätsmaßnahmen Teilnehmenden wird für den Bereich Berufsausbil-
dung nicht genau erfasst – ebenso wenig wie für die Bereiche Berufliche Wei-
terbildung und Innerbetriebliche Personalentwicklung. Das disparate Daten-
material aus offiziellen Austauschprogrammen sowie einzelnen Untersuchun-
gen wurde bislang weder systematisch erfasst noch geprüft noch ausgewertet. 
Zum Thema Internationale Bildungsmobilität liegen zwar mehrere Untersu-
chungen vor, sie beschränken sich jedoch vornehmlich auf die tertiäre und 
allgemeine Bildung (vgl. Byram 2008). Nur vergleichsweise wenige Studien 
legen den Fokus auf die berufliche Bildung. Im Hochschulbereich berichtet 
die Hochschul-Informations-System eG (HIS) regelmäßig und umfassend 
über die studienbezogenen Auslandsaufenthalte deutscher Studierender (vgl. 
Heublein u. a. 2011). Im Gegensatz dazu gibt es für das realisierte internatio-
nale Mobilitätsverhalten in der Berufsbildung kaum entsprechende Veröf-
fentlichungen (vgl. Krichewsky 2011).

11 Vgl. http://www.forschungsnetzwerk.at/downloadpub/wsf_eu_leonardo_doc218_de.pdf [9.3.2016]

http://www.forschungsnetzwerk.at/downloadpub/wsf_eu_leonardo_doc218_de.pdf
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Das deutsche Berufsbildungsgesetz (BBiG) bietet seit 2005 ausdrücklich 
die Möglichkeit, Auslandsaufenthalte im Rahmen einer dualen Berufsausbil-
dung bis zu einem Viertel der Ausbildungsdauer auf die Ausbildung anrech-
nen zu lassen. Dazu können im Ausbildungsvertrag Auslandsaufenthalte als 
„Ausbildungsmaßnahme außerhalb der Ausbildungsstätte“ aufgenommen 
werden (vgl. nachfolgend Böttcher 2013). Solche Aufenthalte müssen jedoch 
unmittelbar dem Ausbildungsziel dienen und der jeweils zuständigen Stelle 
gemeldet werden. Dies kann zum einen bedeuten, dass die Ausbildungsinhal-
te im Ausland den heimischen entsprechen müssen. Andererseits können 
auch ergänzende Kompetenzen erworben werden, beispielsweise Fremdspra-
chenkenntnisse und interkulturelles Wissen. Für Ausbildungsmaßnahmen 
außerhalb des Ausbildungsbetriebs (z. B. im Ausland) hat der Arbeitgeber den 
Auszubildenden freizustellen (§ 15 BBiG). Zudem wird mit Abschluss des 
Ausbildungsvertrags auch eine Vergütung für den Auszubildenden geregelt. 
Die vertraglich zugesicherte Vergütung muss nach § 19 BBiG auch während 
der Freistellung für Ausbildungsmaßnahmen außerhalb der Ausbildungsstätte 
gezahlt werden (§ 19 Abs. 1 Nr. 1 BBiG). Mit der Aufnahme des Auslandsauf-
enthaltes in den Ausbildungsvertrag wird er offiziell als Teil der Ausbildung 
anerkannt. Während des Auslandsaufenthaltes wird der Lernende von der Be-
rufsschule beurlaubt, was bis zu einer Dauer von neun Monaten möglich ist. 
Die bzw. der Auszubildende ist dabei selbst dafür verantwortlich, den ver-
säumten Unterrichtsstoff nachzuholen. Hier greifen jedoch die Regelungen 
der einzelnen Schulgesetze der Länder, da das BBiG nicht für den Berufsschul-
unterricht gilt (vgl. Wurster 2005, S. 12; vgl. ausführlich Böttcher 2013). 

Wie bereits beschrieben, bietet das BBiG die Möglichkeit von Auslands-
aufenthalten durch Beurlaubungen bzw. Freistellungen. Auch in diesen Fäl-
len ist eine Anrechnung durch die zuständigen Stellen möglich, indem die 
Ausbildungszeit entsprechend verkürzt wird (vgl. Wurster 2005, S. 12). Hier-
bei handelt es sich also ebenfalls um eine rein zeitliche Anerkennung. Die 
entsprechende Regelung findet sich in § 8 BBiG.

Nach § 10 Abs. 5 BBiG bietet sich noch eine weitere Möglichkeit, Aus-
landsaufenthalte in die reguläre Berufsausbildung zu integrieren. Demnach 
können zur Erfüllung der vertraglichen Verpflichtungen der Ausbildenden 
auch mehrere Betriebe im Rahmen eines Ausbildungsverbundes bzw. einer 
Verbundausbildung zusammenwirken. Dabei müssen jedoch die Verantwort-
lichkeiten für einzelne Ausbildungsabschnitte klar festgelegt werden. Mit der 
Novellierung des BBiG (2005) wird übrigens erstmals ausdrücklich die soge-
nannte Verbundausbildung erwähnt. Diese kann unterschiedlich organisiert 
sein – Voraussetzung ist jedoch, dass die Auszubildenden nicht alle Inhalte ei-
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ner Ausbildung im eigentlichen Ausbildungsbetrieb absolvieren, sondern ein-
zelne Ausbildungsabschnitte in Partnerbetriebe oder Bildungseinrichtungen 
verlegt werden. Dabei lassen sich vier klassische Organisationsformen der Ver-
bundausbildung unterscheiden: die Ausbildung in einem Leitbetrieb mit 
Partnerbetrieb, die Auftragsausbildung, die Ausbildung mit einem Ausbil-
dungsverein und das Ausbildungskonsortium (vgl. BIBB 2010, S. 20).

2.5 Anerkennung und Anrechnung im Ausland  
erbrachter  Ausbildungsleistungen

Erste Fragen der Anerkennung und Anrechnung von Ausbildungsleistungen 
wurden bereits in Kapitel 2.2 thematisiert. Sie stellen wichtige Elemente der 
Internationalisierung der Berufsbildung dar und werden im Folgenden ver-
tieft. Denn sie berühren maßgebliche berufsbildungspolitische und rechtli-
che Entwicklungen.

2.5.1 Bedingende Faktoren der dualen Berufsausbildung

Die Rolle der Ausbildungsbetriebe
Für die Fragen der Anerkennung und Anrechnung von Ausbildungsleistun-
gen, die im Rahmen der inländischen dualen Berufsausbildung im Ausland 
erbracht wurden, ist ein Aspekt besonders relevant: nämlich dass die Ausbil-
dung unter Einbeziehung eines Ausbildungsbetriebes und auf der Basis eines 
privatrechtlich verankerten Ausbildungsvertrages zwischen einem Ausbil-
dungsbetrieb und der bzw. dem Auszubildenden stattfindet. Die Anerken-
nung und Anrechnung von Ausbildungsleistungen durch einen Ausbil-
dungsbetrieb, der nicht unmittelbarer Bestandteil eines öffentlich-rechtli-
chen Bildungs- und Berechtigungssystems ist, folgt anderen Prinzipien und 
Mechanismen als die Anerkennung und Anrechnung innerhalb der rein 
schulischen Berufsausbildung.

So könnten die staatlichen Organe zwar streng genommen die Anerken-
nung und Anrechnung von Leistungen auf die innerbetriebliche Erstausbil-
dung durch entsprechende Verordnungen regeln und auferlegen. Doch wür-
den derartige Zwangsvorschriften sehr wahrscheinlich dazu führen, dass 
 Ausbildungsbetriebe diese umgehen oder die Beteiligung an der Ausbildung 
gegebenenfalls vollständig einstellen. Auszuschließen ist für das Berufsbil-
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dungssystem gemäß Berufsbildungsgesetz, für dessen Existenz das Ausbil-
dungsinteresse und die Bereitschaft der Unternehmen von zentraler Bedeu-
tung sind, mithin ein gesetzlich normierter Anerkennungs- und Anrech-
nungszwang. Diesem stehen jedoch nicht nur die einzelbetrieblichen Interes-
sen entgegen; auch die Gewerkschaften und Teile der Spitzenorganisationen 
der Kammern als zuständige Stellen würden einem Ansatz, der Anerkennung 
und Anrechnung verpflichtend vorschreibt, sehr wahrscheinlich ablehnend 
gegenüberstehen. Ein „Anrechnungszwang“ würde die Inhaltsfreiheit der 
ausbildenden Unternehmen und Betriebe beim Abschluss von Ausbildungs-
verträgen weiter einschränken.

Insofern obliegt es den Ausbildungsbetrieben, im Ausland erworbene 
Ausbildungsleistungen anzuerkennen und anzurechnen. Dabei handelt es 
sich jedoch um eine Kannbestimmung: Gemäß gesetzlicher Regelungen, wie 
sie etwa im Berufsbildungsgesetz verankert sind, können sie anerkennen und 
anrechnen – sie sind jedoch nicht dazu verpflichtet. Die Frage der Anerken-
nung und Anrechnung hängt damit in hohem Maße von den unmittelbaren 
Interessen und Bedarfen der ausbildenden Akteure und Institutionen und da-
mit von deren Bereitschaft ab.

Bedeutung der Gesamtabschlussprüfung
Ein weiteres wichtiges Kennzeichen der dualen Berufsausbildung liegt in der 
lernortunabhängigen Überprüfung und Bewertung der erworbenen Kompe-
tenzen der Auszubildenden am Ende der Ausbildung im Rahmen einer expli-
ziten Abschlussprüfung. Es findet also eine – ausdrücklich erwünschte – ins-
titutionelle und personelle Trennung zwischen der Ausbildung in Betrieb 
und Berufsschule und der Abschlussprüfung statt. Letztere wird durch die 
Prüfungsausschüsse der zuständigen Kammerorganisationen auf der Basis 
der Ausbildungsordnung durchgeführt. Damit erfolgen am Ende der Ausbil-
dung die Erfassung und Bewertung mit Blick auf die Lernleistungen, die 
während der gesamten Ausbildungszeit erbracht worden sind, einschließlich 
der berufsschulischen Leistungen und gegebenenfalls unter Einbeziehung 
der erfassten und bewerteten Leistungen im Rahmen einer zeitlich vorgela-
gerten und damit gestreckten Abschlussprüfung. 

Diese Gesamtabschlussprüfung ist maßgeblich für den Ausbildungsab-
schluss. Zwar finden auch im Rahmen der betrieblichen Ausbildung Rück-
meldeprozesse statt. Deren Ergebnisse, z. B. Arbeitszeugnisse, fließen jedoch 
in der Regel nicht in das Ergebnis der Abschlussprüfung ein. Ebenso werden 
auch in der Berufsschule regelmäßig Leistungen überprüft und in Zeugnis-
sen sowie schließlich in einem Abschlusszeugnis der Berufsschule dokumen-
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tiert. Doch auch solche dokumentierten Lernergebnisse werden in der Regel 
nicht für die Abschlussprüfung berücksichtigt. Ausnahmen sind allerdings 
z. B. auf der Basis des § 39 BBiG möglich.

Die Modalitäten der Abschlussprüfungen für die einzelnen Ausbildungs-
berufe sind in den Ausbildungsordnungen festgelegt. Sie definieren, welche 
Ausbildungsbereiche Teil der Prüfung sind und wie die Abschlussprüfung im 
Grundsatz organisatorisch durchzuführen ist. Für die Fragen der Anerken-
nung und Anrechnung von im Ausland erbrachten Leistungen bedeutet diese 
Konstellation: Bewertete Teilleistungen, die im Rahmen der Ausbildungszeit 
erbracht und erworben worden sind, können zwar explizit ausgewiesen und 
gegebenenfalls auch auf berufsschulische Leistungen nach den Schulgesetzen 
der Bundesländer (Berufsschulzeugnis) oder als zusätzliche innerbetrieblich 
relevante Qualifikationen (Ausbildungszeugnis) anerkannt oder angerechnet 
werden. Diese zusätzlichen Nachweise können jedoch nur bedingt in die ab-
schließende Erfassung und Bewertung im Rahmen der Gesamtabschlussprü-
fung und damit in das Prüfungszeugnis einbezogen werden. Nach dem Be-
rufsbildungsgesetz ist es nicht systematisch vorgesehen, Teilleistungen in die 
Abschlussprüfung einzubeziehen (Ausnahme: § 39 BBiG Abs. 2). Die offizielle 
Sprachregelung der zuständigen Kammerorganisationen in dieser Sache lau-
tet klar und deutlich: Ihre Zuständigkeit für die Gesamtabschlussprüfung ist 
nach dem Berufsbildungsgesetz umfänglich geschützt.

Nach § 36 Abs. 3 BBiG ist dem Abschlusszeugnis auf Antrag der Auszubil-
denden eine englischsprachige und eine französischsprachige Übersetzung 
beizufügen. Damit wird den nationalen und europäischen Bemühungen 
Rechnung getragen, die grenzüberschreitende Mobilität zu fördern und die 
Befähigungsnachweise transparent zu gestalten. Dies ergänzt die seit einigen 
Jahren in Deutschland bestehende Praxis, bei der Neuordnung von Ausbil-
dungsberufen sogenannte Ausbildungsprofile in englischer und französi-
scher Sprache zu erstellen.

Die Rolle der Berufsschule
Die Berufsausbildung im dualen System findet an zwei Lernorten statt: im 
Betrieb und an der Berufsschule. Der Unterricht in der Berufsschule flankiert 
die betriebliche Ausbildung, primär durch den Unterricht in der ausbil-
dungsberufsbezogenen oder berufsfeldbezogenen Fachtheorie. Die Auszubil-
denden erbringen in der Berufsschule Ausbildungsleistungen, die dort er-
fasst, bewertet und schließlich auf der Basis von Zeugnissen abgebildet bzw. 
den Berufsschülern und -schülerinnen rückgemeldet werden. Die Auszubil-
denden erhalten nach jedem Ausbildungsjahr und am Ende ihrer Ausbil-
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dung ein Berufsschulzeugnis, das die Leistungen in der Berufsschule doku-
mentiert. Die Kenntnisse und Kompetenzen, die in der Berufsschule erwor-
ben werden, sollen in der Gesamtabschlussprüfung, die durch die Kammer-
organisation durchgeführt wird, berücksichtigt werden (vgl. § 38 BBiG). Die 
in der Berufsschule erbrachten, durch die Lehrkräfte bewerteten und in den 
Zeugnissen dokumentierten Leistungen werden jedoch in der Regel nicht in 
die Bewertung der Leistungen im Rahmen der Gesamtabschlussprüfung 
durch den zuständigen Prüfungsausschuss einbezogen.

Eine Anerkennung von im Ausland erbrachten Leistungen für die Berufs-
schule kann demnach ausschließlich als zeitliche Anerkennung, also alterna-
tiv zum Besuch der Berufsschule, erfolgen. Ebenso wie der Auslandsaufent-
halt im Rahmen der Berufsausbildung als regulärer Ausbildungsbestandteil 
für den betrieblichen Teil der Berufsausbildung anerkannt werden kann, 
führt der Auslandsaufenthalt nicht dazu, dass die Zeit der Abwesenheit an 
der  Berufsschule nachzuholen wäre. Voraussetzung hierfür ist jedoch, dass 
die zuständige Schulaufsichtsbehörde den Antrag des Auszubildenden auf 
Be urlaubung bzw. vorübergehende Befreiung vom Besuch der Berufsschule 
aufgrund des Auslandsaufenthalts als Teil der Berufsausbildung genehmigt. 
Die Auszubildenden sind dazu verpflichtet, den Lernstoff des Berufsschul-
unterrichts, den sie durch den Auslandsaufenthalt verpasst haben, nachzuho-
len.

2.5.2 Förderung transparenter Verfahren

Für die Anerkennung und Anrechnung von im Ausland erbrachten Ausbil-
dungsleistungen ist es hilfreich und förderlich, Informationen oder Verein-
barungen zu erhalten über die im Ausland stattfindenden Lernprozesse sowie 
über die tatsächlich erworbenen bzw. gewünschten Lernergebnisse. Denn 
auf der Basis solcher Informationen und Vereinbarungen lassen sich Fragen 
zur Gleichwertigkeit oder Gleichartigkeit und zur Qualität der Ausbildungs-
leistungen besser einschätzen. Bevor also eine Anerkennung und Anrech-
nung der Ausbildungsleistungen erfolgen kann, sind möglichst transparente 
und aussagekräftige Informationen oder Vereinbarungen über diese Ausbil-
dungsleistungen aus dem Ausland erforderlich. 

Solche Informationen und Vereinbarungen können sehr unterschiedlich 
gestaltet sein. Sie können sich beispielsweise auf die gewünschten Lernergeb-
nisse und Rahmenbedingungen der Lernprozesse beziehen, die in den ver-
schiedenen curricularen Grundlagen enthalten sind (Stichwort: Äquivalenz-
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vergleich) oder die zwischen Institutionen und Akteuren konkret vereinbart 
werden (Stichwort: Learning Agreement). Sie können sich aber auch auf all-
gemeine Transparenzinstrumente beziehen, die bildungsbereichsübergrei-
fend, bilateral oder supranational entwickelt und angewendet werden (Stich-
worte: EQF, NQF, ECVET). Schließlich ist es möglich, die im Ausland erwor-
benen Erfahrungen und Lernergebnisse unmittelbar zu dokumentieren oder 
explizit zu überprüfen und auf dieser Basis eine Bescheinigung oder gegebe-
nenfalls ein Zertifikat auszustellen (Stichworte: Europass oder Diploma Sup-
plement).
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3   FALLBEISPIELE DER BETRIEBLICHEN PRAXIS

3.1 Untersuchungsdesign

Der empirische Teil der Studie widmet sich der betrieblichen Praxis einer in-
ternationalisierten Berufsausbildung. Im Mittelpunkt des Interesses stehen 
die jeweiligen Beweggründe, die konkreten Umsetzungsstrategien, die ent-
sprechenden Regelungen sowie die praktischen Herausforderungen. Dabei 
geht es insbesondere um folgende Fragen:
 –  Welche Motive bewegen Unternehmen dazu, Initiativen zu entwickeln, 

um die betriebliche Berufsausbildung zu internationalisieren?
 –  Welche betrieblichen Ansätze zur Internationalisierung der Berufsausbil-

dung gibt es bereits? Wie werden sie in der Praxis umgesetzt?
 –  Wie sind solche Initiativen finanziert? Welche Beratungs- und Förderange-

bote bzw. gesetzlichen Möglichkeiten werden dabei genutzt? Welche Er-
fahrungen wurden bisher gesammelt?

 –  Wie sieht die Regelungspraxis dazu auf innerbetrieblicher Ebene und in 
der Projektpraxis aus?

Die Antworten auf diese Fragen basieren auf betrieblichen Fallstudien (Kap. 3) 
und leitfadengestützten Experteninterviews (Kap. 4). Beide methodischen Vor-
gehensweisen dienen zudem dazu, Erfahrungen und Einschätzungen zu den 
allgemeinen Fragekomplexen dieser Studie zu gewinnen, um auf dieser Grund-
lage konkrete Handlungsempfehlungen ableiten zu können (vgl. Kap. 4).

Im Vorfeld der Untersuchung war – anhand Literatur, ausgesuchter Da-
tenbanken und Anfragen bei Organisationen im Bereich der internationalen 
Mobilitätsförderung – eine größere Zahl von Projekten identifiziert worden, 
die sich systematisch mit der Internationalisierung der dualen Ausbildung 
beschäftigen.12 Ziel war, ein Sample von sechs Projekten zusammenzustellen, 
das ein möglichst breites Spektrum an betrieblichen Ansätzen und eine brei-
te regionale Streuung aufweist, in den wichtigsten Wirtschaftsbereichen an-
gesiedelt ist und sich auf unterschiedliche Betriebsgrößen bezieht. 

12 Die recherchierten Projekte wurden auf einem Treffen des Projektbeirats vorgestellt, hinsichtlich ihrer 
Relevanz für die Untersuchung diskutiert und letztlich ausgewählt. Der Projektbeirat bestand aus Exper-
tinnen und Experten im Bereich der beruflichen Bildung, darunter Vertreterinnen und Vertreter der Ge-
werkschaften, der Hans-Böckler-Stiftung und der Wissenschaft.
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Die Ansprechpartner der sechs ausgewählten Projekte wurden kontaktiert, 
über Ziele und Methodik der Studie informiert und um ihre Mitarbeit gebe-
ten – mit dem Ergebnis, dass man sich in allen Fällen gesprächsbereit und 
dem Vorhaben gegenüber ausgesprochen aufgeschlossen zeigte.

Die Kontaktpersonen – meist die Projektleitenden oder andere Zuständi-
ge, die mit der Historie und dem aktuellen Stand des Projekts vertraut wa-
ren – wurden um ein persönliches, leitfadengestütztes Interview vor Ort ge-
beten; zur Vorbereitung erhielten sie den Leitfaden zugesandt. In der Unter-
suchung ging es unter anderem um die Frage, ob bzw. inwieweit die Interes-
senvertretungen bzw. die Auszubildenden selbst daran beteiligt waren, die 
Regelung der Internationalisierungsinitiativen mitzugestalten. Daher wurde 
bereits beim Erstkontakt die Möglichkeit eruiert, ein Mitglied des Betriebs-
rats bzw. der Mitarbeitervertretung, der Jugend- und Auszubildendenvertre-
tung und/oder eine bzw. einen (ehemalige/n) Auszubildende/n in die Unter-
suchung einzubeziehen und ebenfalls zu interviewen. Dies gelang lediglich 
in einem Fall: Bei der Deutschen Bahn nahm eine Referentin des Konzernbe-
triebsrats an der Befragung teil.

Die Interviews wurden jeweils mit einem, maximal zwei Ansprechpart-
nern geführt. Sie orientierten sich an einem Leitfaden, der einen für alle Pro-
jekte gleichgearteten Fragenblock enthielt sowie weitere Fragen, die sich spezi-
ell auf die zu untersuchende Initiative bezogen. Die Gespräche dauerten je-
weils ein bis zwei Stunden und wurden mit Erlaubnis der Interviewten aufge-
zeichnet. Auf Basis dieser Aufzeichnungen wurden schließlich die Fallstudien 
erstellt, die abschließend von den Befragten autorisiert wurden. 

Parallel zu den betrieblichen Interviews wurden, ebenfalls leitfadenge-
stützt, fünf Expertengespräche mit Vertretern von Organisationen geführt, die 
über eine besondere fachliche Expertise zum Thema Internationalisierung der 
Berufsausbildung verfügen (Kap. 4). Diese ebenfalls ein- bis zweistündigen In-
terviews wurden entweder vor Ort oder telefonisch geführt, mit Erlaubnis der 
Interviewpartner (vgl. Tab. 2) aufgezeichnet, anschließend schriftlich zusam-
mengefasst und das Ergebnis mit den Befragten rückgekoppelt.

Die Betriebsfallstudien und die Ergebnisse der Expertengespräche die-
nen – ergänzt um den aktuellen Kenntnisstand der entsprechenden Litera-
tur – als wesentliche Quellen für die Beantwortung der vier eingangs formu-
lierten Fragen. Zunächst werden jedoch die sechs Projekte vorgestellt, die im 
Mittelpunkt der Untersuchung standen.
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3.2 Untersuchungsergebnisse

3.2.1 Die betrieblichen Fallbeispiele im Überblick

Alle sechs untersuchten Projekte beziehen sich auf die duale betriebliche 
Ausbildung. Das abgebildete Spektrum ist dabei bewusst groß gewählt: In 
vier Fällen gehen die einzelnen Initiativen von Unternehmen unterschiedli-
cher Größe aus (Dachser Logistikzentrum, Bäckerei & Konditorei Plentz, 
Bünting AG, Deutsche Bahn), im Falle der IHK Aachen von einer Kammer-
organisation; die Initiative des ThyssenKrupp-Konzerns besteht aus einem 
Bündel von mehreren Projekten.

IHK Aachen: Deutsch-französische Ausbildung
Die Industrie- und Handelskammer Aachen bietet seit 1987 zusammen mit 
der Pariser École franco-allemande de Commerce et d’Industrie (EFACI-
AFORP) und in enger Kooperation mit deutschen und französischen Unter-
nehmen eine zweisprachige duale kaufmännische Ausbildung in Paris an. 
Das Angebot richtet sich bundesweit an deutsche und französische Jugendli-
che, die Ausbildung führt zu einem anerkannten deutsch-französischen Dop-
pelabschluss. Innerhalb von zwei Jahren werden die Teilnehmenden zum In-
dustriekaufmann bzw. zur Industriekauffrau ausgebildet und bereiten gleich-
zeitig den französischen Abschluss Brevet Technicien Supérieur (BTS) in der 
Fachrichtung Comptabilité et Gestion des Organisations (CGO) vor, ein 
Kurzstudiengang im Bereich Finanzen und Rechnungswesen. Zusätzlich zu 

Organisation Name

Nationale Agentur Bildung für Europa beim BIBB, Bonn Klaus Fahle, Berthold Hübers

Kooperationsstelle Hochschule-Gewerkschaften an der 
Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Harald Büsing

Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) Dr. Peter Wordelmann

Zentralverband des Deutschen Handwerks (ZDH) Dr. Christian Sperle

Deutscher Industrie- und Handelskammertag (DIHK) Dr. Knut Diekmann

Gesprächspartner Experteninterviews

Tabelle 2
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den erforderlichen fachlichen Qualifikationen erwerben die Teilnehmenden 
sprachliche, interkulturelle und persönliche Kompetenzen. Die Erfahrung 
zeigt: Die Zweisprachigkeit der Ausbildung, die Praxisnähe und das interna-
tionale Arbeitsumfeld eröffnen den Absolventen der EFACI-AFORP sehr 
gute Berufsperspektiven auf dem deutschen sowie auf dem französischen Ar-
beitsmarkt. Jedes Jahr werden auf deutscher Seite 15 bis 20 Bewerberinnen 
bzw. Bewerber mit Abitur und guten Französisch- und Mathematikkenntnis-
sen ausgewählt. Seit Bestehen der Ausbildung haben ca. 400 Auszubildende 
das Angebot wahrgenommen und den Doppelabschluss erworben.

Dachser Logistikzentrum Alsdorf: Internationale berufliche 
Handlungskompetenz in der Berufsausbildung
Das Dachser Logistikzentrum Maas-Rhein in Alsdorf, das zum Dachser-Kon-
zern gehört, hat 2009 damit begonnen, die duale Ausbildung und die Perso-
nalentwicklung im Unternehmen konsequent zu internationalisieren und 
hierfür die Möglichkeiten des weltweit tätigen Konzerns zu nutzen. Anlass 
der Initiative ist zum einen die geographische Lage der Niederlassung im 
Dreiländereck Deutschland, Niederlande und Belgien: Sie macht die dorti-
gen Märkte für das Logistikzentrum besonders interessant. Weiterer Anlass 
war die grundsätzlich internationale Ausrichtung der Logistikbranche, die 
auf eine reibungslose Kommunikation mit den (ausländischen) Kunden und 
Geschäftspartnern – möglichst in deren eigener Sprache – angewiesen ist. Für 
das Ausbildungswesen im Logistikzentrum bedeutet dies: Es werden gezielt 
Jugendliche aus den Niederlanden und Belgien sowie Jugendliche aus 
Deutschland mit Fremdsprachkenntnissen, Auslandserfahrung oder Migrati-
onshintergrund für eine kaufmännische oder gewerbliche duale Berufsaus-
bildung bei Dachser angeworben und über Mobilitätsmaßnahmen systema-
tisch für eine internationale Tätigkeit qualifiziert.

Bäckerei & Konditorei Plentz: Auslandspraktika in der  
dualen Ausbildung im Bäckerhandwerk
Die Bäckerei & Konditorei Plentz im brandenburgischen Schwante beschäf-
tigt etwa 100 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Der Inhaber und Bäcker-
meister Karl-Dietmar Plentz entsendet seit 2010 regelmäßig jedes Jahr zwei 
bis drei Auszubildende des Unternehmens, vermittelt durch die Mobilitäts-
beratung der Handwerkskammer, für einen Monat nach Italien, Frankreich 
oder Spanien. In dortigen Betrieben arbeiten sie in der Backstube oder im 
Verkauf, eignen sich auf diese Weise zusätzliche fachliche Kenntnisse an, ler-
nen eine andere Arbeits- und Betriebskultur kennen  – und vor allem sich 
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selbst sowie die eigenen Möglichkeiten und Grenzen. Aktuell erwägt der Bä-
ckermeister, die internationalen Ausbildungsaktivitäten auf weitere Länder 
wie z. B. Belgien, die Niederlande oder Österreich auszuweiten. Gern würde 
man engere Partnerschaften mit Bäckereien und/oder Konditoreien in den 
europäischen Ländern eingehen, um einen echten gegenseitigen Austausch 
von Auszubildenden, aber auch von Wissen und Erfahrung zu erreichen.

Deutsche Bahn: Deutsch-französischer 
 Auszubildendenaustausch
Seit 1964 betreibt die Deutsche Bahn in Zusammenarbeit mit der staatlichen 
französischen Eisenbahngesellschaft SNCF ein Austauschprogramm, an dem 
jährlich insgesamt 40 deutsche und französische Auszubildende teilnehmen. 
Die Jugendlichen verbringen dabei in einem deutsch-französischen Tandem 
jeweils eine Woche in einer französischen und eine Woche in einer deut-
schen Ausbildungswerkstatt der Bahnunternehmen. Zu den festen Bestand-
teilen der Initiative gehören ein Sprachtraining sowie ein Kulturprogramm.

J. Bünting Beteiligungs AG: Transnationale Berufsausbildung  
in der deutsch-niederländischen Grenzregion (TraBbi)
Die Bünting AG startete im Jahr 2010 das dreijährige Projekt Transnationale 
Berufsausbildung in der deutsch-niederländischen Grenzregion (TraBbi). Da-
bei ging es einerseits darum, die kooperativen Strukturen zwischen deut-
schen und niederländischen Ausbildungsanbietern zum Zwecke der interna-
tionalen Qualifizierung strukturell auszubauen. Andererseits sollten entspre-
chende Lerneinheiten und didaktische Ansätze entwickelt und durch den ge-
genseitigen Austausch von deutschen und niederländischen Auszubildenden 
erprobt werden, um die inhaltliche Basis für die Vermittlung internationaler 
beruflicher Handlungskompetenz auszuweiten. Im Mittelpunkt standen das 
Lernen und Arbeiten im Einzelhandel und damit vor allem die entsprechen-
den Ausbildungsberufe. Das Projekt wurde in Zusammenarbeit der Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter der Bünting AG und der Universität Magdeburg 
(Lehrstuhl Berufspädagogik) geplant und durchgeführt. Weitere Kooperati-
onspartner waren das niederländische Noorderpoort College in Groningen, 
zwei sogenannte Berufsbildende Schulen (BBS) – die BBS Leer und die BBS 
Wittmund –, die IHK in Emden sowie die kommunale Initiative „Ems-Ach-
se“. Das Projekt wurde durch das Bundesbildungsministerium und den Euro-
päischen Sozialfonds gefördert. Die Ergebnisse des Projekts sind in den All-
tag der betrieblichen Qualifizierung bei Bünting eingeflossen und werden bis 
heute stetig weiterentwickelt. Die internationale Qualifizierung insbesondere 
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für das Zielland Niederlande ist seit dem Projekt TraBbi fester Bestandteil 
der Ausbildungsstrategie des Unternehmens.

ThyssenKrupp: Internationale Projekte in der dualen Ausbildung
Als internationaler Stahl- und Technologiekonzern beschäftigt sich die Thys-
senKrupp AG seit Jahren mit Fragen der Internationalisierung der beruflichen 
Bildung – allerdings eher bezogen auf das duale Studium, die Trainee-Ausbil-
dungen und die Weiterbildung von Ingenieuren. Doch auch im Bereich der 
dualen Ausbildung gibt es eine Reihe von Projekten und Initiativen: einen 
Englischkurs, der die klassische duale Ausbildung in den kaufmännischen Be-
rufen begleitet und um eine Zusatzqualifikation ergänzt; Kooperationen mit 
berufsbildenden Schulen in der Region und im niederländischen Grenz-
gebiet; ausbildungsbezogene Projekte mit Weißrussland und Kasachstan;   
eine Initiative, bei der 50 spanischen Jugendlichen eine duale Ausbildung bei 
ThyssenKrupp ermöglicht wird; die Mitarbeit in einer Expertengruppe, die 
ausländische Bildungsorganisationen bei der Einführung dualer Ausbildungs-
gänge berät. Zwar sind solche Aktivitäten noch nicht systematisch in ein kon-
zernweit gültiges berufsbildungspolitisches Gesamtkonzept eingebunden. Al-
lerdings sehen die Planungen im Geschäftsfeld der stark international ausge-
richteten ThyssenKrupp Steel Europe AG vor, das Thema Internationalisie-
rung der dualen Ausbildung bis zum Jahr 2020 stärker in den Fokus zu 
rücken.

3.2.2 Motive

Die von den untersuchten Projekten angeführten Überlegungen zur 
international(er)en Ausgestaltung der betrieblichen Berufsausbildung beru-
hen auf vielfältigen Motiven. Diese reichen von einer starken innerbetriebli-
chen Bedarfsorientierung bis hin zu eher idealistischen Begründungen wie 
etwa der Völkerverständigung.

Hauptmotive
Für das Dachser Logistikzentrum liegt das zentrale Motiv dafür, sein Aus-
bildungswesen international auszurichten, in der räumlichen Nähe des Un-
ternehmens zu den Märkten der Niederlande und Belgiens sowie in der inter-
nationalen Ausrichtung des Konzerns. Diese beiden Faktoren erfordern es, 
betriebsintern über die entsprechenden sprachlichen und interkulturellen 
Kompetenzen zu verfügen, um Kunden und Geschäftspartner in deren eige-
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ner Sprache und mit dem notwendigen Gespür für kulturelle Eigenheiten be-
treuen zu können. Aus diesem Grund, so Niederlassungsleiter Karl-Heinz 
Bremen, habe man begonnen, Auszubildende aus den Nachbarländern bzw. 
einheimische Jugendliche mit interkulturellem oder Migrationshintergrund 
zu rekrutieren. „Das heißt, wir brauchen die drei Sprachen Niederländisch/
Flämisch, Französisch wie auch Englisch, da wir ein internationales Unter-
nehmen sind. Wir haben uns schon vor Jahren zum Ziel gesetzt, die jungen 
Leute nicht nur international auszubilden, sondern sie auch in diesen Berei-
chen zu rekrutieren. Das heißt, dass wir nicht nur die Fremdsprache ins Port-
folio mit aufnehmen, sondern auch den interkulturellen Austausch und das 
Verständnis. Denn derjenige, der Französisch spricht, versteht nicht immer 
den Wallonen. Und es ist für uns eine ganz klare Zielsetzung, dass wir mit 
dem Kunden, der zu uns kommt, auch in seiner Sprache sprechen und Ver-
ständnis für ihn aufbringen. Sicher können wir auf der Managementebene 
auch mit Englisch zurechtkommen, doch auf der Sachbearbeiterebene 
spricht der Wallone vielleicht nur Französisch und der Niederländer Nieder-
ländisch. Und das ist uns sehr wichtig, diese Kompetenzen im Kundenkon-
takt anbieten zu können.“ Insofern geht es im Kern darum, die Auszubilden-
den fachlich weiterführend und bedarfsorientiert zu qualifizieren.

Wenngleich Projektleiterin Angelika Ivens von der IHK Aachen die Ent-
stehung des deutsch-französischen Ausbildungsgangs einem „historischen 
Zufall“ zuschreibt, stand doch ein deutlich formulierter Bedarf am Beginn 
der Initiative. Die französische Wirtschaft litt in den 1980er Jahren unter ei-
nem eklatanten Mangel an qualifizierten Fachkräften mit Deutschkenntnis-
sen. Der damalige Hauptgeschäftsführer der Deutsch-Französischen Handels-
kammer stammte ursprünglich auch aus Aachen. Er wandte sich mit der Idee 
an die IHK Aachen, in Kooperation mit der EFACI, der mit einer deutschen 
Berufsakademie vergleichbaren berufsbildenden Schule in Paris, eine 
deutsch-französische Berufsausbildung ins Leben zu rufen. Der damalige 
Vorsitzende des Fördervereins der EFACI, ein Repräsentant der Firma Bosch 
in Paris, war ebenfalls Deutscher. „Das Klima an der Aachener Kammer […] 
war generell offen für solche Initiativen, auch wegen der Grenznähe.“

Für die Bünting AG in Leer lag das konkrete Motiv für die Teilnahme 
am Projekt TraBbi in der Möglichkeit, die bisher international (und vor al-
lem niederländisch) ausgerichteten Aktivitäten des Unternehmens zur Quali-
fizierung seiner Auszubildenden strukturell auszubauen. Damit stand die in-
haltliche Weiterentwicklung der Fachkräftequalifizierung im Vordergrund. 
Mit dem mehrjährigen Projekt (2010–2013) sollten einerseits didaktische 
Verbesserungsansätze ausprobiert werden, die darauf abzielten, die beteilig-
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ten Auszubildenden inhaltlich und methodisch vor- und nachzubereiten so-
wie zu begleiten. Ebenso wichtig war jedoch andererseits die Möglichkeit, 
über das Projekt den bereits seit den 1990er Jahren stattfindenden Auslands-
aufenthalt der Bünting-Auszubildenden in den Niederlanden durch die Ko-
operation mit deutschen und niederländischen Partnereinrichtungen in or-
ganisatorischer Hinsicht über Verbundstrukturen nachhaltig zu sichern.

Das Hauptmotiv dafür, seine Auszubildenden in ein Auslandspraktikum 
zu entsenden, besteht für Bäckermeister Karl-Dietmar Plentz darin, auf diese 
Weise ausreichend geeignete Bewerber für eine Ausbildung in der Bäckerei 
& Konditorei Plentz zu finden: „Wir bilden regelmäßig aus und es ist zu-
nehmend schwieriger, motivierte Jugendliche für eine Ausbildung bei uns zu 
finden. Man muss die Ausbildung also irgendwie interessant machen. Ich 
habe gemerkt, dass eine der Möglichkeiten, die Ausbildung interessant zu 
machen, darin besteht, sie mit einem integrierten Auslandspraktikum zu ver-
binden. Das ist eine Geschichte, die man [etwa, wenn man an Schulen und 
auf Ausbildungsplatzbörsen für die Ausbildung wirbt] schön erzählen kann, 
und ich habe gemerkt, dass es manchmal den Ausschlag gibt, wenn jemand 
Bäcker werden möchte, dass er sich dann für die Bäckerei Plentz entschei-
det.“ Der Bäckermeister nutzt das Projekt auch bewusst für die Öffentlich-
keitsarbeit und das Ausbildungsmarketing des Unternehmens: etwa in Form 
eines professionell erstellten Imagefilms der Mobilitätsberatung der Kam-
mern, der einen seiner Auszubildenden bei einem Auslandspraktikum in Vi-
cenza/Italien zeigt. Zudem spricht für Plentz noch ein weiteres wichtiges Mo-
tiv für das Auslandspraktikum: „Darüber hinaus habe ich festgestellt, dass es 
für die jungen Leute sehr motivierend ist, mal eine Weile ins Ausland zu ge-
hen. Nicht, dass sie die Sprache perfekt lernen oder das beste Rezept mitbrin-
gen; aber allein die Tatsache, im Ausland zu sein, die Herausforderung anzu-
nehmen – manche Auszubildende sind beispielsweise zum ersten Mal alleine 
geflogen – tut ihrer Persönlichkeit und ihrer Berufsehre gut. Ich glaube auch, 
dass sich so etwas nahtlos in die alte Handwerkstradition einfügt, auf die 
Walz zu gehen.“ Bei diesem Projekt liegen die Hauptmotive demnach insbe-
sondere darin, die Attraktivität des Ausbildungsangebotes zu steigern sowie 
die Persönlichkeitsentwicklung und die Motivation der Auszubildenden zu 
fördern.

Das Motiv der Deutschen Bahn, im Verbund mit der französischen 
Staatseisenbahn SNCF einen deutsch-französischen Auszubildendenaus-
tausch zu organisieren, hat sich im Laufe der Zeit deutlich verschoben. Der 
Start des Projekts im Jahr 1964 war laut der Projektkoordinatorin Cathrin 
Liess „stark politisch getrieben, und es handelt sich dabei um ein Projekt, das 
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seitens unserer Konzernzentrale gewollt ist. Ich meine, dass es unter dem 
Nenner ‚deutsch-französische Freundschaft‘ gestanden hat. Aber das lässt sich 
heute, nach dieser langen Zeit, nicht mehr im Detail nachvollziehen.“ Heute 
bestehe die Hauptmotivation des Konzerns, an dem Projekt festzuhalten, in 
der Möglichkeit, gute Leistungen der Auszubildenden zu belohnen. „Es müs-
sen […] nicht nur unbedingt gute Noten sein, es kann auch etwas anderes 
sein. Aber eines ist ganz klar: Die Auszubildenden, die daran teilnehmen, sol-
len für ihre Leistungen oder ihr Verhalten gewertschätzt werden. Denn wir 
verstehen sie […] in gewisser Weise auch als Botschafter für Deutschland und 
Botschafter der DB im Ausland. […] Wir reden hier über zwanzig Auszubil-
dende pro Jahr, die an dem Austausch teilnehmen, bei dreieinhalbtausend, 
die wir pro Jahr einstellen. Das ist also eine sehr, sehr deutliche Auszeich-
nung. Die Auszubildenden nehmen dies auch so wahr.“ Für die Referentin 
des Konzernbetriebsrats Gabriele Noll stand zumindest in der Vergangenheit 
neben den gesellschaftspolitischen Motiven wie Völkerverständigung und 
deutsch-französische Freundschaft ebenfalls die Idee des Auszubildenden als 
Repräsentant der Deutschen Bahn und damit Deutschlands hinter der Initia-
tive.

ThyssenKrupp verfolgt keine einheitliche Strategie zur Internationalisie-
rung der dualen Ausbildung im Unternehmen. Daher sind auch die interna-
tionalen Projekte im Ausbildungswesen des Konzerns sehr unterschiedlich 
angelegt hinsichtlich ihrer Größe und Zielsetzung. Ein wenngleich eher all-
gemeines Motiv besteht darin, als Ausbildungsunternehmen mit der Berufs-
bildungslandschaft sowohl regional als auch international vernetzt zu sein. 
Dies erklärt etwa die Kooperationen mit niederländischen Berufsbildungs-
zentren und berufsbildenden Schulen im Ruhrgebiet, die ihrerseits wieder-
um Schulpartnerschaften zu niederländischen Schulen unterhalten. Das Mo-
tiv dafür, 50 Jugendliche aus der Region Valencia in Spanien in Deutschland 
dual auszubilden, ergab sich aus dem Anliegen, die Schließung eines Thyssen-
Krupp-Werks in Valencia sozial abzufedern. „Es waren immer ungefähr 50 
Jugendliche, die dort in Spanien ausgebildet wurden“, berichtet Susanne 
Grube, Abteilung Sourcing & Recruiting/Human Resources Strategy in der 
Konzernzentrale. „Und damit wir den Jugendlichen weiterhin die bestmögli-
che Förderung geben, werden sie hier eingestellt und im Unternehmen aus-
gebildet, um dann nach der Ausbildung in Spanien arbeiten zu können.“
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Weitere Motive
In drei Fällen kamen im Verlauf der Gespräche neben dem bzw. den Haupt-
motiv/en weitere Motive für eine Internationalisierung der Berufsausbildung 
zur Sprache – vor allem bei der deutsch-französischen Ausbildung der IHK 
Aachen. Neben dem Ziel, den Mangel an deutschsprachigen Fachkräften auf 
dem französischen Arbeitsmarkt zu beseitigen, galt es,
 –  die Attraktivität der Wirtschaftsregion Aachen zu verbessern: Durch die 

deutsch-französische Ausbildungskooperation versprach man sich eine 
Aufwertung des Wirtschaftsstandorts Aachen, insbesondere für Unterneh-
men aus Frankreich bzw. aus dem französischsprachigen Teil Belgiens;

 –  die Beschäftigungschancen deutscher Jugendlicher und insbesondere Ju-
gendlicher aus dem Kammerbezirk Aachen zu verbessern, insbesondere 
durch die gezielte Vermittlung internationaler Qualifikationen;

 –  das deutschen Berufsbildungssystem weiterzuentwickeln: Mithilfe der 
deutsch-französischen Ausbildung sowie anderer grenzüberschreitender 
Ausbildungsinitiativen hat man in der Vergangenheit immer wieder die 
Möglichkeiten und Grenzen des Berufsbildungssystems erkundet und 
nach Anschlussmöglichkeiten zu anderen europäischen Ausbildungssyste-
men gesucht: neben dem französischen insbesondere zum niederländi-
schen, belgischen und britischen System;

 –  die duale Ausbildung international zu bewerben: Die deutsch-französi-
sche Ausbildung bot eine ausgezeichnete Möglichkeit, das duale System 
der Berufsausbildung im Nachbarland und insbesondere bei den dortigen 
Betrieben bekanntzumachen.

Im Fall des Dachser Logistikzentrums wurden im Gesprächsverlauf eben-
falls weitere Motive für die Internationalisierungsanstrengungen angespro-
chen. Man wolle
 –  die Attraktivität der Ausbildung am Standort Alsdorf steigern. Es habe 

sich, so Human-Resources-Managerin Sabine-Maria Indiesteln, herumge-
sprochen, dass man bei Dachser während der Ausbildung eine Weile ins 
Ausland könne – „und damit werben wir auch“;

 –  die persönliche Weiterentwicklung der Auszubildenden fördern, konkret 
die Entwicklung hin zur Selbständigkeit durch die Teilnahme an einem 
Auslandspraktikum;

 –  die Auslandspraktika als Motivationsanreiz für Auszubildende nutzen so-
wie als Prämierung guter Leistungen;

 – die Kontakte zu Dachser-Standorten im Ausland vertiefen.
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Und auch Bäckermeister Plentz ließ im Verlauf des Gesprächs erkennen, 
dass für ihn neben dem Ausbildungsmarketing und der Steigerung der Moti-
vation seiner Auszubildenden noch einige weitere Gründe für das Auslands-
praktikum sprechen:

 –  Er habe festgestellt, dass der Auslandsaufenthalt den Auszubildenden 
durchweg „sowohl fachlich als auch persönlich einen Schub gibt“.

 –  Einen wichtigen positiven Effekt sieht Plentz in einem erweiterten inter-
kulturellen Verständnis: „Ich glaube, dass solch ein Praktikum darüber hi-
naus einen Effekt hat, den man nicht unterschätzen darf: Die jungen Leu-
te entwickeln von selbst so etwas wie Weltoffenheit oder Internationalität. 
Sie entwickeln Freundschaft und Verständnis für ein anderes Land. Und 
es macht auch Freude, wenn solche Elemente im Arbeitsalltag dabei sind.“

 –  Indem er die Teilnahme am Projekt an das Bestehen der Zwischenprü-
fung knüpft, nutzt er das Auslandspraktikum als eine Art Prämie. „Das ist 
ein Anreiz, um gute Leistungen für die Zwischenprüfung, die ja ansons-
ten keine große Bedeutung hat, zu erbringen.“

 –  Das Projekt bietet den Anlass, Kontakte zwischen seinem Betrieb und Bä-
ckereibetrieben im europäischen Ausland aufzubauen.

 –  Und schließlich spielt für Plentz auch ein persönliches Motiv eine Rolle: 
„Mir ging es so, dass ich in der DDR groß geworden bin und mir solche 
Dinge verwehrt waren. Und jetzt freut es mich, wenn ich junge Leute auf 
diesem Weg unterstützen kann.“

Fazit
Die untersuchten Fälle offenbaren ein ganzes Bündel an Motiven, aus denen 
sich sechs größere Motivkomplexe herauskristallisieren lassen: Man möchte

 –  auf veränderte berufliche Anforderungen reagieren bzw. die internationa-
len Geschäftsbeziehungen aktivieren und fördern. Davon gehen neue 
Qualifizierungsanforderungen für die Auszubildenden bzw. die zukünfti-
gen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen aus;

 –  die internationalen Mobilitätsmaßnahmen nutzen als Instrument des Aus-
bildungsplatzmarketings sowie dazu, das Ausbildungsplatzangebot attrak-
tiver zu gestalten;

 –  anhand der Auslandserfahrung die Persönlichkeitsentwicklung der Aus-
zubildenden fördern;

 –  durch die Auslandsaufenthalte Anreize schaffen, die Motivation steigern 
sowie hervorragende Leistungen während der Ausbildung prämieren;

 –  das Berufsbildungssystem weiterentwickeln, indem der Anschluss an an-
dere europäische Systeme geschaffen wird;
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 –  durch Internationalisierungsmaßnahmen in der Berufsausbildung gesell-
schaftspolitische Aspekte verfolgen und beispielsweise die Völkerverstän-
digung fördern.

Der fünfte Motivkomplex  – die Weiterentwicklung des Systems der berufli-
chen Bildung  – spielte insbesondere eine große Rolle in den Projekten der 
Bünting AG sowie der IHK Aachen, die grenznah angesiedelt sind und somit 
an der Peripherie eines benachbarten Bildungssystems agieren. Im Vorfeld der 
Untersuchung war dieses Motiv auch bei den beiden international agierenden 
Großkonzernen im Sample, der Deutschen Bahn und ThyssenKrupp, erwartet 
worden. Denn es war davon auszugehen, dass beide Unternehmen im Rahmen 
ihrer Aus- und Weiterbildung ständig mit anderen nationalen Berufsbildungs-
systemen konfrontiert würden. Doch dies war nicht der Fall. Grund dafür ist 
in beiden Fällen die starke Autonomie der einzelnen Geschäftsfelder der Un-
ternehmen in Ausbildungsfragen. Zwar wird etwa bei der Deutschen Bahn der 
deutsch-französische Auszubildendenaustausch zentral vom Konzern konzi-
piert und gesteuert. Doch seine tragenden Säulen sind die Geschäftsfelder bzw. 
die Betriebe selbst, die die Auszubildenden freistellen und auch die Kosten für 
den Austausch tragen. Und in diesen Geschäftsfeldern und Betrieben gibt es 
nach Auskunft unserer Gesprächspartner bei der Bahn durchaus unterschiedli-
che Sichtweisen auf das Thema Internationalisierung der Berufsausbildung, 
die manchmal nur schwer miteinander in Einklang zu bringen seien.

Im Übrigen fällt bereits bei den Motiven für betriebliche Internationali-
sierungsanstrengungen in der Berufsausbildung auf, was im Folgenden 
mehrfach deutlich wird: Auch in Fällen, in denen es um klar formulierte Be-
darfe geht, ist das Thema keineswegs ein Selbstläufer. Oft steht und fällt ein 
Projekt mit einzelnen Akteuren, die sich dessen annehmen und sich in be-
sonderer Weise dafür engagieren und es vorantreiben.

3.2.3 Ansätze der betrieblichen Initiativen und ihre Umsetzung

Ansätze
Alle sechs untersuchten betrieblichen Initiativen setzen bei der Internationa-
lisierung der Berufsausbildung – auch oder ausschließlich – auf Mobilitäts-
maßnahmen, um die internationale berufliche Handlungskompetenz der 
Auszubildenden zu fördern.

Am deutlichsten ist dies bei der deutsch-französischen Ausbildung der 
IHK Aachen der Fall. Hier verbringen die Auszubildenden die gesamten 
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zwei Jahre ihrer Ausbildung in Paris, im wöchentlichen Turnus entweder an 
der berufsbildenden Schule oder in ihrem Ausbildungsbetrieb. Da es in 
Frankreich keine der deutschen vergleichbare Ausbildung zum Industrie-
kaufmann bzw. zur Industriekauffrau gibt, verständigte man sich darauf, ei-
nen französischen, rein theoretischen Kurzstudiengang im Bereich Finanzen 
und Rechnungswesen, der mit dem Brevet Technicien Supérieur (BTS) ab-
schließt, inhaltlich und organisatorisch an die deutsche duale Ausbildung 
zum Industriekaufmann/zur Industriekauffrau zu koppeln. Faktisch handelt 
es sich bei diesem Ausbildungsgang also um ein duales Studium, bei dem die 
Auszubildenden parallel sowohl die theoretischen als auch praktischen Qua-
lifikationen nach der Ausbildungsordnung zum Industriekaufmann/zur In-
dustriekauffrau als auch die Kenntnisse erwerben, die für die Prüfung zum 
BTS erforderlich sind.13 „Praktisch werden in Paris Industriekaufleute nach 
deutschen Standard ausgebildet, die zugleich über vertiefte Kenntnisse im 
Bereich Finanzen und Rechnungswesen verfügen, der ja auch zum Ausbil-
dungsberufsbild des Industriekaufmanns gehört“, erläutert Projektleiterin 
Ivens.

Ähnlich verhält es sich bei einem der internationalen Ausbildungsprojek-
te der ThyssenKrupp AG – allerdings in umgekehrter Richtung. Bei dieser 
Initiative werden 50 spanische Jugendliche über die komplette Ausbildungs-
zeit hinweg bei ThyssenKrupp in Deutschland ausgebildet, mit dem Ziel, sie 
für den spanischen Arbeitsmarkt fit zu machen.

In der Ausbildungsinitiative des Dachser Logistikzentrums wird Mobi-
lität in beide Richtungen gefördert. Der Ansatz zur Internationalisierung der 
Berufsausbildung des Unternehmens beschränkt sich nicht nur auf die Re-
krutierung niederländischer und belgischer Jugendlicher für eine duale Aus-
bildung am Standort in Deutschland. Das Logistikzentrum bietet seinen Aus-
zubildenden auch Auslandspraktika in ausländischen Dachser-Niederlassun-
gen an. HR-Managerin Indiesteln zufolge werde demnächst eine junge Aus-
zubildende mit polnischem Hintergrund für sechs Wochen nach Polen 
gehen, um dort ihre in Ansätzen vorhandenen Fremdsprachenkenntnisse 
aufzubessern und nach ihrer Rückkehr als Kommunikationspartnerin die-
nen zu können. „Das wird die Arbeitsabläufe dann natürlich deutlich leich-
ter machen.“ Bislang konnte man fünf Jugendliche aus den Nachbarländern 

13 Damit ist die deutsch-französische Ausbildung der IHK zwar nicht der erste duale Studiengang in 
Deutschland – das duale Studium gibt es bereits seit den 1970er Jahren. Doch es dürfte sicher eine der 
 ersten sein, deren Lernort komplett im Ausland liegt, vgl. auch Heidemann 2011.
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anwerben: zwei aus den Niederlanden, die aktuell ihre Ausbildung im Logis-
tikzentrum absolvieren; zwei aus Belgien, von denen einer die Ausbildung 
bereits beendet hat; sowie einen Jugendlichen aus Frankreich, der sich der-
zeit in Ausbildung befindet.

Auch bei der Bäckerei & Konditorei Plentz stehen die Erfahrungen der 
Auszubildenden, die sie im Rahmen ihres Praktikums im europäischen Aus-
land sammeln, im Mittelpunkt des Projekts. Die Idee, ein vierwöchiges Aus-
landspraktikum als festes Element in die Berufsausbildung zu integrieren, 
hatte der Firmenchef, als die Berufsschule seiner Auszubildenden einen Aus-
tausch mit französischen Auszubildenden durchführte. Dadurch erfuhr er 
von den Möglichkeiten des EU-Programms Leonardo da Vinci (heute: Eras-
mus+). „Damit kann man Azubis ohne allzu großen Aufwand ins Ausland 
schicken“, so Bäckermeister Plentz. Ab 2010 setzte er das Instrument planvoll 
in der betrieblichen Ausbildung ein. Zunächst wurden nur Bäckerlehrlinge 
ins Ausland geschickt, nach Italien und Spanien. Dann kamen die Kondito-
ren hinzu, aktuell werden nun erstmals auch Bäckereifachverkäufer und -ver-
käuferinnen vertreten sein. Grundsätzlich gelte für die Teilnahme am Aus-
landspraktikum: „Man darf die jungen Leute nicht überreden, sondern sie 
müssen es selbst wollen.“

Das Projekt der Bünting AG beinhaltet als zentrales Element ebenfalls 
ein Auslandspraktikum, das die Auszubildenden in den Ausbildungsgängen 
Kauffrau/Kaufmann im Einzelhandel und Verkäuferin/Verkäufer mit dem 
Ziel absolvieren, internationale berufliche Handlungskompetenz zu entwi-
ckeln – insbesondere bezogen auf das Nachbarland Niederlande. Darüber hi-
naus war Bünting jedoch auch der Aufbau einer dauerhaften, grenzüber-
schreitenden Verbundstruktur deutscher und niederländischer berufsbilden-
der Schulen und Ausbildungsbetriebe wichtig sowie die Entwicklung einer 
grenzüberschreitenden Ausbildung oder eines Ausbildungsmoduls zum „In-
ternationalen Kaufmann“.

Und schließlich verfolgt auch die Deutsche Bahn mit dem deutsch-fran-
zösischen Auszubildendenaustausch, bei dem die Auszubildenden im Tan-
dem zusammen arbeiten und leben, die Absicht, über den Aufenthalt im 
Nachbarland ein Stück (Arbeits-)Kultur zu vermitteln. Nach Auskunft der 
Programmkoordinatorin Liess gehe es allerdings nicht in erster Linie um den 
Erwerb interkultureller Kompetenz bei den Jugendlichen, denn „dafür müss-
te die Maßnahme länger dauern. In zwei Wochen gibt man nur eine Idee von 
interkultureller Handlungsfähigkeit mit.“
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Umsetzung
Die konzeptionellen Ansätze der Initiativen weisen grundsätzlich große Ge-
meinsamkeiten auf: In allen Projekten geht es unter anderem darum, Auszu-
bildende ins Ausland zu entsenden bzw. ausländische Jugendliche für eine 
duale Ausbildung im eigenen Unternehmen zu rekrutieren und ihnen so in-
ternationale berufliche Handlungskompetenz zu vermitteln. Dennoch unter-
scheiden sich die Projekte in der Umsetzung erheblich voneinander, wie der 
Überblick über die Umsetzungspraxis in den sechs untersuchten Initiativen 
im Folgenden zeigt.

IHK Aachen: Deutsch-französische Ausbildung
Jahr für Jahr gehen 15 bis 20 deutsche Jugendliche, die sich bundesweit bewer-
ben können, für eine Ausbildung nach Paris. Insgesamt haben bisher ca. 400 
Auszubildende den dualen deutsch-französischen Ausbildungsgang absol-
viert – in großer Mehrzahl Frauen. Die Bewerbung um einen Ausbildungsplatz 
ist auf deutscher Seite bundesweit möglich, also nicht an einen Wohnsitz im 
Kammerbezirk oder Ähnliches gebunden. „Die jungen Leute, die sich bewer-
ben, sind schon sehr gut – nicht nur, was ihre schulischen Leistungen betrifft, 
sondern auch, was das Französisch angeht, staune ich manchmal“, so Projekt-
leiterin Ivens. Der Bewerbung folgt ein intensiver Auswahlprozess, bei dem es 
jedoch nicht in erster Linie um Schulnoten geht, sondern vielmehr um die 
Motivation und die Reife dafür, eine zweijährige intensive Doppelausbildung 
in Frankreich erfolgreich durchstehen zu können. Die niedrige Abbrecherquo-
te („vielleicht einer in drei Jahren“) scheint für dieses Verfahren zu sprechen.

Nach erfolgreicher Bewerbung schließen die Jugendlichen mit ihrem künf-
tigen Ausbildungsbetrieb einen Ausbildungsvertrag nach französischem Recht 
ab. Sie erhalten damit zugleich einen Ausbildungs- bzw. Studienplatz an der 
Schule in Paris, die sich ihrerseits um einen Ausbildungsbetrieb kümmert. Der 
Ausbildungsvertrag (Industriekaufmann/Industriekauffrau) wird anschließend 
in das Ausbildungsregister der IHK Aachen eingetragen. „Als ich mit dem Pro-
jekt anfing, war es noch schwierig, Betriebe für eine duale Ausbildung zu fin-
den, weil man das in Frankreich nicht kennt. Doch mittlerweile haben franzö-
sische Betriebe den Wert des dualen Ausbildungssystems erkannt und große 
Bewunderung dafür. Und wer einmal einen Jugendlichen ausgebildet hat, 
bleibt meistens dabei“, berichtet die Projektleiterin aus ihrer inzwischen 15-jäh-
rigen Praxis. Bei den Betrieben handelt es sich entweder um Pariser Niederlas-
sungen deutscher Firmen, wie zum Beispiel die Firma Bosch, oder um französi-
sche Wirtschaftsprüfungsunternehmen oder Steuerberatungskanzleien, die vie-
le deutsche Kunden haben und deutschsprachiges Personal benötigen. „Inzwi-
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schen hat es sich herumgesprochen, dass unsere Bewerber und Bewerberinnen 
sehr gut sind. Sie werden also von den Betrieben gern genommen.“

Während ihrer Ausbildung und häufig auch noch lange danach bleibt die 
Projektleiterin mit den Jugendlichen im Gespräch, besucht regelmäßig die 
Schule in Paris und hält Kontakt zu den Ausbildungsbetrieben. Zu ihren 
Aufgaben gehört es, die Ausbildung auf dem aktuellen Stand zu halten, das 
heißt die Entwicklung der Curricula zu beobachten und die Partner frühzei-
tig über Neuerungen in den Ausbildungsgängen zu informieren.

Die praktische Ausbildung im Betrieb findet im festen wöchentlichen 
Turnus mit dem Studium an der Schule statt, wobei die Ausbildungsschwer-
punkte dort auf den Bereichen Buchhaltung, Rechnungswesen und Control-
ling liegen. In der Schule werden die Auszubildenden parallel zur BTS-Prü-
fung auf die Prüfung zum Industriekaufmann/zur Industriekauffrau vorbe-
reitet. Am betrieblichen Lernort steht ihnen ein/e Ausbildungsbeauftragte/r 
zur Seite, die bzw. der dafür verantwortlich ist, dass sie die Qualifikationen 
erwerben, die für die Abschlussprüfung erforderlich sind.

Beide Abschlussprüfungen, die sich zeitlich überschneidenden, werden 
zum Ende der beiden Ausbildungen abgelegt. Für die Prüfung zum Indus-
triekaufmann/zur Industriekauffrau reist der Prüfungsausschuss der IHK Aa-
chen nach Paris und wird vor Ort um Vertreter der Schule und den verant-
wortlichen Ausbildungsbeauftragten erweitert. Die Prüfung findet auch für 
die französischen Auszubildenden auf Deutsch statt, während die vorherge-
hende schulische Prüfung für den BTS-Abschluss in französischer Sprache 
abgelegt werden muss.

Die Ausbildungsinitiative stieß kammerintern von Anfang an auf großes 
Interesse. Sie wurde als eigenes Projekt unmittelbar dem IHK-Geschäftsfüh-
rer Berufsbildung unterstellt, der das Vorhaben seither eng begleitet. Neben 
dem Projektcharakter der Ausbildungsinitiative mit festen Zuständigkeiten 
und eingespielten Verfahren verdankt sich ihr Erfolg aber auch dem Engage-
ment und der Kommunikationsfähigkeit der langjährigen Projektleiterin 
Ivens, der es seit nunmehr 15 Jahren gelingt, die Bedürfnisse und Interessen 
der verschiedenen Akteure so aufeinander abzustimmen, dass eine ebenso in-
teressante wie qualitativ hochwertige Berufsausbildung entstehen konnte.

DACHSER Logistikzentrum Alsdorf: Internationale berufliche 
 Handlungskompetenz in der Berufsausbildung
Gleich nach ihrem Dienstantritt im Jahr 2009 machte sich HR-Managerin In-
diesteln daran, die Personal- und Personalentwicklungspolitik des Unterneh-
mens zu internationalisieren. Im Hinblick auf die Berufsausbildung nahm sie 
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hierzu unter anderem Kontakt zur Mobilitätsberaterin der zuständigen IHK 
Aachen auf, um Umsetzungsmöglichkeiten der Internationalisierungsstrate-
gie bei Dachser zu sondieren. Dort erfuhr sie von der Möglichkeit, sich an so-
genannten Poolprojekten im Rahmen des EU-Förderprogramms Leonardo 
da Vinci (heute: Erasmus+) zu beteiligen.

Neben der Rekrutierung von Jugendlichen aus den Nachbarländern Nie-
derlande und Belgien für eine duale Ausbildung am deutschen Standort ge-
hört es zum festen Konzept der internationalen Ausbildung im Dachser Logis-
tikzentrum, die Auszubildenden, abhängig von ihrem „internationalen“ Hin-
tergrund und ihren Leistungen, während der Ausbildung für eine Weile ins 
Ausland zu entsenden, damit sie dort in einem der 471 Standorte des Dachser-
Konzerns ein Betriebspraktikum absolvieren. Die Möglichkeiten, die ein in-
ternationaler Konzern bietet, erleichtern dabei die Organisation des Auslands-
aufenthalts: Zum einen muss man keinen Partnerbetrieb suchen; zum ande-
ren bietet sich der Vorteil, dass die Auszubildenden gezielt auf einen Prakti-
kumsplatz vermittelt werden können, der an ihre Ausbildung anknüpft – denn 
die beruflichen Tätigkeitsprofile innerhalb des Konzerns ähneln sich weltweit 
stark. Ein weiterer Nutzen, der sich aus den aufeinander abgestimmten Kon-
zernabläufen und -strukturen ergibt: Die Auszubildenden lassen sich rasch in 
die Arbeit vor Ort integrieren und lernen den Konzern insgesamt besser ken-
nen. Die HR-Managerin verweist schließlich auf einen letzten Vorteil jenseits 
der Ausbildung: Man inspiriere sich gegenseitig. „Der eine bringt Kenntnisse 
aus seinem Heimatland mit, die der andere vielleicht auch anwenden kann, 
und umgekehrt.“ Solche Auslandspraktika führten zudem oft zu bleibenden 
Kontakten zwischen den Auszubildenden und den Kolleginnen und Kollegen 
im Ausland – privat, aber auch beruflich. Davon profitiere das Unternehmen 
ebenfalls, wenngleich eher auf einer informellen Ebene.

Bei der Vorbereitung und Durchführung der Auslandsaufenthalte stehen 
nicht nur sprachliches und interkulturelles Wissen im Mittelpunkt. Es geht 
dabei bewusst auch darum, persönliche Kompetenzen zu vermitteln. So sind 
die Auszubildenden etwa gehalten, ihr Auslandspraktikum (mit organisatori-
scher Unterstützung des HR-Managements) selbst zu planen und vorzuberei-
ten, eine Bewerbung sowie einen Lebenslauf möglichst in der Sprache des 
Gastlands zu schreiben und selbständig den Kontakt zum Gastbetrieb aufzu-
nehmen. „Sich damit auseinanderzusetzen dient in meinen Augen sehr der 
Reife“, ist sich die HR-Managerin sicher. „Ich möchte die Auszubildenden 
damit auch zur weiteren Selbständigkeit bringen. Und deutlich selbständiger 
sind die Auszubildenden auch, wenn sie zurückkommen. Durchweg alle ha-
ben dann schon einen großen Entwicklungsschritt gemacht.“
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Die Auszubildenden gehen nach der Vorbereitungsphase, auch abhängig 
von ihren Wünschen und Möglichkeiten, (meist) für sechs Wochen zu einem 
Dachser-Partnerbetrieb ins Ausland. Vorbereitend bietet das Dachser Logis-
tikzentrum Maas-Rhein standardmäßig einen Sprachkurs von zwölf Einzel-
stunden in der Zielsprache an, der insbesondere die Fachsprache in der Lo-
gistik trainiert. Hier profitiert die Initiative ebenfalls von den Konzernstruk-
turen, indem der Sprachkurs auf ein konzerneigenes, mehrsprachiges Glossar 
fachsprachlicher Begriffe der Logistik zurückgreifen kann. In der Regel neh-
men die Auszubildenden vor Antritt der Reise außerdem an einem interkul-
turellen Workshop teil.

Während des Praktikums steht im Gastbetrieb ein Ansprechpartner zur 
Verfügung, der den bzw. die Auszubildende/n betreut und an die er oder sie 
sich bei Problemen wenden kann. Im Ausbildungsbetrieb in Alsdorf hält die 
HR-Managerin stets Kontakt sowohl zu dem bzw. der Auszubildenden als 
auch zum bzw. zur dortigen Betreuenden. Aufgrund der Tatsache, dass die 
Arbeit im Bereich Transport und Logistik international stark vergleichbar ist, 
lassen sich auch während des Auslandsaufenthalts die nach der Ausbildungs-
ordnung vorgeschriebenen Ausbildungsinhalte problemlos vermitteln.

Im Anschluss an den Auslandsaufenthalt sind die Auszubildenden gehal-
ten, ihr Praktikum in einem Fachbericht zu reflektieren. Das Unternehmen 
schließt mit ihnen eine Zusatzvereinbarung zum Ausbildungsvertrag, die bei 
der IHK registriert wird. Zuweilen wird der Auslandsaufenthalt in der Ab-
schlussprüfung thematisiert. Auf jeden Fall erhalten die Jugendlichen jedoch 
nach der Rückkehr aus dem Ausland einen Europass, in dem ihre Tätigkeit 
während des Praktikums in mehreren Sprachen beschrieben wird. Der Aus-
landsaufenthalt wird außerdem auf dem Ausbildungszeugnis vermerkt.

Im Jahr 2011 fand die erste Mobilitätsmaßnahme statt. Seither haben 
sechs Auszubildende ein Auslandspraktikum (in den Niederlanden, Großbri-
tannien, Frankreich und Polen) absolviert; in Kürze wird sich der siebte Aus-
zubildende auf den Weg machen. Pro Jahr nehmen demnach durchschnitt-
lich etwa zwei Jugendliche diese Chance wahr. Voraussetzung für die Teil-
nahme an einer solchen Mobilitätsmaßnahme, die meist im zweiten Ausbil-
dungsjahr stattfindet, sind neben einer gewissen Sprachkompetenz vor allem 
überzeugende Leistungen während der Ausbildung. Die Auszubildenden, 
die an einem Auslandsaufenthalt teilnehmen, stammen hauptsächlich aus 
dem kaufmännischen Bereich, grundsätzlich steht das Auslandspraktikum je-
doch allen Auszubildenden offen. „Die Auszubildenden, die ins Ausland 
möchten, können sich freiwillig melden“, erläutert HR-Managerin Indiesteln 
das Verfahren, „aber ich habe natürlich auch schon ein Auge darauf – die 
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Leistungen in der Praxis und in der Berufsschule müssen entsprechend sein, 
damit die Noten aufgrund des Auslandsaufenthaltes nicht gefährdet werden. 
Und wenn mir jemand geeignet erscheint, frage ich: ‚Na, wie sieht’s aus – In-
teresse, Grenzen zu überschreiten?‘“

Probleme bei der Vorbereitung und Durchführung der Mobilitätsmaß-
nahmen gibt es laut der HR-Managerin keine, wohl aber eine Schwierigkeit 
bei der Rekrutierung im Vorfeld: „Es ist nicht einfach, geeignete Bewerber zu 
finden, die bereits entsprechende Sprachkenntnisse mitbringen.“ Viele Schü-
ler wählten heute Spanisch als Fremdsprache anstatt Französisch. Sehr 
schwierig sei es auch, belgische Jugendliche für eine Ausbildung in Deutsch-
land zu gewinnen. Bei niederländischen Jugendlichen gelinge dies wesent-
lich besser.

Was die externe Unterstützung bei der Rekrutierung der Auszubildenden 
insbesondere aus den Niederlanden betreffe, so schätze man besonders die 
Kooperation mit zwei berufsbildenden Schulen in der Nähe der niederländi-
schen Stadt Maastricht. Aus der Zusammenarbeit hätten in der Vergangen-
heit immer wieder Praktika resultiert, die dann wiederum zu einer regulären 
Ausbildung beim Logistikzentrum führen könnten.

Bäckerei & Konditorei Plentz: Auslandspraktika in der dualen 
 Ausbildung im Bäckerhandwerk
Die Bäckerei & Konditorei Plentz versucht, jedes Jahr mindestens zwei Aus-
zubildende in ein vierwöchiges Auslandspraktikum zu schicken. Bei der Pla-
nung und Vorbereitung internationaler Mobilitätsmaßnahmen hat sich nach 
Meinung des Firmeninhabers in der Vergangenheit vieles zum Besseren ver-
ändert. Während früher jeder Betrieb für sich einen Antrag für seine/n 
Auszubildende/n habe stellen müssen, sei es heute möglich, auf Poolprojekte 
zurückzugreifen. Dies entlaste die Betriebe nicht nur von der Antragsbüro-
kratie, sondern umgehe auch das Risiko, dass eine einzelne Maßnahme nicht 
zustande kommt, weil der Antrag abgelehnt wird. Eine zweite Verbesserung 
des Verfahrens stelle die sogenannte Mobilitätsberatung dar, die informiere, 
berate und sich vermittelnd einschalten könne. Für die Betriebe bedeute dies 
eine wesentliche Arbeitserleichterung, „da man mit dem Tagesgeschäft [im 
Betrieb] natürlich andere Sorgen hat.“ Insgesamt hält der Bäckermeister den 
Aufwand für die Organisation des Auslandspraktikums zwar für immer noch 
beträchtlich, doch – insbesondere dank der Mobilitätsberatung – leistbar.

Die Auslandspraktika werden wie folgt vorbereitet: „Wir melden [der 
Mobilitätsberatung] unser Interesse an, dann gibt es ein Gespräch zwischen 
Mobilitätsberatung und Betrieb, in dem wir über die jungen Leute sprechen, 
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ob sie geeignet sind usw. Wir überlegen, welcher Zeitraum für die Maßnah-
me gut wäre. Daraufhin wird die Mobilitätsberatung aktiv, kümmert sich da-
rum, ob und wie viele Mittel zur Verfügung stehen, ob das Programm noch 
mal verlängert wird und solche Dinge. Und genauso hält sie den Kontakt zu 
den Partnern im Ausland. Wenn das alles geklärt ist, meldet die Mobilitätsbe-
raterin sich wieder, hält uns auf dem Laufenden, kommt vielleicht mal zu 
uns ins Haus für Unterschriften oder ein paar Nachfragen, und dann geht es 
auf den Weg. Sie unterstützt uns also auch bei den Formalitäten.“

Das Auslandspraktikum selbst besteht aus einem einwöchigen Sprach-
kurs bzw. einem interkulturellen Training im Zielland, dem sich das dreiwö-
chige Betriebspraktikum bei einem Partnerbetrieb anschließt. Für die Orga-
nisation des sprachlichen bzw. interkulturellen Trainings sorgt eine der 
Handwerkskammer vergleichbare Institution im Zielland. Die Unterbrin-
gung der Praktikanten vor Ort wird vom Partnerbetrieb im Ausland organi-
siert. Dabei kann es sich um eine Gastfamilie, ein Schulinternat oder auch 
eine Pension bzw. ein Hotel handeln.

Es ist fester Bestandteil des Auslandspraktikums, dass die bzw. der Auszu-
bildende ein Backrezept aus dem heimatlichen Betrieb mitbringt. „So hat 
zum Beispiel einer unserer Auszubildenden in seinem italienischen Betrieb 
einen deutschen Apfelkuchen gebacken. Die Kunden haben den Kuchen ge-
liebt und der Betrieb hat ihn in sein Programm aufgenommen. Bei einem an-
deren jungen Mann, der in Bordeaux in einer Backstube gearbeitet hat und 
dort den ganzen Tag nur Baguettes gebacken hat, haben wir das Baguette hin-
terher in unser Sortiment aufgenommen.“

Das Projekt Auslandspraktikum ist für die Firma Plentz längst zur Routi-
ne geworden. Zunächst werden die Auszubildenden über die Möglichkeiten, 
die Dauer und den Ablauf eines solchen Praktikums informiert, „also dass 
man bei uns solch ein Praktikum machen kann und wir das unterstützen.“ 
Die Teilnahme ist jedoch an die bestandene Zwischenprüfung geknüpft, was 
der Firmenchef wie folgt begründet: „Ich glaube, es ist wichtig, dass jemand 
nicht zwangsverpflichtet wird, so etwas zu machen, sondern dass es eine Aus-
zeichnung für ihn ist. So fahren die jungen Leute motiviert hin und begrei-
fen es als eine Chance. Das ist auch wichtig für die Betriebe in den Gastlän-
dern, dass sie junge Leute bekommen, die dort motiviert ihr Praktikum ab-
solvieren.“ Der gewählte Zeitpunkt nach der Zwischenprüfung hat außer-
dem den Vorteil, dass die Auszubildenden dann meist bereits volljährig sind, 
so dass sich der Betrieb um diverse Aspekte der Aufsichtspflicht nicht mehr 
kümmern muss.
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Deutsche Bahn: Deutsch-französischer Auszubildendenaustausch
Bislang können ausschließlich gewerblich-technische Auszubildende an dem 
einmal im Jahr stattfindenden Programm teilnehmen. Dies hat laut Projekt-
koordinatorin Liess den praktischen Grund, „dass wir die Auszubildenden in 
eine Ausbildungswerkstatt geben können. Die Organisation der Berufsausbil-
dung im Konzern ist so, dass wir die Betriebe haben, bei denen die Auszubil-
denden eingestellt sind – das ist also der erste und wichtigste Partner. Der 
zweite ist natürlich die Berufsschule und der dritte ist DB Training. DB Trai-
ning […] ist […] interner Dienstleister und Anbieter von Trainings und für 
uns der wichtigste Partner in der Berufsausbildung. DB Training wird von 
der Konzernzentrale damit beauftragt, diesen Austausch zu organisieren bzw. 
durchzuführen.“

Insgesamt handelt es sich um 15 bis 20 deutsche Auszubildende und eine 
gleiche Anzahl französische Auszubildende, die jeweils eine Woche in Deutsch-
land und in Frankreich in einer Ausbildungswerkstatt verbringen. „Der Vor-
teil der Ausbildungswerkstatt ist natürlich, dass wir die Teilnehmer an einem 
Ort zusammen haben und sie dort gemeinsam praxisnah lernen können. Wür-
de das in einem der Betriebe stattfinden, wäre das sehr schwer handlebar, weil 
wir natürlich nicht 40 Auszubildende zur gleichen Zeit in einem Betrieb un-
terbekommen und dort auch nicht unbedingt die personellen und strukturel-
len Ressourcen haben. Allein schon aus diesem praktischen Grund waren dies 
bisher also immer die gewerblich-technischen Ausbildungen, die für den Aus-
tausch in Frage kamen. Es gab Ideen, auch die Kaufleute für Verkehrsservice – 
das ist der Beruf, der entweder auf den Zugbegleitdienst vorbereitet oder etwa 
auf den Verkauf von Tickets oder die Beratung an den Info-Points, der also viel 
mit der Arbeit am Kunden zu tun hat – mit einzubeziehen, da wir hier einen 
deutlichen Bedarf für interkulturelle Kompetenzen sehen. Aber diese Gruppe 
in einen Austausch mit der SNCF zu bringen, ist organisatorisch sehr viel 
schwieriger zu bewältigen, weil bei diesen Auszubildenden die Simulation 
praktischer Arbeit in einer Ausbildungswerkstatt so nicht gegeben ist.“

Die zweiwöchige Maßnahme verläuft wie folgt: Die französischen Auszu-
bildenden kommen zuerst für eine Woche nach Deutschland und werden 
dort jeweils in gemischten deutsch-französischen Tandems (Zweiergruppen) 
in einer Ausbildungswerkstatt geschult. Anschließend fährt die gesamte 
Gruppe nach Frankreich, wo die Maßnahme nach dem gleichen Konzept 
fortgeführt wird. Seit zwei Jahren verbringen die Teilnehmenden die ersten 
ein oder zwei Tage in Paris und besichtigen dort unter anderem eine TGV-
Werkstatt. Den Rest der Woche verbringen sie in Le Mans, wo die SNCF seit 
einigen Jahren ebenfalls über eine Ausbildungswerkstatt verfügt.
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Das Prinzip, nach dem die Maßnahme abläuft, erläutert Liess folgender-
maßen: „Alle Auszubildenden sind zusammen und die Tätigkeiten in den 
Ausbildungswerkstätten erfolgen immer im Tandem: ein deutscher und ein 
französischer Azubi zusammen. Ganz spannend in diesem Projekt ist es, dass 
die Teilnehmer keine Deutsch- bzw. Französisch- oder Englischkenntnisse 
haben müssen. Klar, meistens können sie ein bisschen Englisch, aber nicht 
so, dass sie damit ohne Weiteres fachliche Dialoge führen können. Man wür-
de denken, dass das ein Hindernis ist, aber das ist es nicht – ganz im Gegen-
teil. Wir evaluieren die Austausche jedes Jahr, und genau das ist ein Punkt, 
der von unseren Auszubildenden am positivsten bewertet wird, also die Er-
kenntnis: Ich kann auch kommunizieren und zusammenarbeiten, wenn ich 
nicht unbedingt in der Lage bin, mich in meiner Muttersprache zu verständi-
gen.“ Die Gruppe wird zwar von zwei Dolmetschern begleitet, deren Aufga-
be sich jedoch in erster Linie auf die Übersetzung der Arbeitsaufträge be-
schränkt. „Die konkrete Arbeit erfolgt dann […] im Tandem. Das heißt, sie 
müssen sich teilweise mit Zeichnungen bzw. mit Händen und Füßen ver-
ständigen. Und das klappt sehr gut.“

Seit zwei Jahren wird in den Austauschen eine neue Methode eingesetzt: 
die sogenannte „sprachliche Animation“: „Das ist eine Art Sprachkurs, der 
die deutsch-französischen Tandems befähigen soll, sich gegenseitig zu unter-
richten. Das sind dann sehr einfache, feststehende Sätze, bei denen auch 
nicht weiter die Grammatik beachtet wird, und man sich so die Sprache ge-
genseitig näherbringt. […] Es geht uns auch nicht darum, dass sie am Ende 
Französisch können – das geht in zwei Wochen auch gar nicht –, sondern 
dass sie einen Eindruck von der Sprache und Kultur bekommen und lernen, 
sich zu verständigen, ohne die Sprache zu können oder perfekt zu können.“

Ein Problem beim deutsch-französischen Auszubildendenaustausch sind 
immer wieder die Kosten. Natürlich sei es „schon so, dass der einzelne Be-
trieb, der seinen Auszubildenden entsendet, auch dafür bezahlt. Wir bezah-
len die gesamte Maßnahme also erst einmal zentral, doch das wird dann hin-
terher verrechnet. Das heißt, der einzelne Betrieb spürt dann auch: Ja, mich 
hat dieses Programm und letztendlich auch diese Wertschätzung meines Aus-
zubildenden etwas gekostet.“ Die Betriebe stünden grundsätzlich unter star-
kem Kostendruck, und Berufsausbildung sei generell teuer. Die Qualifizie-
rung der gewerblich-technischen Auszubildenden in der Ausbildungswerk-
statt „kostet den Betrieb natürlich auch Geld, denn der Betrieb bekommt von 
[…] DB Training eine Rechnung dafür, dass der Auszubildende dort geschult 
wird. Dann gibt es noch Seminare, die fachspezifisch wie fachübergreifend 
sind, zum Beispiel das Sozial- und Methodenkompetenzseminar – das kostet 
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den Betrieb auch. Wenn dann noch einmal eine zweiwöchige Maßnahme 
hinzukommt, die den Auszubildenden einerseits aus dem Betrieb nimmt 
und auch noch mit hohen Kosten verbunden ist, fragt sich der Betrieb: Ist das 
denn tatsächlich eine Notwendigkeit? Erlaube ich mir das jetzt, obwohl ich 
das Geld auch anderweitig verwenden könnte?“

J. Bünting Beteiligungs AG: Transnationale Berufsausbildung  
in der deutsch-niederländischen Grenzregion (TraBbi)
Insbesondere in den grenznah zu den Niederlanden gelegenen Einzelhan-
delsfilialen der Bünting AG ist der Anteil niederländischer Kunden über die 
Jahre hinweg stetig angestiegen. Die Anforderungen an das Personal im Ein-
zelhandel richteten sich deshalb zunehmend auf den Umgang mit diesem 
Kundenkreis. Hinzu kam Ende der 1990er Jahre die Ausbaustrategie des Un-
ternehmens, in den niederländischen Einzelhandel einzusteigen. Auch da-
durch stellten die Kunden, Geschäftspartner und Geschäftspraktiken des 
Nachbarlandes einen wachsenden Bestandteil der täglichen Anforderungen 
dar. Der Qualifizierungsbedarf der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wuchs 
hierdurch: zunächst hinsichtlich der niederländischen Sprache, später auch 
in Bezug auf kulturelle Aspekte und kaufmännische Regeln. Seit den 1990er 
Jahren werden daher die Auszubildenden insbesondere im Bereich Einzel-
handel auf die Anforderungen der niederländischen Kundschaft vorbereitet. 
Neben den innerbetrieblichen Qualifizierungsansätzen etwa für den Um-
gang mit der niederländischen Kundschaft erfolgte der Ausbau der Koopera-
tion mit der Berufsbildenden Schule in Leer, um im Rahmen von Mobilitäts-
projekten ausgewählten Auszubildenden ein Praktikum in den Niederlanden 
zu ermöglichen. Diese Aktivitäten wurden in Zusammenarbeit zwischen der 
Bünting AG und der Berufsbildenden Schule in Leer stetig ausgebaut. Im 
Laufe der Jahre absolvierten zahlreiche Auszubildende ein Auslandsprakti-
kum in niederländischen Einzelhandelsbetrieben. An der Berufsbildenden 
Schule in Leer wurden die Berufsschüler auf diese Auslandspraktika insbe-
sondere durch Sprachkurse und interkulturelle Trainings vorbereitet.

Das Projekt TraBbi knüpfte an diese Erfahrungen der deutsch-niederlän-
dischen Austausche und der Zusammenarbeit in der beruflichen Ausbildung 
an. Im Rahmen einer Ausschreibung des BMBF-Förderprogramms Jobstarter 
wurde von der Bünting AG ein Förderantrag gestellt. Projektpartner war der 
Lehrstuhl Berufspädagogik der Universität Magdeburg. Der Antrag zielte auf 
den Aufbau einer Verbundstruktur für die Ausbildung im Einzelhandel im 
deutsch-niederländischen Grenzgebiet. Berufliche Ausbildungseinrichtun-
gen (Betriebe und berufsbildende Schulen) in beiden Ländern sollten in Ko-
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operation deutsche und niederländische Auszubildende für die Arbeit und 
Beschäftigung im jeweiligen Nachbarland und mit Blick auf die Anforderun-
gen der Zusammenarbeit mit Geschäftspartnern und Kunden aus dem jewei-
ligen Nachbarland qualifizieren.

Auf der Basis eines Curriculum-Vergleichs zwischen der deutschen und 
niederländischen beruflichen Ausbildung im Einzelhandel wurden für die 
Umsetzung des Vorhabens Ausbildungssequenzen bzw. Lerneinheiten in 
den Bereichen Warenpräsentation, Servicebereich Kasse, Warenwirtschaft, 
Verkaufsgespräche und Interkulturelles Training entwickelt. Einerseits wei-
sen diese Tätigkeits- und Qualifizierungsbereiche im Ansatz Überschneidun-
gen zwischen den deutschen und den niederländischen Berufsbildern auf 
und sind damit in beiden Ländern ausbildungsrelevant. Andererseits sind die 
konkreten Inhalte unterschiedlich und in hohem Maße durch landesspezifi-
sche Eigenheiten und kulturelle Gewohnheiten geprägt. Auf der Basis dieser 
Lerneinheiten wurden die deutschen Auszubildenden zusätzlich qualifiziert 
und auf den Auslandsaufenthalt in den Niederlanden vorbereitet. Die Lern-
einheiten und der dazugehörige Unterricht wurden in Kooperation mit an-
deren Bildungsanbietern realisiert.

ThyssenKrupp: Internationale Projekte in der dualen Ausbildung
Eine der internationalen Ausbildungsaktivitäten bei ThyssenKrupp, die be-
reits ein wenig Tradition hat, ist die Mitwirkung im deutsch-niederländi-
schen Netzwerk Lernende Euregio. Dabei handelt es sich um eine über das 
EU-Programm INTERREG geförderte deutsch-niederländische Initiative im 
Bereich der beruflichen Bildung, an der ThyssenKrupp in unterschiedlichs-
ten Rollen beteiligt war. Die Koordination der Initiative liegt beim ROC Nij-
megen, einer berufsbildenden Schule etwa 25 Kilometer von der deutschen 
Grenze entfernt. Im Rahmen dieser Initiative fand bereits im Jahr 2005 auf 
Einladung von ThyssenKrupp und des ROC Nijmegen im Ausbildungszent-
rum der ThyssenKrupp AG in Duisburg ein Treffen von Schulleitern berufs-
bildender Schulen beiderseits der Grenze statt. Ziel des Treffens war es, Ideen 
für ein großes, inhaltlich relativ offenes Projekt zu sammeln. „Interessant war 
dabei neben der Fülle an Ideen und Vorschlägen die Erkenntnis, dass es im 
deutsch-niederländischen Verhältnis eine Vielzahl ähnlich gelagerter Interes-
sen und ungelöster Probleme [in der Berufsbildung] gibt, die nicht nur die 
Basis für gemeinsame Aktivitäten verbreitern, sondern die letztlich auch nur 
gemeinsam bearbeitet werden können“ (Busse 2007). Abgerundet wurde die 
Veranstaltung durch eine Besichtigung der Betriebsanlagen von Thyssen-
Krupp in Duisburg-Beekerwerth.
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Eine weitere Aktivität des Lernende-Euregio-Netzwerks vom Frühjahr 
2007 bildete das Auszubildenden-Austauschprojekt des Kaufmännischen Be-
rufskollegs Walther Rathenau in Duisburg mit dem niederländischen ROC 
Graafschap-College in Doetinchem – beides Partner der deutsch-niederländi-
schen Initiative. Auf deutscher Seite kam die ThyssenKrupp Steel AG hinzu. 
Das Schulprogramm 2007 des Berufskollegs beschreibt das Projekt wie folgt: 
„Den Auftakt machten die niederländischen Großhandelsauszubildenden 
mit ihrem dreiwöchigen Praktikum in Duisburg-Hamborn. Die niederländi-
schen Teilnehmer wurden im ‚Tandemverfahren‘ den Ausbildungsplätzen 
der später nach Doetinchem wechselnden deutschen Auszubildenden zuge-
ordnet. So wurde ein frühzeitiges Kennenlernen beider Gruppen erfolgreich 
gewährleistet. Nach einem Empfang durch die Schulleitung des Kaufmänni-
schen Berufskollegs Walther Rathenau und der auf deutscher Seite betreuen-
den Lehrer bezogen die Praktikanten ihre Unterkunft und meldeten sich 
zum ‚Dienstantritt‘ im Ausbildungszentrum der ThyssenKrupp Steel AG. 
Die Praktikanten wurden in den folgenden Abteilungen beschäftigt: Be-
triebsratsbüro, Division Auto, Joint Ventures, Bildung / Prozessbegleitung, 
Bildung / Seminarzentrum / Technik, Bildung / Seminarzentrum / E-Learning. 
Die ‚Chemie‘ zwischen den deutschen und niederländischen Teilnehmern 
stimmte auf Anhieb. So traf man sich auch außerhalb der Arbeitszeit zu pri-
vaten Unternehmungen […]. In der zweiten Woche des Praktikums besuch-
ten der niederländische Betreuer sowie die von deutscher Seite betreuenden 
Lehrer und Ausbilder die Praktikanten an ihren Arbeitsplätzen bei der Thys-
senKrupp Steel AG. Dieser Besuch vermittelte ein durchweg positives Stim-
mungsbild: niederländische und deutsche Praktikanten arbeiteten gut und 
entspannt zusammen.“14

Fazit
Alle untersuchten Fallbeispiele setzen bei der Förderung der Auslandsmobili-
tät an, um ihre Berufsausbildungen zu internationalisieren. Dem entspricht 
auch die Umsetzung der Vorhaben: Für ausgewählte Auszubildende wird ein 
drei- bis vierwöchiger Aufenthalt in einem ausländischen (Partner-)Betrieb 
organisiert. Zum Teil werden die Auszubildenden auf diesen Auslandsauf-
enthalt in sprachlicher und kultureller Hinsicht vorbereitet. Eine besonders 
weitgehende Variante stellt das Beispiel der IHK Aachen dar. Dort erfolgt im 

14 Vgl. http://webcache.googleusercontent.com/search?q=cache:VdN3dj7ZCloJ:www.kbwr.de/information/ 
 pdf/schulprogramm/schulprogramm_kbwr_2007.pdf+&cd=2&hl=de&ct=clnk&gl=de [9.3.2016]

http://webcache.googleusercontent.com/search?q=cache:VdN3dj7ZCloJ:www.kbwr.de/information/pdf/schulprogramm/schulprogramm_kbwr_2007.pdf+&cd=2&hl=de&ct=clnk&gl=de
http://webcache.googleusercontent.com/search?q=cache:VdN3dj7ZCloJ:www.kbwr.de/information/pdf/schulprogramm/schulprogramm_kbwr_2007.pdf+&cd=2&hl=de&ct=clnk&gl=de
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Grunde eine deutsche Ausbildung im Ausland, die mit einem anerkannten 
ausländischen Abschluss verknüpft wird. Ansatzweise werden Fachinhalte 
der Berufstätigkeit aus einem Zielland in die Planung der deutschen Ausbil-
dung aufgenommen.

3.2.4 Externe Unterstützung und Finanzierung

Externe Unterstützung
Die Hälfte der sechs untersuchten Fallbeispiele nahm dezidiert eine externe 
Unterstützung in Anspruch, um die betrieblichen Initiativen zu realisieren. 
Sehr ausgeprägt war dies im Projekt TraBbi der Firma Bünting der Fall: Es 
wurde über drei Jahre gefördert durch ein Förderprogramm des Bundesmi-
nisteriums für Bildung und Forschung, unterstützt durch den Europäischen 
Sozialfonds. In diesem Rahmen konnten die Aktivitäten bei der Produktent-
wicklung – Curriculumvergleich, Qualifizierungskonzept, Entwicklung von 
Lerneinheiten und Lehrmaterial – wissenschaftlich begleitet werden. Für die 
sprachliche und interkulturelle Vorbereitung der Auszubildenden sowie die 
Durchführung der Praktika in den Niederlanden griff das Projekt auf die per-
sonellen Ressourcen und das Know-how von Lehrkräften der Berufsbilden-
den Schulen Leer und Wittmund sowie des niederländischen Noorderpoort 
College zurück. Die Auslandsaufenthalte der Auszubildenden wurden über 
sogenannte Poolprojekte unter dem EU-Programm Leonardo da Vinci (heu-
te: Erasmus+) ermöglicht. Begleitet wurden die Mobilitätsmaßnahmen von 
der Mobilitätsberaterin der IHK für Ostfriesland und Papenburg.

Auch beim Dachser Logistikzentrum nutzt man die Möglichkeit, die 
Auszubildenden über Poolprojekte ins Ausland zu schicken. Auch hier nimmt 
man gern das Angebot der zuständigen IHK Aachen wahr, sich bei der Vorbe-
reitung und Durchführung der internationalen Mobilitätsmaßnahmen von 
der Mobilitätsberaterin (bzw. in diesem Fall zusätzlich auch der Leiterin des 
Bereichs „Ausbildung international“) unterstützen zu lassen. Mit den Sprach-
trainings wurde ein Spracheninstitut beauftragt. Bei der Anwerbung nieder-
ländischer Jugendlicher für ein Praktikum oder eine Ausbildung im Logistik-
zentrum kooperiert man mit zwei niederländischen berufsbildenden Schulen.

Für die Bäckerei & Konditorei Plentz ist das regelmäßige und systemati-
sche Entsenden von Auszubildenden nur möglich durch die Unterstützung 
der Mobilitätsberaterin der Handwerkskammer sowie durch die Möglichkeit, 
sich an Poolprojekten zu beteiligen. Insbesondere für die Arbeit der Mobili-



3   Fallbeispiele der betrieblichen Praxis

67

tätsberatung findet Firmenchef lobende Worte: „Die Begleitung durch die Mo-
bilitätsberatung gibt einfach die Sicherheit, dass man auch an alles denkt.“ Sie 
kümmere sich um die reibungslose Beantragung und den Ablauf der Mobili-
tätsmaßnahme und organisiere die Ansprechpartner und Partnerbetriebe im 
Ausland. Im Laufe der Zeit sei „eine partnerschaftliche Beziehung zu den Mo-
bilitätsberatern entstanden, weil sie wissen, dass wir ein Betrieb sind, der dafür 
offen ist. Wir können uns auf die Mobilitätsberatung verlassen, und die Mobi-
litätsberatung weiß ihrerseits, dass sie in uns einen zuverlässigen Projektpart-
ner hat.“ Unterstützung erfährt der Betrieb ebenfalls durch die Berufsschule, 
da einige seiner Auszubildenden über Mobilitätsmaßnahmen, die von der 
Schule organisierte werden, ins Ausland gehen. Die Berufsschule fungiert für 
Bäckermeister Plentz auch als eine Art Impulsgeber. Weitere Unterstützung 
bei der Organisation der Maßnahmen kommt schließlich vor der Krankenkas-
se und der Versicherung, um versicherungstechnische Fragen zu klären.

Eine externe Unterstützung in Form von Beratung beansprucht die IHK 
Aachen im Zusammenhang mit dem Aufbau und dem Betrieb der deutsch-
französischen Ausbildung nicht. Doch natürlich ist sie für die Ausbildungs-
initiative auf die kontinuierliche Unterstützung der französischen Partner-
schule sowie der ausbildenden Betriebe in Paris angewiesen.

Auch bei der Deutschen Bahn wird für die Vorbereitung und Durchfüh-
rung des deutsch-französischen Austauschs keine externe Unterstützung in 
Anspruch genommen – das Programm wird komplett in Eigenregie durchge-
führt. Allerdings greift man zurück auf die Dienste des (internen) Dolmet-
scherpools für die sprachliche und interkulturelle Vermittlung sowie des 
(ebenfalls internen) Dienstleisters DB Training. Letzterer stellt beispielsweise 
die Ausbildungswerkstatt, in der die deutschen und französischen Jugendli-
chen eine Woche verbringen.

Und schließlich gibt es auch für die Projekte bei ThyssenKrupp keine 
Unterstützung von außen. Hier ist es eher umgekehrt: Das Ausbildungswe-
sen des Unternehmens bietet seinerseits Unterstützung, wenn es angefragt 
wird: beispielsweise bezüglich Praktikumsplätzen für eine deutsch-niederlän-
dische Mobilitätsmaßnahme oder bezüglich der Organisation von Veranstal-
tungen im Rahmen der grenzüberschreitenden Initiative Lernende Euregio.

Finanzierung
Für die Finanzierung der Internationalisierungsprojekte wurden in vier der 
sechs Fälle externe Geldquellen genutzt. So wurde die Infrastruktur der 
deutsch-französischen Ausbildung der IHK Aachen – die Ausbildung als sol-
che trägt sich finanziell selbst – ab 1999 einige Jahre vom Land Nordrhein-
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Westfalen subventioniert (zunächst vom Wirtschafts-, später vom Arbeitsmi-
nisterium), nachdem sie zunächst 13 Jahre lang mit Eigenmitteln der Kam-
mer finanziert worden war. Anschließend wurde das Projekt eine Weile vom 
Bundesbildungsministerium finanziell unterstütz. Seit einigen Jahren wird 
die Arbeit der Projektleiterin (18 Stunden/Woche) von der EFACI in Paris be-
zahlt, während die IHK für die Gemeinkosten (Büro, Arbeitsmittel, Internet-
auftritt des Projekts, Reisekosten usw.) sowie für eine studentische Hilfskraft 
zur Unterstützung des Projekts aufkommt. Die Auszubildenden erhalten von 
ihrem französischen Ausbildungsbetrieb eine Vergütung; die EFACI in Paris 
finanziert sich aus der französischen betrieblichen Ausbildungsumlage.

Das Projekt TraBbi der Firma Bünting wurde mit Mitteln des Bundesmi-
nisteriums für Bildung und Forschung und des Europäischen Sozialfonds im 
Rahmen der Jobstarter-Initiative finanziert. Projektträger war das Bundesinsti-
tut für Berufsbildung. Für die Projektrealisierung wurden darüber hinaus Ei-
genmittel der projektbeteiligten Institutionen aufgebracht. Die Auslandsauf-
enthalte konnten mit Hilfe europäischer Mobilitätsprogramme, insbesondere 
Leonardo da Vinci (heute: Erasmus+), finanziert werden. Zusätzliche Mittel, 
etwa für die Finanzierung von Honorarkräften, wurden von der Ems Dollart 
Region, einer deutsch-niederländischen Euregio, zur Verfügung gestellt.

Bei der Bäckerei & Konditorei Plentz setzt sich die Finanzierung der 
Auslandspraktika aus der Förderung durch die EU-Programme Leonardo da 
Vinci bzw. Erasmus+ und einem Eigenanteil des Ausbildungsbetriebs zusam-
men – dem Firmeninhaber zufolge „einige hundert Euro, also durchaus über-
schaubar und in jedem Fall gut investiertes Geld.“ Für die Auszubildenden 
ist die Teilnahme daher kostenlos, sie werden vom Ausbildungsbetrieb für 
die Zeit des Praktikums freigestellt.

Die Rekrutierung niederländischer und belgischer Jugendlicher für eine 
duale Ausbildung im Dachser Logistikzentrum sowie die Aktivitäten auf 
dem hiesigen Auszubildendenmarkt sind nicht Teil eines (grenzüberschrei-
tenden) Projekts, sondern werden organisatorisch und finanziell vom Unter-
nehmen getragen. Bei den Mobilitätsmaßnahmen im Rahmen der Program-
me Leonardo da Vinci bzw. Erasmus+ beruht die Finanzierung auf zwei Säu-
len: Den Hauptanteil trägt das EU-Förderprogramm, das Logistikzentrum 
kommt für die Kosten des Sprachkurses in Höhe von 440 Euro pro Person auf; 
dies gilt auch für die Kosten des Deutschkurses für die aus dem Ausland ange-
worbenen Jugendlichen. Mit den Fördergeldern bestreiten die Auszubilden-
den Anreise und Unterkunft. Niederlassungsleiter Bremen betont jedoch, dass 
man perspektivisch durchaus bereit sei, die Auslandspraktika komplett unter-
nehmensseitig zu finanzieren, falls die Förderung eingestellt werden sollte.
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Der deutsch-französische Austausch der Deutschen Bahn wird laut Pro-
jektkoordinatorin Liess komplett vom Unternehmen finanziert, „der Auszu-
bildende hat keinerlei finanzielle Eigenleistungen zu tragen.“ Doch die Kos-
ten stellten immer wieder ein Problem dar. „Der Austausch ist relativ teuer, 
wenn man zwei Wochen lang Auszubildende in die Ausbildungswerkstatt 
gibt. Hinzu kommt noch ein Freizeitrahmenprogramm, hinzu kommen 
auch die Fahrt- und Verpflegungskosten. Wir sind hier also schon bei einem 
deutlichen Kostenfaktor.“

Im Fall von ThyssenKrupp liegen keine Informationen über die Finan-
zierungsstruktur der in der Fallstudie dargestellten Projekte vor.

Fazit
Es fällt auf, dass drei der sechs untersuchten Unternehmen (Dachser, Bünting 
und Plentz) bei der Entwicklung und Umsetzung ihrer Initiativen die Unter-
stützung durch die Mobilitätsberatung der Kammern nutzen – und positiv 
überrascht sowie gänzlich überzeugt sind von der Kooperation mit diesen 
seit Anfang 2009 existierenden Institutionen, die vom Europäischen Sozial-
fonds und dem Bundesarbeitsministerium gefördert werden. Dieselben be-
trieblichen Initiativen nutzen zugleich die Möglichkeit, Auszubildenden 
über sogenannte Poolprojekte im Rahmen des EU-Berufsbildungspro-
gramms Erasmus+ (damals Leonardo da Vinci) einen berufsbezogenen Aus-
landsaufenthalt zu ermöglichen. Die Finanzierung der Auslandspraktika er-
folgt hier deshalb weitgehend über das genannte Förderprogramm.

Die Initiativen der IHK Aachen, der Deutschen Bahn und der Thyssen-
Krupp AG verfügen über ausreichend Know-how und Unterstützung in der 
eigenen Organisation bzw. im eigenen Unternehmen, so dass man nicht auf 
externe Beratung und Begleitung angewiesen ist. In diesen drei Fällen wurden 
eigene, teils interne Finanzierungsmöglichkeiten für die Vorhaben generiert.

3.2.5 Regelungspraxis

Im Folgenden wird die Regelungspraxis beleuchtet: Wie sind die Initiativen 
zur Internationalisierung der Berufsausbildung betrieblich geregelt? Grund-
sätzlich lassen sich organisatorische und innerbetriebliche Regelungen unter-
scheiden: Organisatorische Regelungen beziehen sich auf den ordnungsgemä-
ßen Ablauf der betrieblichen Initiative selbst; innerbetriebliche Regelungen 
betreffen hingegen eher Fragen, die sich um die Mitwirkung der Beteiligten – 
der Auszubildenden, der Projektmitarbeiter sowie der betrieblichen Interes-
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senvertretung  – an der Gestaltung und Umsetzung der Initiativen drehen. 
Insbesondere geht es hier um die Frage, ob bzw. inwieweit solche Regelun-
gen schriftlich fixiert werden.

Organisatorische Regelungen
Je nach Komplexität der untersuchten Fallstudien unterscheiden sich auch 
die Regelungen, die zur reibungslosen Durchführung der Maßnahmen ge-
troffen werden.

Bei der deutsch-französischen Ausbildung der IHK Aachen, die seit 1987 
existiert, sind die Abläufe und Zuständigkeiten seit langem eingespielt. Die 
Grundlage der Ausbildung ist eine Kooperationsvereinbarung zwischen der 
IHK Aachen und der EFACI, die für den theoretischen Teil der Doppelaus-
bildung in Paris zuständig ist. Der Ausbildungsvertrag (Industriekauffrau/In-
dustriekaufmann) wird in das Ausbildungsregister der IHK Aachen eingetra-
gen. Für die Abschlussprüfung zum Industriekaufmann bzw. zur Industrie-
kauffrau reist der Prüfungsausschuss der IHK Aachen nach Paris und wird 
dort um Vertreter der Schule sowie um die verantwortlichen Ausbildungsbe-
auftragten erweitert. Das gesamte Verfahren von der Ausschreibung der Aus-
bildungsplätze bis zur Abschlussprüfung in Paris ist schriftlich fixiert. Die 
Projektleiterin stellt sicher, dass alle Abläufe eingehalten werden. Sie koordi-
niert zugleich alle Aktivitäten im Zusammenhang mit der Ausbildung und 
hält Kontakt zu den Beteiligten (Schule, Auszubildenden, Ausbildungsbetrie-
ben, Prüfungsausschuss der IHK).

Das Projekt der Firma Bünting ist zentral beim Ausbildungsleiter des Un-
ternehmens angesiedelt, der die Koordination – das heißt das Tagesgeschäft – 
seiner Mitarbeiterin übertragen hat. Auszubildende, die an einem vierwöchi-
gen Betriebspraktikum in den Niederlanden teilnehmen möchten, können 
sich innerbetrieblich dafür bewerben. Ebenso schlagen Ausbildungsverant-
wortliche Auszubildende für diese Qualifizierung vor. Die Auszubildenden, 
die für die Maßnahme ausgewählt werden, erhalten eine vorbereitende Quali-
fizierung, die von der Firma in Zusammenarbeit mit externen Kooperations-
partnern durchgeführt wird. Während ihres Auslandsaufenthaltes werden die 
Auszubildenden in den ausländischen Partnerbetrieben aus dem Einzelhan-
del eingesetzt. Da die Bünting AG mittlerweile über ein Filialnetz in den Nie-
derlanden verfügt, werden die Auszubildenden zurzeit überwiegend dorthin 
vermittelt. Ihre Betreuung übernehmen die Ausbildungsverantwortlichen vor 
Ort, ebenso werden die Auszubildenden im Ausland durch die Ausbildungs-
leitung der Firma Bünting einmal besucht. Die Unterkünfte und Verpfle-
gungskosten sowie eine Hin- und Rückreise werden durch das Unternehmen 
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finanziert. Die Auszubildenden werden vom Berufsschulunterricht freige-
stellt. Die Auslandsaufenthalte fallen in die reguläre Ausbildungszeit, die Vor-
bereitungskurse ebenfalls. Der Auslandsaufenthalt bzw. die Ausbildung am 
ausländischen Lernort werden als betriebliche Ausbildungszeit nach § 2 Be-
rufsbildungsgesetz anerkannt. Mittels Europass werden die zusätzlichen be-
ruflichen Erfahrungen und Ausbildungsleistungen zertifiziert und damit for-
mal bestätigt. Eine Anrechnung der Ausbildungsleistungen auf die inländi-
sche Ausbildung, beispielsweise im Rahmen der Abschlussprüfung oder über 
eine Zusatzqualifizierung, ließ sich bislang nicht realisieren.

Die Regularien beim deutsch-französischen Auszubildendenaustausch der 
Deutschen Bahn erläutert die Projektkoordinatorin folgendermaßen: „Es ist 
vertraglich festgehalten worden, dass der Austausch in der Regel eine Woche 
in Deutschland und eine Woche in Frankreich stattfindet und dass jeweils das 
Unternehmen in seinem eigenen Land die Kosten trägt.“ Das heißt: Die Deut-
sche Bahn finanziert den Teil der Maßnahme, der in Deutschland stattfindet; 
die SNCF übernimmt die Kosten für den Anteil der Maßnahme in Frank-
reich. Ausgenommen hiervon sind die Fahrtkosten, die das jeweilige Unter-
nehmen für die eigenen Teilnehmenden trägt. „Organisiert ist die Maßnahme 
insofern, dass ich den Auftrag an DB Training erteile, unseren internen 
Dienstleister, der die Ausbildungswerkstatt zur Verfügung stellt und die Ab-
läufe in der Ausbildungswerkstatt organisiert. […] Das Freizeitprogramm 
wird gemeinsam organisiert […], und das bezieht sich dann auf die Aktivitä-
ten im eigenen Land. Das heißt: Wir organisieren das Freizeit- und Kulturpro-
gramm in Deutschland, die SNCF organisiert das Programm in Frankreich. 
Wir treffen uns in der Regel einmal im Jahr, das Organisationsteam des DB-
Konzerns und das der SNCF, und tauschen uns dann über die Inhalte aus.“

Die Umsetzung des vom Dachser Logistikzentrum gemeinsam mit der 
Mobilitätsberaterin der IHK Aachen entwickelten Konzepts zur Vermittlung 
internationaler beruflicher Handlungskompetenz „ist einem inzwischen in 
Fleisch und Blut übergegangen“, so HR-Managerin Indiesteln. Sie arbeitet 
dabei mit einer Checkliste, die alle Punkte enthält, die von der Vorbereitung 
bis zur Nachbereitung des Auslandspraktikums zu beachten sind. Mit dem 
bzw. der Auszubildenden wird nach § 2 Abs. 3 BBiG eine Zusatzvereinbarung 
zum Ausbildungsvertrag abgeschlossen, die das Auslandspraktikum regelt 
und mit ins Ausbildungsregister bei der zuständigen IHK Aachen aufgenom-
men wird.

Bäckermeister Plentz möchte von einer echten „Regelung“ der Auslands-
praktika seiner Auszubildenden im Sinne einer Standardisierung lieber nicht 
sprechen, „dafür sind wir zu sehr Handwerker“. Zudem sei es durch die gute 
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Vor- und Zuarbeit der Mobilitätsberatung nicht erforderlich, im Betrieb 
selbst ein Ablaufverfahren zu entwickeln. Beispielsweise halte die Mobilitäts-
beratung Checklisten mit den Punkten bereit, die bei der Vorbereitung und 
Durchführung von Auslandspraktika zu beachten seien. Im Betrieb selbst 
habe man einen Ordner angelegt, in dem die Unterlagen abgeheftet würden. 
„Und wenn man mehrere Leute hintereinander wegschickt, hat man irgend-
wann einen Überblick, was man dafür braucht: zum Beispiel Formulare, um 
die jungen Leute anzumelden.“

Die untersuchten internationalen Aktivitäten im Rahmen der dualen 
Ausbildung bei ThyssenKrupp werden eigenständig in den einzelnen Busi-
ness Areas (= Geschäftsbereichen) geregelt.

Innerbetriebliche Regelungen
Zentrale Fragen im Rahmen der vorliegenden Studie lauten: Inwieweit haben 
die Zielgruppen der Initiativen selbst – die Auszubildenden sowie jene Mitar-
beiter, die unmittelbar an der Durchführung des Projekts beteiligt sind – Mit-
wirkungsmöglichkeiten bei der Gestaltung und Umsetzung des Projekts? Ist 
die betriebliche Interessenvertretung in die Planung und Umsetzung der Ini-
tiative eingebunden? Wenn ja: in welcher Form? Und schließlich: Werden ent-
sprechende Regelungen eher informell getroffen oder schriftlich fixiert?

Bei der Bünting AG haben die Auszubildenden die Möglichkeit, sich im 
Rahmen des TraBbi-Projekts um einen der Praktikumsplätze in einer nieder-
ländischen Einzelhandelsfiliale zu bewerben. Zusätzlich schlagen jedoch 
auch Ausbildungsverantwortliche in den zum Bünting-Konzern gehörenden 
deutschen Filialen Auszubildende für die Teilnahme an der Maßnahme vor. 
Diese Regelung wurde jedoch nicht schriftlich fixiert. Der Betriebsrat ist an 
der Gestaltung und Durchführung des Projekts nicht beteiligt. Dementspre-
chend gibt es auch keine betriebliche Vereinbarung dazu.

In der Bäckerei & Konditorei Plentz ist die Situation vergleichbar: 
Auch hier können die Auszubildenden ihren Wunsch äußern, an einem Aus-
landspraktikum teilzunehmen. Eine wichtige Voraussetzung ist allerdings 
die bestandene Zwischenprüfung. Auch in diesem Unternehmen ist die Re-
gelung nirgendwo schriftlich festgehalten. Da die Firma Plentz weder über 
einen Betriebsrat noch über eine sonstige Form der Mitarbeitervertretung 
verfügt, gibt es keine betriebliche Vereinbarung zur Internationalisierungsin-
itiative der Bäckerei.

Beim Dachser Logistikzentrum existiert ebenfalls keine Betriebsverein-
barung, die die internationalen Aktivitäten in der Berufsausbildung im Un-
ternehmen regelt. Der neunköpfige, nicht freigestellte Betriebsrat sowie die 
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Jugend- und Auszubildendenvertretung (JAV) werden nach Auskunft der 
Unternehmensvertreter allerdings umfassend über diese Aktivitäten infor-
miert und begleiten sie aktiv mit. Eine Vertreterin der JAV wird demnächst 
selbst an einer Auslandsmaßnahme teilnehmen und absolviert derzeit vorbe-
reitend ein Sprachtraining.

Zur Initiative der Deutschen Bahn erhält der Konzernbetriebsrat (KBR) 
einmal im Jahr eine Vorlage des Konzernvorstands. Darin ist aufgelistet, aus 
welchen Geschäftsfeldern die Auszubildenden für den deutsch-französischen 
Austausch kommen sollen und um wie viele Teilnehmende es sich handelt. 
Der KBR wird allerdings gemäß den Vorgaben des Betriebsverfassungsgeset-
zes lediglich informiert, da die eigentliche Auswahl der Auszubildenden von 
den jeweiligen Geschäftsfeldern getroffen wird. Laut der Referentin des Kon-
zernbetriebsrats Noll „liegt dort auch die Mitbestimmung. Bei dem Ganzen 
sind aber unsere Jugend- und Auszubildendenvertretungen eingebunden. 
Also die JAVen, die vor Ort sind, und die GJAVen [Gesamtjugend- und Aus-
zubildendenvertretungen] in den übergeordneten Gremien, die es sammeln 
und in Richtung KJAV [Konzern-JAV] weiterleiten – allerdings nur zur In-
formation. Und ich denke, dass unsere Betriebsräte vor Ort auch mit einge-
bunden sind.“ Eine Betriebsvereinbarung, die etwa den Zugang zur und die 
Teilnahme an der Initiative regelt, wurde der Referentin zufolge zumindest 
auf Konzernebene nicht abgeschlossen. Zwar könne es sein, dass einzelne Ge-
schäftsfelder, die regelmäßig eine größere Zahl von Auszubildenden in den 
deutsch-französischen Austausch schicken, hierzu Vereinbarungen getroffen 
hätten. Dies entziehe sich jedoch ihrer Kenntnis. Denn der Konzernbetriebs-
rat kümmert sich im Wesentlichen um die übergeordneten, das heißt mehre-
re Geschäftsfelder betreffenden Sachverhalte und ist funktional nicht in die 
Aktivitäten der einzelnen Geschäftsfelder eingebunden. Mit den Aktivitäten 
Letzterer beschäftigen sich die Interessenvertreter vor Ort. „Und es gibt mit 
Sicherheit innerhalb der Geschäftsfelder noch andere, kleinere Projekte im 
Bereich der beruflichen Ausbildung, von denen ich noch nie gehört habe“, 
vermutet die KBR-Referentin. „Wenn zum Beispiel das Geschäftsfeld DB Pro-
jektBau GmbH so etwas vorhat, kriege ich das nicht mit – außer es erzählt 
mir mal jemand. Dafür bin ich viel zu weit weg vom Tagesgeschäft.“ Grund-
sätzlich hielte sie es im Hinblick auf ausbildungsbezogene Internationalisie-
rungsprojekte im Konzern jedoch für wünschenswert, wenn man „Rahmen-
bedingungen für alle definieren oder einen Handlungsleitfaden erstellen 
[würde], damit jeder weiß, worum es geht.“

Da es sich im Fall der IHK Aachen nicht um ein primär „betrieblich“ or-
ganisiertes Projekt handelt, lässt sich in diesem Fall nichts über die Mitwir-
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kungsmöglichkeiten der Zielgruppe und der betrieblichen Interessenvertre-
tung bei der Gestaltung und Umsetzung des Projekts ermitteln. Ähnliches 
gilt für die ThyssenKrupp AG, hier jedoch, da es sich um eine Vielzahl klei-
nerer und größerer Initiativen handelt, deren Umsetzung (und Regelung) 
nicht in die Zuständigkeit der Konzernebene fällt.

Fazit
Grundsätzlich lässt sich festhalten: Im Rahmen der untersuchten Fallbeispie-
le zur Internationalisierung der Berufsausbildung finden sich mehrere be-
triebliche Regelungen, die eine ordnungsgemäße Durchführung der Projekte 
gewährleisten. Diese Regelungen sind jedoch, wie im Fall der IHK Aachen 
oder der Bünting AG, entweder stark durch den formalen Charakter der Pro-
jekte geprägt (bei Ersterem handelt es sich um eine staatlich anerkannte Aus-
bildung, Letzteres wurde mit Mitteln des Bundesbildungsministeriums ge-
fördert) und entsprechend detailliert gestaltet; oder aber sie sind für den Ei-
gengebrauch der Projektleitung eher informell gehalten und liegen etwa in 
Form von Checklisten vor.

Eine Beteiligung der Zielgruppe – das heißt der Auszubildenden – an der 
Gestaltung und Durchführung der Projekte ist in keiner der sechs Initiativen 
geregelt. Sie haben lediglich die Möglichkeit, sich um eine Teilnahme zu be-
werben. Eine Mitwirkung des Betriebsrats ist nur bei der Deutschen Bahn 
und beim Dachser Logistikzentrum gegeben, indem er gemäß dem Betriebs-
verfassungsgesetz über die Maßnahme selbst und die Teilnehmenden infor-
miert wird. Alle Regelungen – etwa über den Zugang zu den Maßnahmen 
und deren Ablauf, über Freistellungen der Auszubildenden und der unmit-
telbar am Projekt beteiligten Mitarbeiter sowie über die Frage der Kostenbe-
teiligung der Auszubildenden an den Auslandsaufenthalten – wurden bzw. 
werden von der Projektleitung bzw. Geschäftsführung des jeweiligen Unter-
nehmens getroffen und tragen eher informellen Charakter. Eine Betriebsver-
einbarung, in der solche Regelungen als Ergebnis eines Aushandlungsprozes-
ses zwischen den Betriebsparteien schriftlich festgehalten wären, wurde in 
keinem der sechs Projekte abgeschlossen.
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4   ZUSAMMENFASSUNG UND 
 HANDLUNGSEMPFEHLUNGEN 

Es gilt nun, die empirisch ausgerichteten Untersuchungsfragen empirisch zu 
bewerten: Welche Motive veranlassen Unternehmen dazu, ihre betriebliche 
Ausbildung zu internationalisieren? Welche Ansätze existieren bereits? Wie 
werden diese umgesetzt? Welche Beratungs- und Unterstützungsangebote 
werden zur Realisierung der Projekte in Anspruch genommen? Wie werden 
diese finanziert? Und schließlich: Wie steht es um die Beteiligung der Auszu-
bildenden selbst und der betrieblichen Interessenvertretung an der Gestal-
tung und Umsetzung der Projekte? Welche betrieblichen Regelungen finden 
sich dazu?

Nachstehend werden die wichtigsten Untersuchungsergebnisse aus Kapi-
tel 3 zusammengefasst und angesichts der in Kapitel 2 skizzierten Ausgangs-
situation sowie der Expertengespräche (vgl. Tabelle 2) im Folgenden bewer-
tet. Daraus leiten sich mehrere Handlungsempfehlungen für die politischen 
und die betrieblichen Akteure hinsichtlich der Frage ab: Wie lässt sich die In-
ternationalisierung der beruflichen Ausbildung weiterentwickeln? 

4.1 Zusammenfassende Bewertung  
im Spiegel der  Expertengespräche

Motive
Insgesamt ergab die Untersuchung sechs Motive bzw. Motivkomplexe, die Un-
ternehmen dazu veranlassen, die Internationalisierung ihrer Berufsausbildung 
verstärkt voranzutreiben. Die entsprechenden Maßnahmen dienen dazu,
 –  veränderten beruflichen Anforderungen an Arbeit und Ausbildung nach-

zukommen;
 –  auf zunehmende Schwierigkeiten dahingehend zu reagieren, Jugendliche 

für eine duale Ausbildung zu gewinnen. In diesem Zusammenhang stellen 
internationale Mobilitätsmaßnahmen ein Instrument des Ausbildungs-
platzmarketings dar, das ein Ausbildungsplatzangebot durchaus attraktiver 
machen kann;

 –  die Persönlichkeitsentwicklung der Auszubildenden zu fördern;
 –  die Auszubildenden zu motivieren, indem gute Leistungen prämiert wer-

den;
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 –  das Systems der beruflichen Bildung weiterzuentwickeln;
 –  gesellschaftspolitische Verantwortung zu übernehmen und zur Völkerver-

ständigung beizutragen.

Tendenziell überwiegt aus einzelbetrieblicher Perspektive das erste Motiv: 
Maßnahmen der Internationalisierung reagieren auf neue und veränderte 
Qualifizierungsbedarfe. Dabei geht es jedoch nicht nur darum, unmittelbar 
konkreten Arbeitsplatzanforderungen zu begegnen, sondern auch darum, 
neue Märkte und Geschäftsfelder zu erschließen. Dies bestätigt Knut Diek-
mann, Referatsleiter Grundsatzfragen der Weiterbildung beim Deutschen In-
dustrie- und Handelskammertag: „Im Mittelpunkt steht ganz klar die inter-
nationale Qualifizierung der Auszubildenden, unter Einbeziehung der Be-
rufsschulen. Die Mobilitätsförderung besitzt eine besondere Bedeutung für 
den internationalen und interkulturellen Kompetenzerwerb.“

Ähnliche Erfahrungen machte Berthold Hübers, Mitarbeiter der Nationa-
len Agentur Bildung für Europa beim Bundesinstitut für Berufsbildung (NA 
BIBB) und zuständig für das EU-Bildungsprogramm Erasmus+ (ehemals Leo-
nardo da Vinci), hinsichtlich des zweiten Motivkomplexes. Wie er im Exper-
tengespräch berichtet, kämen bei der NA jedes Jahr etwa hundert neue Institu-
tionen hinzu, die eine Förderung beantragen. „Ich habe etwa 20 Unternehmen 
angerufen, die in den letzten Jahren neu [zu Erasmus+] hinzugekommen sind 
und sie gefragt, was der Anlass war, dass sie gerade jetzt aktiv geworden sind. 
Dabei hat sich gezeigt, dass der demographische Wandel und die Verschie-
bung auf dem Ausbildungsmarkt weg von dem suchenden jungen Menschen 
hin zu dem suchenden Unternehmen für Letztere ein wesentlicher Grund ist, 
sich im Ausbildungsplatzmarketing von allen anderen Angeboten abzusetzen, 
die es in der Region gibt. Und dann sind Auslandsaufenthalte für die jungen 
Menschen, die die Unternehmen gern an sich binden möchten, also Jugendli-
che, die sich vielleicht mit dem Lernen nicht so schwer tun und die einen ge-
wissen Horizont haben, eine gutes Argument, sich bei diesen Unternehmen zu 
bewerben. Meine These wäre deshalb, dass Auslandsaufenthalte neben dem be-
trieblichen Bedarf auch ein Baustein im Ausbildungsplatzmarketing werden.“ 

Auch der dritte Motivkomplex, die Entwicklung der Persönlichkeit 
durch die Teilnahme an Auslandspraktika, ist Hübers aus seiner Arbeit ver-
traut. „Wenn man Unternehmen fragt, warum sie angefangen haben und wa-
rum sie dabei geblieben sind, erntet man unterschiedliche Antworten. Das 
heißt, die Motivation, einzusteigen, ist nicht unbedingt die Motivation, da-
beizubleiben. Die Motivation, einzusteigen, war ganz häufig die Erwartung 
einer hohen Fachkompetenz: Ich entsende jemanden ins Ausland, der beson-
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ders fachlich qualifiziert wieder zurückkommt. Diese Erwartung lässt sich im 
Lernprozess eines Unternehmens auch als eine gewisse Enttäuschung be-
schreiben, da sich diese Erwartung nicht immer erfüllt. Aber interessanter-
weise bleiben sehr viele Unternehmen dabei. Und wenn man sie dann fragt, 
liegt das Hauptmotiv der Unternehmen in der Entwicklung der Personal-
kompetenz: Eigenverantwortung, Selbständigkeit, Motivation. Sie sagen 
dann oft: ‚Da haben wir jemanden weggeschickt, und eine ganz andere Per-
son zurückgekriegt.‘ Und erst dann kommt bei den Unternehmen die Spra-
che, das Interkulturelle und erst dann die Fachkompetenz.“

Auch der vierte Motivkomplex  – internationale Mobilitätsmaßnahmen 
als motivationssteigerndes Element in der Berufsausbildung bzw. als Prämie 
für gute Leistungen  – spielte in den Fallstudien immer wieder eine Rolle: 
meist implizit, mitunter jedoch auch sehr explizit. Am deutlichsten gilt dies 
im Fall der Deutschen Bahn, wo man die Auswahl für die Teilnahme am 
deutsch-französischen Auszubildendenaustausch ausdrücklich als eine Prä-
mierung hervorragender Leistung verstanden wissen will.

Das fünfte Motiv, die Weiterentwicklung des Systems der beruflichen Bil-
dung, war vor allem für die zwei grenznah beheimateten Projekte der IHK 
Aachen und der Firma Bünting von Bedeutung, da sie quasi tagtäglich mit 
dem Bildungssystem auf der anderen Seite der Grenze konfrontiert sind. 
Hingegen spielte es für die beiden großen, international agierenden Konzer-
ne im Sample, ThyssenKrupp und die Deutsche Bahn, keine Rolle. In der Li-
teratur (vgl. z. B. Heidemann 2010) finden sich jedoch einige Beispiele von 
Großunternehmen, die auf strategischer Ebene Ideen entwickeln, wie sich 
durch mehr Transparenz der Ausbildungsinhalte und durch eine Weiterent-
wicklung des Systems der Berufsausbildung Letztere auch unternehmensin-
tern internationalisieren ließe. Eines dieser Beispiele ist das Projekt EuroB 
der Volkswagen AG: Hierbei ging es darum, international vergleichbare 
Kompetenzstandards in der Ausbildung zum Industriemechaniker zu entwi-
ckeln mit dem Ziel, sie europaweit anschlussfähig zu machen (Busse 2010a). 
Ein anderes Beispiel ist der Modellversuch Move pro Europe des Luft-, Raum-
fahrt- und Rüstungskonzerns EADS. Dessen Ziel war ebenfalls, über eine 
Operationalisierung sogenannter „beruflicher Arbeitsaufgaben“ in zwei dua-
len Berufsausbildungen im Flugzeugbau zu einer europäischen Anschlussfä-
higkeit dieser Ausbildungen zu gelangen (Busse 2010b).

Das sechste Motiv schließlich, die Internationalisierung der Berufsausbil-
dung als Ausdruck gesellschaftspolitischer Verantwortung, spielte in allen 
Gesprächen mit den untersuchten Projekten eine Rolle, wenngleich es nicht 
immer ausdrücklich als solches benannt wurde.
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Ansätze der betrieblichen Initiativen und ihre Umsetzung
Alle untersuchten Fallbeispiele verfolgen einen gemeinsamen Ansatz: die 
Vermittlung internationaler beruflicher Handlungskompetenz durch das 
Entsenden von Auszubildenden ins Ausland bzw. das Rekrutieren von Ju-
gendlichen im Ausland für eine duale Ausbildung in Deutschland. Dabei 
handelt es sich jedoch um eine von wenigen Gemeinsamkeiten – ansonsten 
überwiegen die Unterschiede. Sie betreffen beispielsweise die Dauer des Aus-
landsaufenthalts, die von einer Woche bis zu zwei Jahren reicht. Die unter-
schiedliche Dauer der Maßnahmen bestimmt wiederum die Umsetzung der 
Projekte, die genutzte Unterstützungsinfrastruktur und die Finanzierung der 
Vorhaben. Solche Unterschiede lassen die Breite des Spektrums an Möglich-
keiten erahnen, die genutzt werden, um auf verschiedenen Wegen zu einem 
gemeinsamen Ziel zu gelangen.

Interessant ist die Tatsache, dass in einigen Fällen die Projekte Teil eines 
größeren Gesamtkonzepts oder einer Gesamtstrategie sind. So berichtet etwa 
die Projektleiterin des IHK-Projekts, zugleich Leiterin des Bereichs Ausbil-
dung international der IHK Aachen, dass das Klima für die Entwicklung einer 
deutsch-französischen Ausbildung schon von Anfang an offen gewesen sei, 
und zwar „auch wegen der Grenznähe“. So habe man z. B. ebenfalls Erfahrun-
gen mit grenzüberschreitendem Ausbilden im Zusammenhang mit einer ge-
meinsamen deutsch-niederländischen Abschlussprüfung im Metallbereich 
sammeln können. Mit anderen Worten: Der IHK ging und geht es mit ihren 
Ausbildungsprojekten auch um die Anschlussfähigkeit der deutschen dualen 
Ausbildung bezogen auf Berufsbildungssysteme in den Nachbarländern. Dies-
bezüglich konnte man im Laufe der Jahre viel Erfahrung sammeln – bis hin 
zu gemeinsamen grenzüberschreitenden Prüfungsausschüssen.

Auch für zwei weitere der untersuchten betrieblichen Fallbeispiele stellt 
die Internationalisierung der Ausbildung nur den Teilaspekt einer Ge-
samtstrategie dar. „Wir bemühen uns, vom Auszubildenden bis zur Fachkraft 
diesen internationalen Anstrich zu bekommen“, beschreibt HR-Managerin 
Indiesteln beim Dachser Logistikzentrum diese Strategie. So hat man dort 
etwa zwei belgische Außendienstmitarbeiter für Belgien und die Niederlande 
eingestellt, „weil sie einfach von ihrem Denken und ihrem Verständnis her 
besser mit dem belgischen oder dem niederländischen Kunden zurechtkom-
men, als wenn wir dort deutsche Außendienstler hinschicken. Damit sind 
wir sehr erfolgreich“, ergänzt Niederlassungsleiter Bremen. Doch auch im In-
nendienst setze man gezielt Mitarbeiter ein, die während ihrer Ausbildung 
internationale Erfahrungen gesammelt haben und sich nun mit den Kunden 
in deren Muttersprache unterhalten könnten; so ließen sich Missverständnis-
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se und Konflikte vermeiden. Denn: „In den Niederlanden, aber auch in Belgi-
en geht es um einiges lockerer zu als bei uns. Während man bei uns mit aus-
gearbeiteten Regelwerken ankommt, gilt dort noch eher der Handschlag. 
Das Ganze funktioniert dort noch etwas ‚hemdsärmeliger‘.“

Auf ähnliche Aussagen stößt man beim TraBbi-Projekt der Firma Bünting. 
Auch dort versteht man die Ausbildung der eigenen Fachkräfte als Teil der Un-
ternehmens- und Personalentwicklungsstrategie. Dementsprechend gilt  TraBbi 
auch nur als ein Schritt in der Fachkräfteentwicklung des Unternehmens, im 
Rahmen derer die Ausbildung eine zentrale Säule darstellt. Da Bünting aus-
schließlich für den eigenen Fachkräftebedarf ausbilde, so Projektkoordinatorin 
Richter, sei die Bereitschaft, in Ausbildung zu investieren, relativ hoch. Die in-
ternational ausgerichtete Qualifizierung sei insofern bereits in der Ausbildung 
angelegt und werde nicht allein über die Anpassungsqualifizierung des ange-
stellten Personals abgedeckt: „Bünting bildet immer aus, um eigenen Nach-
wuchs zu generieren. Das ist immer das Ziel. Wir bilden aus, weil wir die Leu-
te später auch halten wollen. Und darum hat man sich halt überlegt, dass man 
mit der Internationalisierung schon in der Ausbildung anfängt. Um damit 
auch die Mitarbeiter zu haben, die diese Handlungskompetenzen einfach 
schon besitzen. […] Man hat sich ganz bewusst entschieden, das in die Ausbil-
dung zu integrieren, schon früh damit anzufangen.“

Auch in der Bäckerei & Konditorei Plentz lassen die Auslandspraktika 
ein strategisches Ziel erkennen: das Projekt dient dem Betrieb als Ausbil-
dungsplatzmarketing. Sie haben sich längst über das Nahziel, internationale 
berufliche Handlungskompetenz zu vermitteln, hinausentwickelt. So berich-
tet der Firmeninhaber etwa davon, dass er sich auch angesichts seiner Erfah-
rungen mit internationalen Ausbildungsfragen am Programm MobiPro be-
teiligt habe, das die Rekrutierung von Jugendlichen aus anderen EU-Ländern 
für eine duale Ausbildung in Deutschland fördert. Plentz war einer der ersten 
in Brandenburg, der einen Jugendlichen aus Barcelona zur Ausbildung in sei-
nem Betrieb aufnahm. Auch bietet er inzwischen im Gegenzug für die Mög-
lichkeit, seine Auszubildenden in einem Partnerbetrieb im Ausland unter-
bringen zu können, im eigenen Betrieb Praktikumsplätze für ausländische 
Auszubildende an. 

Überhaupt belegt das Beispiel der Bäckerei & Konditorei Plentz ein-
drucksvoll, dass auch Handwerksunternehmen, „die gar nicht international 
aktiv sind, […] mittlerweile dieses Instrument [Internationalisierung der Be-
rufsausbildung] vor diesem Hintergrund [der Rekrutierung von Auszubil-
denden] nutzen. Dies gilt insbesondere für Unternehmen, die langfristig pla-
nen und für die die Personalentwicklung und Gewinnung guter Schulabsol-
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venten von sehr hoher Bedeutung ist“, so Christian Sperle vom Zentralver-
band des Deutschen Handwerks im Expertengespräch. Berthold Hübers von 
der Nationalen Agentur Bildung für Europa beim BIBB weist in diesem Zu-
sammenhang nachdrücklich darauf hin, dass das Handwerk hinsichtlich der 
Beteiligung an EU-Bildungsprogrammen und gemessen an der Zahl der Aus-
bildungsverträge nur leicht unterrepräsentiert sei. Das Bild, das man vom 
Handwerk habe, stimme demnach in dieser Hinsicht nicht. „Das Handwerk 
ist unglaublich international.“ Dem kann der Leiter der Nationalen Agentur, 
Klaus Fahle, nur beipflichten: „Dort hat man sehr progressive Dachverbände, 
die der Basis oft ein ganzes Stück voraus sind. Man hat die Kammern, die mit 
ihren Mobilitätsberatern eine eigene Dienstleistung hierzu anbieten. Und es 
gibt Handwerksbetriebe, die sich an den Mobilitätsmaßnahmen beteiligen – 
wobei es allerdings auch Betriebe gibt, die nichts damit am Hut haben. Das 
Handwerk weist in dieser Hinsicht eine sehr heterogene Struktur auf, doch 
wir haben eine substantielle Beteiligung des Handwerks in diesem Bereich.“

Externe Unterstützung und Finanzierung
Trotz aller Unterschiede im Einzelnen offenbaren sich immer wieder auch Ge-
meinsamkeiten zwischen einzelnen Projekten. So nutzen mit Bünting, Dach-
ser und Plentz drei der sechs untersuchten Betriebe für die Auslandsaufenthal-
te ihrer Auszubildenden die Fördermöglichkeiten des EU-Programms Eras-
mus+ (ehemals Leonardo da Vinci). Ohne sie wären die Projekte – wenn über-
haupt – vermutlich nur mit großen Schwierigkeiten zustande gekommen.

Die drei genannten Projekte profitierten zudem erheblich von der Mobili-
tätsberatung der Kammern sowie von der Möglichkeit, sich an Poolprojekten 
zu beteiligen. Ohne diese Instrumente wäre die Umsetzung der untersuchten 
Initiativen, wenn nicht bereits der Anlauf dazu höchst fraglich gewesen. Die 
Finanzierung der Mobilitätsberatung durch das Bundesministerium für 
 Arbeit und Soziales (BMAS) und den Europäischen Sozialfonds drohte  
zum Ende des Jahres 2014 jedoch eingestellt zu werden. „Wir sind hier durch-
aus in einer kritischen Phase. Es wird durch das BMAS keine weitere Förde-
rung in Zukunft geben“, berichtet Christian Sperle, Referatsleiter und Berufs-
bildungsexperte beim Zentralverband des Deutschen Handwerks, im 
 Expertengespräch. Er hat maßgeblich an der Entwicklung des Mobilitätsbera-
tungsprogramms mitgewirkt. „Von Seiten der Kammern ist es eine Non-Pro-
fit-Aufgabe. Daher kann es dort nicht durch Eigenmittel finanziert werden; 
daher werden die entsprechenden Aktivitäten, die durch die Mobilitätsberater 
ins Rollen gebracht worden waren, in Zukunft überwiegend ausbleiben. 
Eventuell führen einige Kammern die Arbeit weiter, die meisten aber sicher-
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lich nicht.“ Gespräche zwischen den Dachverbänden der Kammern und dem 
Bundeswirtschaftsministerium im Dezember 201415 führten dann letztlich 
dazu, dass das Programm nun doch bis Ende 2015 weitergeführt wurde.

Und auch den Poolprojekten droht nach Auskunft der Nationalen Agen-
tur Bildung für Europa beim BIBB ein Finanzierungsengpass: Zumindest für 
2014 und 2015 werden keine nationalen Mittel für solche Poolbildungen 
mehr bereitgestellt.16 Die gute Nachricht: Das EU-Programm Erasmus+ wird 
weder zurückgefahren noch gänzlich eingestellt, sondern im Gegenteil sogar 
aufgestockt. Laut dem Leiter der Nationalen Agentur, Klaus Fahle, sei diese 
„[zurzeit] bei etwa 4 Prozent [internationale Mobilität unter den Auszubil-
denden]. […] Wir werden über das Programm Erasmus+ ein Finanzierungs-
volumen haben, mit dem wir ungefähr 5 Prozent der Auszubildenden mobil 
machen können. Das heißt: Unser Budget wird in den nächsten Jahren kräf-
tig steigen, mit dem Effekt, dass wir auch förderpolitisch ein ganzes Stück da-
von abdecken.“

Die Kosten für die Realisierung der Internationalisierungsprojekte waren 
generell und verständlicherweise in allen untersuchten Fällen ein wichtiges 
Thema. Andererseits machen diese Kosten nur einen eher geringen Teil des-
sen aus, was die betroffenen Betriebe und Organisationen in andere Aktivitä-
ten – auch der beruflichen Bildung – investieren. Warum dann also dieses Be-
harren auf dem Kostenaspekt? In den Expertengesprächen fanden sich dazu 
zwei Erklärungsansätze. Harald Büsing von der Kooperationsstelle Hoch-
schule-Gewerkschaften in Oldenburg vermutet, Ausbildung sei „immer noch 
zu sehr am aktuellen betrieblichen Bedarf ausgerichtet. Das ist aus meiner 
Sicht auch ein Problem bei der Umsetzung von Internationalisierung.“ Die 
Berufsausbildung sei für Betriebe also in erster Linie kein Wert an sich, son-
dern leite sich vielmehr aus dem konkreten oder auch vermeintlichen Bedarf 
an Qualifikationen ab. Wenn demnach ein Betrieb glaube, dass man keine 
„internationale betriebliche Handlungskompetenz“ bei den Auszubildenden 
benötige, werde er in diesen Bereich auch nicht investieren.

15 So heißt es im Newsletter Mobilitätsberater (Ausgabe 30/Dez. 2014): „Am 09.12.2014 […] bzw. am 
10.12.2014 […] gingen Schreiben an die Handwerkskammern, an die Regionalen Handwerkskammertage 
sowie an die Industrie- und Handelskammern […], dass das Bundesministerium für Wirtschaft und Ener-
gie (BMWi) von der Notwendigkeit einer Anschlussförderung des erfolgreichen Mobilitätsberatungspro-
gramms überzeugt werden konnte. Die Einzelheiten zur weiteren Förderung befinden sich gegenwärtig 
in der Abstimmung mit dem BMWi.“
16 Laut Berthold Hübers von der NA BIBB bestehe jedoch der feste politische Wille, die Finanzierung 
ab 2016 wieder aufzunehmen (persönliche Mitteilung, 19. Nov. 2014).
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Ähnlich sieht es Klaus Fahle von der Nationalen Agentur beim BIBB: „Im 
Geschäftsmodell des deutschen Unternehmens steht nicht die Ausbildung im 
Zentrum. Das deutsche Unternehmen bildet aus, um Nachwuchs zu rekru-
tieren. Aber das Geschäftsmodell beruht darauf, Autos und Maschinen zu 
bauen, Handel zu treiben usw. Deshalb ist es auch so, dass die Innovationen 
im Bildungssystem nicht durch Unternehmen in solchen Projekten vorange-
trieben werden. Die Bereiche, in denen Unternehmen aktiv sind, das ist die 
Mobilität und maximal, wenn es um Personalentwicklung geht.“ Eine voll-
ständige Eigenfinanzierung internationaler Mobilitätsmaßnahmen in der Be-
rufsausbildung durch die Betriebe komme laut Hübers (NA BIBB) zwar auch 
vor – „wenn auch in kleiner Zahl“. Es bestehe jedoch die innerbetriebliche 
„Erwartung an die Ausbildungsabteilung, auch Drittmittel einzuwerben.“ 
Von daher sei es für die betrieblichen Akteure, das heißt die Ausbildungsver-
antwortlichen, oft sehr wichtig, sagen zu können, dass eine Maßnahme geför-
dert werde – wobei hinterher niemand mehr frage, wie hoch diese Förderung 
sei. „Es gibt also diese Tendenz zur Verstetigung. Aber spätestens wenn es um 
den Kostenaspekt geht, ist es selbst für die Großen und erst recht für die Klei-
nen ein ungeheuer wichtiges Argument, sagen zu können, dass es eine Förde-
rung gibt.“

Grundsätzlich bleibt festzuhalten: Aus betrieblicher Perspektive spielt die 
Wahrnehmung indirekter Kosten durch die Freistellung der Auszubildenden 
eine wichtige Rolle. Für die Entscheidung vieler Ausbildungsbetriebe über 
die Teilnahme bzw. Nichtteilnahme an internationalen Mobilitätsprojekten 
ist die produktive Leistungsfähigkeit der Auszubildenden, insbesondere im 
zweiten und dritten Ausbildungsjahr, von großer Bedeutung. Denn die kurz-
fristigen indirekten Kosten wiegen höher als der langfristige Nutzen einer 
solchen Ausbildungsinvestition.

Betrachtet man die Ausbildungsprojekte im Überblick, fällt die Rolle der 
berufsbildenden Schulen auf: sowohl beim Zustandekommen als auch bei der 
Umsetzung der Projekte. Bei der deutsch-französischen Ausbildungsinitiative 
der IHK Aachen ist die EFACI in Paris und beim Projekt TraBbi der Firma 
Bünting sind die Berufsbildenden Schulen Leer und Wittmund sowie das 
Noorderpoort College in Groningen feste Projektpartner. Ohne sie wäre das 
Projekt nicht zu realisieren. ThyssenKrupp geht gern auf Anfragen berufsbil-
dender Schule in der Region sowie im europäischen und außereuropäischen 
Ausland ein, um sich an internationalen Projekten in der Ausbildung zu be-
teiligen. Das Dachser Logistikzentrum nutzt die Kooperation mit zwei berufs-
bildenden Schulen in den Niederlanden, um niederländische Jugendliche für 
ein Praktikum und/oder eine Ausbildung in Alsdorf zu gewinnen. Bei Bäcker 
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Plentz schließlich entstand erst über die Berufsschule die konkrete Idee, seine 
Auszubildenden systematisch zu einem Auslandspraktikum zu entsenden.

Dies deckt sich auch mit der Wahrnehmung der Nationalen Agentur 
beim BIBB. „Wichtige Impulsgeber für die betriebliche Internationalisie-
rung“, so ihr Leiter, „sind auch Berufsschullehrer. Es fällt den Unternehmen 
manchmal schwer, dies anzuerkennen. Aber ich glaube, der erste Schritt ist 
oft, dass mal jemand anklopft und sagt: ‚Wir, Berufsschule oder Berufskolleg, 
wollen gerne. Wie ist das mit der Freistellung?‘ Dann müssen die Betriebe 
sich das erste Mal dazu Gedanken machen.“

Regelungspraxis
Die Regelungen, die sich zu den untersuchten Internationalisierungsprojek-
ten finden, betreffen in erster Linie das reibungslose Funktionieren der Pro-
jekte selbst. Es handelt sich dabei um interne Regelungen mit eher informel-
lem, aber nicht unverbindlichem Charakter. So werden etwa im Projekt des 
Dachser Logistikzentrums, ebenso wie im Fall des TraBbi-Projekts der Firma 
Bünting mit den Auszubildenden schriftliche Zusatzvereinbarungen zum 
Ausbildungsvertrag geschlossen und der zuständigen Kammer mitgeteilt  – 
eine Voraussetzung dafür, dass der Auslandsaufenthalt offiziell auf die Aus-
bildungszeit angerechnet wird. 

Eine Beteiligung der Auszubildenden selbst an der Gestaltung und 
Durchführung der Projekte war, abgesehen von der eigeninitiativen Bewer-
bung um einen Teilnehmerplatz ab, in keinem der untersuchten Fälle vorge-
sehen. Die Mitwirkung des Betriebsrats beschränkte sich – und das auch nur 
in zwei Fällen – darauf, dass er vom Arbeitgeber regelmäßig über das Projekt 
informiert wurde. Formale Regelungen zur Planung und Durchführung der 
Internationalisierungsinitiativen in Form von Betriebsvereinbarungen wur-
den dagegen in keinem Fall eingesetzt.

Letzteres scheint im Übrigen der Normalfall zu sein. Eine Recherche im 
Bestand des Archivs Betriebliche Vereinbarungen der Hans-Böckler-Stiftung 
lieferte nur sehr wenige Vereinbarungen, die Regelungen zur Internationali-
sierung der Berufsausbildung enthalten, etwa zum Auslandsaufenthalt von 
Auszubildenden. Diese wenigen Regelungen sind zudem meist unspezifisch. 
Das heißt, sie beziehen sich etwa auf Auslandsaufenthalte ganz allgemein – 
von Auszubildenden wie von ausgebildeten Beschäftigten gleichermaßen – 
und/oder regeln lediglich Teilaspekte des Aufenthalts, wie zum Beispiel 
Dienstzeiten oder die Übernahme der Reisekosten.

Doch es gibt Ausnahmen: So finden sich im Archiv zwei Konzernbe-
triebsvereinbarungen, in denen auf Konzernebene der Rahmen für eine ech-
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te Internationalisierung der beruflichen Bildung abgesteckt wird; darüber hi-
naus regelt eine Betriebsvereinbarung die Teilnahme von Auszubildenden an 
Mobilitätsmaßnahmen. In dem ersten Unternehmen, einem französischen 
Flugzeug- und Rüstungskonzern mit mehreren Tochtergesellschaften in 
Deutschland, wurde 2013 der „Europäische Rahmenvertrag zur beruflichen 
Eingliederung junger Menschen“17 abgeschlossen. Darin ist vereinbart, dass 
man das Ausbildungsangebot europaweit vereinheitlichen und jährlich min-
destens 2.000 Jugendliche dual ausbilden will. Außerdem möchte man im 
Bereich der Berufsausbildung eine „internationale Kultur“ etablieren. Auch 
im zweiten, ebenfalls französischen Konzern, der sich auf den Bau von Atom-
kraftwerken spezialisiert hat und ebenfalls über Töchter in Deutschland ver-
fügt, ist in einer konzernweit geltenden „Vereinbarung zum vorausschauen-
den Berufs- und Kompetenzmanagement“18 die Rede von der „Entwicklung 
einer internationalen Kultur“ in der Berufsbildung. Konkret möchte man ein 
vorausschauendes europäisches Berufs- und Kompetenzmanagement, unter 
anderem in der Ausbildung, etablieren und dazu „nationale Beobachtungs-
stellen“ für die im Konzern tätigen Berufsgruppen schaffen. Diese Beobach-
tungsstellen sollen die Aufgabe haben, quantitative und qualitative Entwick-
lungen und Bedarfe in diesen Berufen zu identifizieren. Zugleich soll ein 
„Referenzmodell“ für gemeinsame Berufe mit dem Ziel einer „gemeinsamen 
europäischen Perspektive“ entwickelt sowie „auf europäischer Ebene Harmo-
nie und Kontinuität innerhalb des Konzerns“ durch „gleiche Mittel und De-
finitionen“ hergestellt werden. Die dritte Betriebsvereinbarung eines interna-
tional tätigen Automobilzulieferers19 regelt das Angebot an Plätzen für die 
Teilnahme an internationalen Mobilitätsmaßnahmen über das EU-Pro-
gramm Leonardo da Vinci (heute Erasmus+), die Auswahlkriterien für die 
Teilnahme, die Arbeitszeit der Auszubildenden während des Auslandsaufent-
halts sowie die Kostenübernahme für die Entsendungen.

Insgesamt bleibt die Rolle der betrieblichen Interessenvertretung beim 
Zustandekommen und bei der inhaltlichen Ausgestaltung von Initiativen, 
die auf eine Internationalisierung der Berufsausbildung zielen, also eher be-
scheiden. Laut Aussage der Nationalen Agentur Bildung für Europa (NA) 
beim BIBB komme es im Arbeitsalltag der NA äußerst selten vor, dass eine 
solche Initiative von einem Betriebsrat ausgehe.

17 Bestandsnummer im Archiv Betriebliche Vereinbarungen der Hans-Böckler-Stiftung: 010304/40/2013.
18 Bestandsnummer im Archiv Betriebliche Vereinbarungen der Hans-Böckler-Stiftung: 020200/363/2011.
19 Bestandsnummer im Archiv Betriebliche Vereinbarungen der Hans-Böckler-Stiftung: 020100/75/2013.
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An diesem Punkt stellt sich die Frage: Warum ist die Internationalisie-
rung der Berufsbildung bisher kein Handlungsfeld für die betriebliche Inter-
essenvertretung? Harald Büsing, Leiter der Kooperationsstelle Hochschule-
Gewerkschaften an der Carl von Ossietzky Universität Oldenburg, hat eine 
interessante Erklärung dafür: „Die Berufsbildung ist eher ein betriebliches 
Gestaltungsfeld als ein Abwehrfeld. Betriebsräte bewegen sich im Alltag eher 
auf der Ebene der Abwehrpolitik: Abwehr von Verschlechterungen, Abwehr 
von Eingriffen. Berufsbildung ist aus meiner Sicht nur dann ein Abwehrfeld, 
wenn Unternehmensleitungen ankündigen, das ganz einzustellen oder radi-
kal zu reduzieren. Dann werden Betriebsräte aktiv. […] Und beim Thema In-
ternationalisierung ist natürlich die Frage der Gestaltung noch viel umfassen-
der.“ Die Beschäftigung von Betriebsräten mit dem Thema Berufsbildung 
bzw. Internationalisierung hänge ihm zufolge jedoch vor allem von zwei Kri-
terien ab: „Das ist die Betriebsgröße, und das ist der Erfahrungskontext der 
Interessenvertretung damit. Es gibt ja die Dimension der persönlichen Iden-
tifizierung mit dem Thema. Wenn Betriebsräte Fachkräfte sind und idealer-
weise noch im Betrieb selbst, wo sie arbeiten, die Ausbildung durchlaufen ha-
ben, sorgen sie als Betriebsräte in ihrer Institution aufgrund ihrer persönli-
chen, auch positiven Erfahrung dafür, dass das auch erhalten bleibt und an 
die nächste Generation weitergegeben wird […]. Betriebsgröße, damit meine 
ich […] Betriebe, die so groß sind, dass sie internationalisierte Berufsbildung 
als ausgeprägtes Firmenaktivitätsfeld betreiben. […] Und deswegen ist das, 
glaube ich, für Betriebsräte auch nur in Ausnahmefällen ein Handlungsfeld.“

Auch der Leiter der Nationalen Agentur, Klaus Fahle, sucht einen Teil 
der Antwort im Erfahrungshintergrund der Mitglieder der Interessenvertre-
tung. „Wer sitzt denn in den Betriebs- und Personalräten? Das ist wie bei den 
Ausbildern, die erst einmal Angst davor haben, weil sie selbst in den Fremd-
sprachen und in dem Kontext nicht so gut sind. Ganz viele Ausbilder trauen 
sich da auch gar nicht, denn plötzlich merken die Auszubildenden, dass sie 
besser Englisch sprechen als ihr Ausbilder. […] Und ich kann mir vorstellen, 
dass auch mancher Betriebs- oder Personalrat im Bauch so ein unterschwelliges 
Gefühl hat, sich in einer ähnlichen Situation [wie die Ausbilder] zu befinden. 
Und dann bleibt man doch lieber in seinem Sprengel und seinen Struktu-
ren.“ Diese Situation werde sich jedoch, so seine Hoffnung, mit der zuneh-
menden Akademisierung der Arbeitswelt ändern. Das heißt, es werde in Zu-
kunft mehr und mehr Hochschulabsolventen in der Ausbildung, aber auch 
in der Interessenvertretung geben.

Fahle kann sich dabei einer leisen Kritik an den Gewerkschaften nicht 
enthalten. Für ihn gehöre es zur klassischen gewerkschaftlichen Arbeit, Ar-
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beitnehmern bessere Lebenschancen zu bieten. In einem zusammenwachsen-
den Europa bedeute dies, für den Zugang zu einem europaweiten Arbeits-
markt zu sorgen. „Und dieses Denken ist [bei den Gewerkschaften] nicht sehr 
verbreitet, obwohl es eigentlich das Denken ist, das in der Verankerung und 
der Beteiligung der Gewerkschaften als Sozialpartner an Berufsbildung ver-
ankert sein müsste. Das ist überhaupt der Grund, weshalb sie sich [für die Be-
rufsbildung] engagieren.“

4.2 Handlungsempfehlungen

Die Erkenntnisse, die aus der theoretischen und empirischen Beschäftigung 
mit dem Thema der vorliegenden Studie gewonnen wurden, liefern zahlrei-
che Anregungen, die in den folgenden Handlungsempfehlungen zusammen-
gefasst werden. Sie richten sich vor allem an Akteure der (Berufsbildungs-)Po-
litik einerseits sowie an die betrieblichen Akteure andererseits: an Arbeitge-
ber, Ausbilder und die Interessenvertretungen der Arbeitnehmer bzw. Auszu-
bildenden.

4.2.1 Herausforderungen für die Politik

Berufsbildungspolitische Maßnahmen zielen darauf ab, die grenzüberschrei-
tende Mobilität von Auszubildenden sowie die internationale Qualifizierung 
flächendeckend zu fördern und strukturell zu verankern. Die Ansätze und 
Maßnahmen sind hinsichtlich ihrer Qualität und Nachhaltigkeit durchaus un-
terschiedlich: Teils umfassen sie die Information, Beratung und Finanzierung 
zur unmittelbaren Unterstützung der Aktivitäten der Ausbildungsbetriebe und 
Auszubildenden – insbesondere, was die Förderung der Auslandsmobilität an-
belangt. Teils umfassen sie darüber hinaus jedoch auch die ordnungspolitische 
und rechtliche Weiterentwicklung der Berufsbildung. Fortschritte in diesem 
Bereich würden der Standardisierung dienen und insofern einen Beitrag zur 
Qualitätssicherung leisten. Ein solcher Schritt ginge über die Förderung der 
Auslandsmobilität hinaus: Er würde die inhaltliche Anlage der Berufsbildung 
(Ausgestaltung der Ausbildungsordnungen) sowie Fragen der Anerkennung 
und Anrechnung einbeziehen. Damit würden sich auch die Möglichkeiten für 
junge Erwachsene verbessern, sich für eine Form der internationalen Qualifi-
zierung und Erfahrung entscheiden zu können. Die Beschränkung auf ausge-
wählte Auszubildende könnte dadurch langfristig vermieden werden.
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Bisherige Erfolge sichern: Mobilitätsberatung und Poolprojekte
Im Jahr 2013 absolvierten gerade einmal 4 Prozent aller Auszubildenden wäh-
rend der Ausbildung ein Praktikum im Ausland, als der Bundestag beschloss, 
dass diese Zahl bis 2020 auf mindestens 10 Prozent steigen solle.20 Experten be-
zweifeln, dass dieses Ziel überhaupt realisierbar ist.21 Doch fest steht: Eine 
grundsätzliche Steigerung lässt sich nur durch zusätzlichen finanziellen Auf-
wand und strukturelle Maßnahmen erreichen. Hinsichtlich des ersten Erfor-
dernisses, mehr Geld in internationale Mobilitätsmaßnahmen zu investieren, 
ist man durch die Aufstockung des Budgets für das neue große EU-Bildungs-
programm Erasmus+ auf einem guten Weg.22 Gleichzeitig hatte die Bundesre-
gierung jedoch beschlossen, das vom Bundesarbeitsministerium und dem Eu-
ropäischen Sozialfonds geförderte Mobilitätsberatungsprogramm „Berufsbil-
dung ohne Grenzen“ nicht über 2014 hinaus fortzuführen, sondern es zum Jah-
resende auslaufen zu lassen. Zudem wollte man keine Mittel mehr bereitstellen 
für die Finanzierung des zusätzlichen organisatorischen Aufwands bei der 
Durchführung von Poolprojekten. Beide Entscheidungen wurden allerdings 
noch einmal überdacht. So soll jüngsten Meldungen zufolge das Mobilitätsbe-
ratungsprogramm doch weitergeführt werden – und zwar mit Mitteln des Bun-
deswirtschaftsministeriums. Und auch die Finanzierung der Poolprojekte 
soll, nach einer Pause in den Jahren 2014 und 2015, ab dem Jahr 2016 fortge-
setzt werden.

Die betrieblichen Fallstudien belegen eindrucksvoll, was diese beiden In-
strumente – die Mobilitätsberatung der Kammern und die Möglichkeit, bei 
Auslandsentsendungen von Auszubildenden das Angebot an Poolprojekten 
zu nutzen – zu leisten vermögen. Zumindest in einem der sechs Fallbeispiele 
(Bäckerei Plentz) wäre es ohne Mobilitätsberatung und Poolprojekt definitiv 

20 Vgl. www.na-bibb.de/leonardo_da_vinci/aktuelles/2013/11042013_bundestag_setzt_auf_ 
internationalisierung_der_berufsbildung_nachfrage_steigt.html [20.8.2015].
21 So bemerkte etwa Peter Wordelmann, der sich bereits in seiner aktiven Zeit am BIBB in den 1990er 
Jahren intensiv mit der Frage der Internationalisierung der Berufsbildung befasste, im Expertengespräch: 
Die 4 Prozent, die man in Deutschland aktuell habe, lägen im europäischen Vergleich bereits relativ 
hoch. Er führte das Beispiel Dänemark an: „Dänemark hat ein Umlagesystem, in das die Betriebe einzah-
len. Das führt dazu, dass die Auszubildenden, wenn sie ins Ausland gehen, ihren Aufenthalt auch bezahlt 
kriegen. Theoretisch kann jeder dänische Auszubildende seine gesamte Ausbildung im Ausland verbrin-
gen. Die unterliegen da gar keinen Restriktionen. […] Die kriegen das alles bezahlt, haben eine große 
 Organisation, die das organisiert, die Betriebe sind dafür – und trotzdem kommt man dort maximal auf 
5 Prozent [an Auszubildenden, die einen Ausbildungsabschnitt im Ausland absolvieren]. Und da liegt 
wahrscheinlich auch die Grenze.“
22 Zur Neugestaltung und Budgetierung des EU-Programms Erasmus+ vgl. Fahle 2014.

http://www.na-bibb.de/leonardo_da_vinci/aktuelles/2013/11042013_bundestag_setzt_auf_internationalisierung_der_berufsbildung_nachfrage_steigt.html
http://www.na-bibb.de/leonardo_da_vinci/aktuelles/2013/11042013_bundestag_setzt_auf_internationalisierung_der_berufsbildung_nachfrage_steigt.html
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nicht zu Mobilitätsmaßnahmen gekommen. In zwei weiteren Fällen (Dach-
ser und Bünting) wären sie sicherlich nicht so reibungslos verlaufen und hät-
ten nicht so regelmäßig stattfinden können. Auch in den Interviews wird 
nachdrücklich auf die positiven Effekte der Mobilitätsberatung hingewiesen.
Meint die Politik es also ernst damit, in den nächsten Jahren den Anteil der 
Auszubildenden mit internationaler Erfahrung mehr als zu verdoppeln, sollte 
sie den EU-Förderansatz durch eine entsprechende Beratungs- und Unterstüt-
zungsinfrastruktur flankieren statt ihn durch den Abbau dieser Infrastruktur 
zu konterkarieren. Mehr noch: Bund und Länder täten gut daran, eine solche 
Infrastruktur weiter auszubauen, um die Rolle der Berufsschulen als Initiato-
ren und Impulsgeber internationaler Maßnahmen in der Ausbildung zu stär-
ken; um Ausbilder besser für die Planung und Begleitung solcher Maßnah-
men zu schulen; um Ausbildungsmaterialien zur Verfügung zu stellen; um 
betriebliche Akteure  – Geschäftsführung, Management und Arbeitnehmer-
vertretung  – für das Thema zu sensibilisieren. Denn Berufsbildungsexperte 
Wordelmann stellt im Experteninterview zu Recht fest: „Das Auslandsprakti-
kum ist der Königsweg, um internationale Kompetenzen zu erwerben.“

Was die Arbeit der Mobilitätsberatung anbelangt, machen die Fallstudien 
noch auf zwei weitere positive Effekte des Instruments aufmerksam. Erstens: 
Die Mobilitätsberaterinnen und -berater sorgen aufgrund der Nähe zu den 
Projektbetrieben dafür, dass die ausbildungsbezogenen Auslandsaufenthalte 
einen „offizielleren“ Status in der Ausbildung bekommen – etwa durch den 
Abschluss von Zusatzvereinbarungen zum Ausbildungsvertrag, deren Regist-
rierung bei der zuständigen Kammer sowie durch eine Zertifizierung zumin-
dest in Form eines Europasses. Zweitens erleichtert es die Nähe der Berater 
zu den Betrieben, Letztere für weitere Internationalisierungsmaßnahmen zu 
gewinnen. Dies belegt beispielsweise die Teilnahme des Bäckermeisters 
Plentz am MobiPro-Programm der Bundesregierung zur Förderung der Aus-
bildung europäischer Jugendlicher in Deutschland. Auch solche Effekte, die 
durch die „Scharnierfunktion“ der Mobilitätsberater zwischen Kammer und 
Betrieb erzielt werden, lassen es ratsam erscheinen, intensiv über die künftige 
Ausgestaltung des Instruments und seine Finanzausstattung nachzudenken.

Internationale berufliche Handlungskompetenz  
in der dualen  Berufsausbildung verorten
Inzwischen enthalten einige Ausbildungsordnungen im Ausbildungsberufs-
bild auch „internationale“ Elemente, so bescheiden sich diese im Einzelnen 
auch ausnehmen mögen. Beispielsweise heißt es im Ausbildungsrahmenplan 
zum/zur Verkäufer/-in bzw. Einzelhandelskaufmann/-frau bei den zu vermit-
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telnden Fertigkeiten und Kenntnissen zum Warensortiment: „[…] Fachaus-
drücke und handelsübliche Bezeichnungen für Waren eines Warenbereichs, 
auch in einer fremden Sprache, anwenden“.23 In der beruflichen Praxis gehen 
die Anforderungen an internationale Handlungskompetenz für viele Be-
schäftigte jedoch weit über die Kenntnis fremdsprachiger Warenbezeichnun-
gen hinaus, wie etwa im Fall Bünting ersichtlich wurde. Zumindest für solche 
und ähnliche Fälle wäre es sinnvoll und notwendig, über eine zertifizierte Zu-
satzqualifikation „Internationale Handlungskompetenz“ nachzudenken: etwa 
als Wahlpflichtbereich im betrieblichen Teil oder als „Lernfeld“ im berufs-
schulischen Teil der dualen Ausbildung.

In Kapitel 2 wurde ein theoretisches Konzept zur Vermittlung internatio-
naler beruflicher Handlungskompetenz präsentiert. Dieses Konzept ließe sich 
mit relativ wenig Aufwand weiterentwickeln und für unterschiedliche Ausbil-
dungsgänge und Berufe anschlussfähig machen. Ausbildungs- und Lernmateri-
alien könnten auf dieser Basis entwickelt und erprobt werden. Peter Wordel-
mann, dessen Forschungen zu „internationalen Qualifikationen“ in den 1990er 
Jahren die Grundlagen zu diesem Konzept schufen, rät dazu im Expertenge-
spräch: Neben den drei Dimensionen der internationalen beruflichen Hand-
lungskompetenz – Fremdsprachenkompetenz, interkultureller und internatio-
naler fachlicher Kompetenz (vgl. Abbildung 3) – gelte es noch eine weitere Di-
mension zu berücksichtigen: die „Netzkompetenz“. Diese „gehört dazu, weil 
wir relativ früh gesagt haben: Die Globalisierung und die Entwicklung des In-
ternets gehören zusammen, und wer grenzüberschreitend tätig sein will, muss 
mit Netzen und Netzwerken umgehen können.“ Bei der Netzkompetenz gehe 
es also „nicht nur um die technische Kompetenz, das Internet und bestimmte 
Medien gezielt nutzen zu können, sondern auch um die Kompetenz des ‚Net-
workings‘ im persönlichen Kontakt.“ Konkret bedeutet dies für ihn etwa Fol-
gendes: „Ein Facharbeiter in einer Werkstatt, der heutzutage mit einem chine-
sischen Kollegen in China über z. B. einen Fehler an einer Maschine kommuni-
ziert, muss die Netzkompetenz haben. Er muss nicht nur über interkulturelle 
Kompetenz verfügen, sondern er muss auch mit der Technik umgehen kön-
nen, von seinem Ort aus mit dem anderen Ort zu kommunizieren. Er muss 
auch wissen, ob es ausreicht, das Problem über das Netz zu besprechen oder 

23 Vgl. „Verordnung über die Berufsausbildung im Einzelhandel in den Ausbildungsberufen Verkäu-
fer/Verkäuferin und Kaufmann im Einzelhandel/Kauffrau im Einzelhandel“, in: Bundesgesetzblatt Jg. 
2004 Teil I, Nr. 38, vom 26. Juli 2004, vgl. http://www.gesetze-im-internet.de/bundesrecht/ezhdlausbv/ 
gesamt.pdf [9.3.2016]. 

http://www.gesetze-im-internet.de/bundesrecht/ezhdlausbv/gesamt.pdf
http://www.gesetze-im-internet.de/bundesrecht/ezhdlausbv/gesamt.pdf
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über eine Videokonferenz oder was auch immer, oder ob er hinfahren muss. 
Und das ist eine hohe Kompetenz.“

Um ein solches Konzept im Rahmen der regulären Berufsausbildung zu 
realisieren, schlägt der Leiter der Nationalen Agentur Bildung für Europa, 
Klaus Fahle, vor, das Instrument Zusatzqualifikation zu nutzen, wie es im Be-
rufsbildungsgesetz definiert ist: „Eine Zusatzqualifikation ist ja etwas, das im 
Ausbildungsvertrag vereinbart wird. Und dazu gehören immer zwei Seiten. 
Das heißt: Wenn ein Unternehmen solch eine Zusatzqualifikation anbietet, 
muss es auch die Möglichkeit haben, so etwas zu realisieren. Umgekehrt gibt 
es darauf aber auch keinen Rechtsanspruch von Seiten des Auszubildenden. 
Wichtig ist aber, dass diejenigen, die so etwas machen, nicht nur wissen sol-
len, dass so etwas in der Ausbildung stattfindet, sondern dass sie dann eine 
Form von Zertifizierung haben, die nicht jedes Mal anders aussieht, das 
heißt: die einem gewissen Standard entspricht. Deshalb wollen wir diese Zu-
satzqualifikation im Rahmen der Ausbildungsordnungen haben. Die Frei-
heit der Vertragsparteien wäre davon völlig unberührt, aber wir hätten dann 
einen nationalen Standard wie bei einer Ausbildungsordnung. Und dann ist 
auch für jeden klar, dass dort jemand nicht nur mit seinem Abschluss, son-
dern ebenfalls mit seinem Zusatzzertifikat kommt.“

Wichtig sei dabei jedoch, dass diese Zusatzqualifikation durch die Ab-
schlussprüfung vor der Kammer abgeprüft werde; und wichtig sei ebenfalls, 
dass kein Jugendlicher dadurch abgeschreckt werde, sich für eine Ausbildung 
zu entscheiden. „Zurzeit ist es so, dass wir auf Kammerebene ganz viele sol-
che Regelungen haben, die aber alle ein bisschen anders aussehen. Und das 
kann es nicht sein. Solche Zertifikate haben keine Durchschlagskraft. […] Ich 
spitze es einmal zu: Wenn wir als ein Land, das in Europa liegt und global so 
vernetzt ist, über Internationalisierung nachdenken, brauchen wir eine nach-
haltige Strategie. Und da kann es nicht sein, dass unsere Qualifikationen kei-
nerlei internationale Kompetenzen und Elemente haben. Das ist ein Ana-
chronismus.“ Der Europass könne Fahle zufolge diese Funktion nicht erfül-
len. Denn als europäischer Kompromiss auf dem kleinsten gemeinsamen 
Nenner dokumentiere er lediglich, was während des Auslandsaufenthalts ge-
leistet wurde, ohne dies jedoch offiziell anzuerkennen.

Zusammenfassend lässt sich festhalten: In der dualen Ausbildung bedarf 
es eines generellen Angebots, das auf die Vermittlung einer internationalen 
beruflichen Basiskompetenz abzielt. Dieses Angebot kann grundsätzlich über 
eine Zusatzqualifikation abgedeckt werden, die demnach keine ausbildungs-
hemmende Vorschrift darstellen würde. Für ausgewählte Ausbildungsberufe 
wäre es – sofern sich dies inhaltlich begründen ließe – denkbar, diese Ausbil-
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dungsbestandteile im Rahmen von Neuordnungsverfahren unmittelbar in 
die Ausbildungsordnungen zu integrieren.

„Internationale“ Berufe entwickeln
Das Fallbeispiel der Firma Bünting zeigt: Das Unternehmen verfolgt mit 
dem Projekt TraBbi sehr viel weitergehende Ziele, als bloß die Auszubilden-
den zu qualifizieren für ein Betriebspraktikum in den Niederlanden zum 
Zweck des Erwerbs spezifischer internationaler beruflicher Kompetenzen. 
Vielmehr möchte man so etwas wie einen Ausbildungsgang zum „europäi-
schen“ oder „internationalen Kaufmann“ kreieren. Genau dies – „internatio-
nale“ Berufe zu entwickeln – schlägt der BIBB-Experte Wordelmann vor: „Im 
Hochschulbereich gibt es das ja: internationale Studiengänge, in denen das 
Internationale im Zentrum steht. In der Berufsausbildung steht es ja nir-
gends im Zentrum. Das wäre eine strukturelle Überlegung: Warum haben 
wir nicht zum Beispiel den Auslandskaufmann oder den Exportkaufmann?“

Der Berufsbildungsexperte wendet sich tendenziell dagegen, solche inter-
nationalen Kompetenzen durch Zusatzqualifikationen erzeugen und abde-
cken zu wollen. „Wenn man sich auf Zusatzqualifikationen einlässt, vermin-
dert man den Druck auf die Modernisierung der Ausbildungsordnungen. 
Man lagert das Problem aus dem System aus. […] Wer es wirklich ernst meint 
mit der Internationalisierung, sollte hier strategisch sehr vorsichtig sein.“ In 
diesem Zusammenhang verweist er auch auf ein weiteres Problem: Solche 
Zusatzqualifikationen sind in der Regel nur auf Kammerniveau anerkannt. 
Außerhalb des Kammerbezirks stoßen sie oft nur auf geringe Akzeptanz, so-
dass ein Flickenteppich entsteht. „Es ist also eigentlich nicht systemkonform, 
was unser duales System anbetrifft, das ja bundesweit gilt.“ Hierzu sei jedoch 
angemerkt: Die inhaltliche und strukturelle Erweiterung der Erstausbildung 
erfolgt häufig auf diesem Wege, nämlich bestimmte neue  Anforderungen zu-
nächst über die Weiterbildung oder über Zusatzqualifi kationen abzudecken, 
um damit den tatsächlichen Bedarf zu beobachten. Eine mittel- bis langfristi-
ge feste Integration in die Erstausbildung ist damit keinesfalls ausgeschlos-
sen – eher noch belastbarer und damit wahrscheinlicher.

Dabei ist Wordelmann durchaus bewusst, dass es eine Herkulesaufgabe 
ist, solche internationalen Berufe in der dualen Ausbildung durchzusetzen. 
„Aber dann hat man auch nicht das Problem, dass Betriebe sagen können: 
‚Wir bilden den Industriekaufmann aus, der jetzt auch noch ein internationa-
les Modul enthält. Wir sind aber gar nicht international tätig, was soll der 
ganze Quatsch?‘ Das ist ein Killerargument. Wenn man jetzt einen internati-
onalen Kaufmann oder einen Exportkaufmann hat, gibt es bestimmte Betrie-
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be, die sagen: ‚Der ist für uns interessant, den bilden wir aus.‘ Und dann ist 
das Thema gegessen. Die anderen Betriebe müssen ja nicht, die bilden weiter 
in den alten Berufen aus.“

Die Rolle der Berufsschule stärken
Die untersuchten betrieblichen Initiativen haben noch einmal die herausra-
gende Rolle der Berufsschule bzw. der Berufsschullehrkräfte im Prozess der 
Internationalisierung der Berufsausbildung deutlich gemacht. Sie sind nicht 
selten die eigentlichen Initiatoren betrieblicher Initiativen und Projekte. Sie 
engagieren sich für deren Kontinuität und ihre Ausgestaltung und sorgen oft-
mals dafür, dass die Auszubildenden sprachlich und landeskundlich-inter-
kulturell auf das Auslandspraktikum vorbereitet werden bzw. dass diese Vor-
bereitung organisiert wird.

Die Bedeutung der Berufsschulen und vor allem des Lehrpersonals für 
die Internationalisierung der Berufsausbildung wird auch von den Experten 
immer wieder betont: „Wichtige Impulsgeber für die betriebliche Internatio-
nalisierung sind auch Berufsschullehrer“ so etwa Klaus Fahle, Leiter der Nati-
onalen Agentur Bildung für Europa (NA BIBB). „Es fällt den Unternehmen 
manchmal schwer, das anzuerkennen. Aber ich glaube, der erste Schritt ist 
oft, dass mal jemand anklopft und sagt: ‚Wir – Berufsschule oder Berufskol-
leg – wollen gerne. Wie ist das mit der Freistellung?‘ Dann müssen die Betrie-
be sich das erste Mal dazu Gedanken machen.“

Auch dem Berufsbildungsexperten Christian Sperle vom Zentralverband 
des Deutschen Handwerks zufolge – und in diesem Punkt ist er sich mit sei-
nem Kollegen Knut Diekmann vom Deutschen Industrie- und Handelskam-
mertag einig – muss die Rolle der Berufsschule „für dieses Thema hervorge-
hoben werden. Viele Qualifizierungsleistungen, vor allem im Fremdspra-
chenbereich, sind nur durch die Berufsschule leistbar.“

Peter Wordelmann weist ebenfalls auf die Bedeutung der Berufsschulen 
für die internationale Kompetenzentwicklung in der Berufsausbildung hin. Er 
spricht gleichzeitig die finanziellen Implikationen an, die ein Ausbau des be-
rufsschulischen Angebots an internationaler Kompetenzentwicklung hätte: 
„Wenn man ‚internationale‘ Inhalte in die Ausbildungsordnung schreibt, be-
steht natürlich die Gefahr, dass Betriebe Schwierigkeiten bekommen, diese In-
halte zu vermitteln – insbesondere kleine und mittlere und solche, die nicht 
international tätig sind. Deshalb müsste die Berufsschule hier eine stärkere 
Rolle übernehmen, was aber, da hier die Länder zuständig sind, immer auch 
ein finanzielles Problem ist, da man dann dort mehr Lehrer einstellen müsste.“

Tatsächlich wird es nicht ohne eine Aufstockung der Personal- und Sach-
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mittel funktionieren, wenn ein strukturelles internationales Qualifizierungs-
angebot in der dualen Ausbildung sichergestellt werden soll. Die Praxis sieht 
bisher so aus: In vielen Fällen ist es weitgehend dem persönlichen Engage-
ment der Berufsschullehrkräfte überlassen, internationale Projekte für ihre 
Berufsschüler zu organisieren und zu begleiten. Häufig werden sie nicht oder 
nur sehr begrenzt von Unterrichtsleistungen freigestellt, um die Zeit, die sie 
in solche Maßnahmen investieren, zu kompensieren. Es mangelt an Mitteln 
für die Unterrichtsgestaltung: Nicht selten investieren Lehrkräfte daher pri-
vate Mittel, um Projekte und Initiativen vorzubereiten und durchzuführen.

Ein Blick über die Grenze zu unseren Nachbarn zeigt: Es geht auch an-
ders. In den Niederlanden verfügen die meisten der sogenannten ROCs (regi-
onaler Berufsbildungszentren) – vergleichbar mit den Berufskollegs in Nord-
rhein-Westfalen oder den berufsbildenden Schulen in Niedersachsen – über 
eine „Internationalisierungsabteilung“ mit eigenem Personal und eigener Fi-
nanzausstattung. Ihr Ziel besteht darin, die internationalen Qualifizierungs-
aktivitäten der Bildungsstätte zu koordinieren und (weiter) zu entwickeln. 
Konkret bedeutet dies: Über diese Abteilung werden Projekte entwickelt und 
begleitet, Drittmittel akquiriert und Zuständige für solche Aktivitäten ge-
schult. Eine weitere wichtige Aufgabe dieser meist sehr kleinen Abteilung be-
steht darin, ein internationales Netzwerk im Bereich der Berufsbildung auf-
zubauen und zu pflegen. Ein derartiger organisatorischer Zuschnitt bietet 
den Berufsbildungszentren große Flexibilität dabei, internationale Projekte 
und Maßnahmen vorzubereiten, durchzuführen und zu finanzieren. Es wäre 
sicherlich lohnenswert, dieses Modell näher zu betrachten und zu hinterfra-
gen, inwiefern wir aus deutscher Sicht davon lernen können.

Auslandsaufenthalte ausweiten, Anerkennung  
und Anrechnung ermöglichen
Die Betriebe stellen ihre Auszubildenden mehrheitlich für die Dauer der 
Auslandsaufenthalte frei. Der Lernort und das Lernen im Ausland werden 
daher für die inländische Ausbildung als gleichwertige Ausbildungsleistung 
und Ausbildungszeit anerkannt. Zu gewährleisten ist mindestens die Aner-
kennung der Ausbildungszeit im Ausland als Teil der Ausbildungszeit gemäß 
Ausbildungsvertrag – entsprechend § 2 Abs. 3 Berufsbildungsgesetz (BBiG). 
Die Ausbildungszeit wird somit in der Regel nicht um die Dauer des Aus-
landsaufenthalts verlängert. Die Anerkennung der im Ausland erworbenen 
Ausbildungsleistungen auf die inländische Berufsausbildung hat in enger 
Abstimmung zwischen dem Ausbildungsbetrieb, dem Auszubildenden und 
der zuständigen Stelle für die duale Berufsbildung zu erfolgen. Die Inhalte 



Internationalisierung der Berufsausbildung als Herausforderung für Politik und Betriebe

94

der betrieblichen Ausbildungszeit, die in der Zeit des Auslandsaufenthalts 
nicht vermittelt werden können, sind nachzuholen. Gleiches gilt für den be-
rufsschulischen Unterricht.

Dabei wird der Auslandsaufenthalt rechtlich als Teil der Berufsausbil-
dung behandelt, sofern er dem Ausbildungsziel dient. Dies ist dann der Fall, 
wenn die im Ausland vermittelten Ausbildungsinhalte im Wesentlichen dem 
entsprechen, was Gegenstand der heimischen Ausbildung ist, und wenn 
Sprachkenntnisse vermittelt oder sonstige zusätzliche Kompetenzen erwor-
ben werden. Das berufsbezogene Lernen und die dortigen Vermittlungspro-
zesse werden als gleichwertig zur dualen Berufsausbildung im Inland aner-
kannt. Die Auszubildenden erhalten weiterhin ihre Ausbildungsvergütung 
(vgl. § 19 BBiG). Die für die Berufsbildung zuständigen Stellen, also insbe-
sondere die Kammerorganisationen, zeichnen nach § 76 Abs. 3 BBiG für die 
Überprüfung der qualitativen Mindeststandards der berufsbezogenen Ausbil-
dungsprozesse im Ausland verantwortlich.

Da der Auslandsaufenthalt das Ausbildungsverhältnis nicht unterbricht, 
erübrigen sich zusätzliche Regelungen etwa zur Vergütungspflicht, zur Aner-
kennung der im Ausland erworbenen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkei-
ten oder zum Status als Auszubildender hinsichtlich sozialversicherungs- und 
steuerrechtlicher Fragen. Das Berufsbildungsgesetz bietet auch die Möglich-
keit, Auslandsaufenthalte durch Beurlaubungen bzw. Freistellungen zu orga-
nisieren. Die Auszubildenden müssen darüber hinaus vom Besuch der Be-
rufsschule freigestellt werden. Dies können die Auszubildenden beantragen; 
hierfür gelten die Regelungen der Schulgesetze der Bundesländer. Der bzw. 
die Auszubildende ist selbst dafür verantwortlich, den versäumten Unter-
richtsstoff nachzuholen.

Eine „Verrechnung“ der im Ausland erbrachten Ausbildungsleistungen ist 
in der Regel jedoch nicht möglich. Denn eine inhaltliche bzw. curriculare Ab-
stimmung zwischen den Lernerfahrungen im Ausland und der inländischen 
Ausbildung erfolgt nicht. Um die Auslandsmobilität besser in die berufliche 
Bildung zu integrieren, werden längerfristige Aufenthalte empfohlen, in de-
nen der Erwerb internationaler Fachkompetenz eine stärkere Bedeutung ge-
winnt. Hierfür sind curriculare Vergleiche und Abstimmungen notwendig, 
um auf dieser Basis zwischen den beteiligten Lernorten und zuständigen Stel-
len im In- und Ausland die Inhalte der Auslandsaufenthalte verbindlich zu ver-
einbaren. Insbesondere für länger andauernde Mobilitätsmaßnahmen empfeh-
len sich gegenseitige Austausche der Auszubildenden zwischen den deutschen 
und ausländischen Lernorten. Hierbei werden die deutschen Auszubildenden 
durch die Auszubildenden eines ausländischen Kooperationspartners ersetzt 
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und umgekehrt. Derartige Organisationsformen lassen sich besonders gut in 
grenzüberschreitenden Verbundformen der beruflichen Bildung realisieren.

Nach § 49 bzw. § 5 Abs. 2 Nr. 4 BBiG können zusätzliche Leistungen, die 
im Ausland erbracht werden, prinzipiell als Zusatzleistungen anerkannt wer-
den. Eine damit verknüpfte Anerkennung setzt eine außerordentliche Prü-
fung und Zertifizierung durch den inländischen Prüfungsausschuss der zu-
ständigen Kammerorganisation voraus, analog zur üblichen Abschlussprü-
fung für den Ausbildungsberuf. Bei längeren Auslandsaufenthalten im Rah-
men der dualen Ausbildung, verbunden mit Vereinbarungen bezüglich der 
inhaltlichen bzw. fachlichen Orientierungen, sind diese Zusatzprüfungen 
unbedingt zu empfehlen.

Die Frage der Anrechnung im Ausland erbrachter Ausbildungsleistungen 
besitzt in formal-rechtlicher und faktischer Hinsicht eine deutlich geringere 
Bedeutung für die duale Berufsausbildung in Deutschland. Die Anrechnung 
entspricht einem Transfer bereits erbrachter gleichartiger und/oder gleich-
wertiger Leistungen sowie deren Verrechnung mit weiteren, noch zu erbrin-
genden Leistungen. Sie ist zwar in verschiedenen Varianten möglich und 
denkbar, beispielsweise auf der Basis der Kannbestimmungen in den §§ 5, 7 
und 8 BBiG. Aber diese Anrechnungsvarianten sind primär für die Übergän-
ge innerhalb des inländischen Bildungs- und Berufsbildungssystems relevant: 
etwa für die Übergänge zwischen der Berufsausbildungsvorbereitung und 
der beruflichen Erstausbildung oder zwischen verschiedenen Ausbildungsbe-
rufsrichtungen im Falle eines Ausbildungsberufswechsels. 

Auch die Anrechnungsoption in der dualen Berufsausbildung auf der Ba-
sis des § 39 Abs. 2 BBiG ist im Grunde sehr weitreichend. Demnach kann der 
Prüfungsausschuss der zuständigen Stelle zur Bewertung einzelner nicht 
mündlich zu erbringender Prüfungsleistungen gutachterliche Stellungnah-
men Dritter einholen. Diese Option wird bislang nicht auf Ausbildungsleis-
tungen angewandt, die im Ausland erbracht werden – denkbar wäre dies je-
doch. Doch diese Regelung besitzt selbst für die Anrechnung der inländisch 
erbrachten berufsschulischen oder innerbetrieblichen Leistungen kaum eine 
faktische Bedeutung. Denn die meisten Kammerorganisationen bzw. Prü-
fungsausschüsse – mit Ausnahme der Akteure in Baden-Württemberg – nut-
zen diese Kannbestimmung nicht. Vor Ort und in der täglichen Praxis der 
Prüfungsarbeit sind jedoch durchaus immer wieder Stimmen zu hören, die 
eine Flexibilisierung der Prüfungsorganisation befürworten. So plädieren 
etwa viele Ausbildungsbetriebe dafür, dass die unmittelbaren betrieblichen 
Ausbildungsleistungen eine höhere Relevanz für das Gesamtergebnis der 
Ausbildung besitzen (vgl. Frommberger u. a. 2013). Denkbar wäre es in die-
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sem Zusammenhang, ausbildungsbegleitende Leistungen wie z. B. Betriebs-
aufgaben oder Projekte stärker einzubeziehen – auf der Basis neuer Metho-
den und Organisationsformen der Erfassung und Bewertung von Kompeten-
zen in der Abschlussprüfung, wie sie bereits in einigen Ausbildungsordnun-
gen enthalten sind. Gegebenenfalls könnte dies auch im Ausland zu 
erbringende Leistungen umfassen.

Nicht transparent geregelt ist bislang auch die Frage: Inwieweit könnten 
schulische Ausbildungsleistungen, die im Ausland erbracht werden, auf die 
berufsschulischen Leistungen im Inland systematisch angerechnet werden? 
Denkbar wäre die Anrechnung von im Ausland erbrachten äquivalenten 
Leistungen auf die berufsschulischen Leistungen und damit auch auf die 
zeugnisrelevanten Berufsschulleistungen. Die Auszubildenden müssten eine 
Anrechnung entsprechend beantragen: bei einer zuständigen Einrichtung, 
bei den Zuständigen in der Berufsschule bzw. bei der Schulaufsicht. Eine 
Prüfung dieser Anträge könnte durch fachlich qualifizierte und zuständige 
Lehrkräfte erfolgen.

Die zunehmende Vergleichbarkeit der im Ausland erfolgenden Ausbil-
dungsintentionen, Ausbildungsprozesse und dort tatsächlich erworbenen 
Kompetenzen sowie die wachsenden Bemühungen um europaweite Quali-
tätskriterien für die Berufsbildung durch die Entwicklung von Transparenz-
instrumenten (vgl. Kap. 2) lassen zwar keine verbindliche Prognose über das 
Anrechnungsverhalten der handelnden und entscheidenden Akteure in der 
dualen Berufsausbildung in Deutschland zu. Gleichwohl ist davon auszuge-
hen, dass diese Standardisierungsmaßnahmen Stück für Stück zu mehr Infor-
mation, Abstimmung, Vertrauen führen  – und damit schließlich auch zur 
vermehrten Anrechnung. Entscheidend sind und bleiben jedoch die Interes-
sen und Bedarfe der Akteure und Institutionen in der Berufsbildung, ein-
schließlich der Auszubildenden. 

Eine sehr weitgehende Anrechnungsmöglichkeit stellt die Verrechnung 
von Prüfungsleistungen auf der Basis bereits abgelegter Prüfungsleistungen 
dar. Dies brächte eine Befreiung von einzelnen Prüfungsbestandteilen mit 
sich („Anrechnung auf Prüfung“). Auszubildende, die im Rahmen ihres Aus-
landsaufenthalts Prüfungsleistungen erbringen und bestätigt bekommen, 
könnten diese auf im Inland zu erbringende Prüfungsleistungen anrechnen 
lassen. Im Hochschulbereich ist diese Vorgehensweise üblich. Nach bisheri-
gen Erfahrungen sind die Prüfungsausschüsse und Kammerorganisationen, 
die für die Gesamtabschlussprüfungen in der dualen Berufsausbildung ver-
antwortlich zeichnen, strikt gegen eine solche Anrechnungspraxis. Aufgrund 
der prinzipiell ganzheitlich angelegten Konzeption der Gesamtabschlussprü-
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fung ist diese Form der Anrechnung auch relativ schwierig. Doch die Prü-
fungsausschüsse hätten grundsätzlich die Möglichkeit, erbrachte und bewer-
tete Leistungen anzurechnen: zum Beispiel auf der Basis des bereits genann-
ten § 39 Abs. 2 BBiG.

Insgesamt bleibt festzuhalten: Die gesetzlichen Grundlagen bieten eine 
Reihe von Kannbestimmungen, die dazu genutzt werden könnten, im Aus-
land erbrachte Ausbildungsleistungen anzuerkennen und anzurechnen. 
Zwar sind diese Anrechnungsvarianten primär für die Übergänge innerhalb 
des deutschen Bildungs- und Berufsbildungssystems relevant. Doch eine Nut-
zung für den internationalen Austausch wäre durchaus möglich. Die Umset-
zung hängt von den Interessen der beteiligten Akteure und Institutionen ab. 
Wichtig ist daher, dass die Akteure in der beruflichen Bildung mit den Aus-
landsaufenthalten positive Erfahrungen verknüpfen, um so die Beteiligungs-
bereitschaft zu erhöhen. Im Rahmen innovativer Projekte und Programme 
können solche Erfahrungen erworben werden, die eine kontinuierliche Mo-
dernisierung der beruflichen Bildung und die Anpassung an die veränderten 
Bedarfe und Anforderungen ermöglichen und unterstützen.

4.2.2 Herausforderungen für die Betriebe

Die in der vorliegenden Studie diskutierten betrieblichen Internationalisie-
rungsinitiativen zeigen: Internationale Projekte in der Berufsausbildung kön-
nen einen sehr konkreten Nutzen für die Betriebe haben – wenngleich dieser 
sich nicht immer monetär angeben lässt, sondern sich eher in „weichen“, 
qualitativen Faktoren darstellt: einer besseren Kommunikation mit der inter-
nationalen Kundschaft, einer höheren Mitarbeiterzufriedenheit, einer besse-
ren Ausgangsposition bei der Rekrutierung von Auszubildenden. „Im Ideal-
fall bringt es für die Betriebe verbesserte Marktchancen, wenn sie schon inter-
national tätig sind“, weiß BIBB-Experte Peter Wordelmann. „Und wenn sie 
international tätig sind, spielt der Faktor Personal eine besondere Rolle – zu-
mindest wenn das, was man verkauft, stark personalinvolviert ist. Dann ist es 
wichtig, dass dieses Personal entsprechend qualifiziert ist. Wir wissen aber, 
dass nicht alle Betriebe erkannt haben, dass der Faktor Personal ein relevan-
ter ist. Sie machen ihre Marktforschung, kümmern sich um ihre Technik, 
ihre juristischen und sonstigen Faktoren, die in diesem Prozess eine Rolle 
spielen. Aber dass das Personal und dessen Qualifizierung auch wichtige Fak-
toren sind, wenn solche Betriebe international tätig sind, ist, glaube ich, noch 
nicht bei allen so recht angekommen.“
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Berthold Hübers von der Nationalen Agentur Bildung für Europa beim 
BIBB erkennt hier jedoch seit einigen Jahren eine „Umbruchsituation“, eine 
veränderte Wahrnehmung seitens der Unternehmen, bei der internationale 
Qualifizierung in der Ausbildung „kein nice to have mehr ist, sondern eine 
Anforderung an die berufliche Bildung, der man gerecht werden muss. Dann 
hängt es auch nicht mehr von einzelnen handelnden Personen ab, sondern 
vom deklarierten Willen eines Unternehmens.“ Heute würde man aus den 
Unternehmen eher als vor zehn oder zwanzig Jahren hören: „Wir sind inter-
national tätig. Es kann nicht sein, dass das an den Türen unserer Ausbil-
dungsabteilung Halt macht.“

Wie aber lässt sich dieser seitens der Unternehmen deklarierte Wille zur 
Internationalisierung in eine konkrete, tragfähige, von der Belegschaft akzep-
tierte und vor allem nachhaltige betriebliche Ausbildungspolitik umsetzen? 

Konzertierte betriebliche Aktionen zur Entwicklung von 
 Internationalisierungsstrategien unterstützen
Letztlich kann die Entwicklung einer betrieblichen Strategie zur Internationali-
sierung der Berufsausbildung und deren Umsetzung nur in einer konzertierten 
Aktion aller beteiligten betrieblichen Akteure – der Geschäftsführung, der Aus-
bilder, des Betriebs- bzw. Personalrats sowie der Jugend- und Auszubildenden-
vertretung – gelingen, wenn sie bedürfnisgerecht und nachhaltig sein soll: Zu 
viele Aspekte und Belange sind damit verbunden, um das Thema der Gestal-
tung einer einzigen Seite oder einem Ressort zu überlassen. Neben dem grund-
sätzlichen Willen, die Ausbildung internationaler zu gestalten, und der Bereit-
stellung bzw. Beschaffung finanzieller, personeller und zeitlicher Ressourcen 
für die Planung und Durchführung bedarf es des Know-hows des Ausbildungs-
wesens und der Ausbilder selbst, um eine möglichst passgenaue internationa-
le Qualifizierung der Auszubildenden zu realisieren. Geht es um die konkre-
te Durchführung von internationalen Mobilitätsmaßnahmen, gilt es eine Reihe 
von Aspekten zu bedenken, die die Stellung der Auszubildenden als Arbeitneh-
mer im Betrieb betreffen und somit unmittelbar die Arbeit der Interessenvertre-
tung berühren: etwa die Frage des Zugangs zu solchen Maßnahmen, der Frei-
stellung und der Kostenbeteiligung. Und schließlich bedarf die Internationali-
sierung der Ausbildung auch des Zuspruchs der Auszubildenden selbst, um zu 
einem wirklichen Erfolg zu werden. Diesbezüglich für Akzeptanz zu werben 
und zugleich für eine Umsetzung zu sorgen, die den Auszubildenden gerecht 
wird, ist Aufgabe der Jugend- und Auszubildendenvertretung.
In der Phase der Sensibilisierung für bzw. der Gestaltung und Umsetzung 
von betrieblichen Internationalisierungsprojekten in der Ausbildung kommt 
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den Kammern – insbesondere den Ausbildungs- bzw. Mobilitätsberatern – 
sowie den Gewerkschaften eine besondere beratende Funktion zu. In diesem 
Beratungsprozess muss es unter anderem darum gehen,
 –  über Möglichkeiten der Förderung von Internationalisierungsmaßnah-

men zu informieren, 
 –  praktische Hilfestellung zu leisten bei der Suche nach Partnerbetrieben 

und -organisationen im Ausland, 
 –  Kooperationspartner für Verbundprojekte zu vermitteln sowie last but 

not least
 –  die Betriebsparteien zu unterstützen bei der Suche nach geeigneten Rege-

lungen für das Vorhaben, die alle Seiten zufriedenstellen. 

Die regionalen Berufsbildungsausschüsse könnten durch klare Positionierun-
gen hierfür eine Signalfunktion übernehmen.

Die Ausbilder qualifizieren
Auf einem Expertenworkshop zum Thema im Oktober 2014 wurde mehr-
fach auf die Bedeutung der Ausbilder als Impulsgeber und treibende Kraft 
hinter betrieblichen Internationalisierungsanstrengungen in der Ausbildung 
hingewiesen.24 Vielen Ausbildern fehlt es jedoch am notwendigen Hinter-
grund bzw. an den Kenntnissen und Fertigkeiten, um für und mit ihren Aus-
zubildenden entsprechende Maßnahmen zu entwickeln und umzusetzen. In 
diesem Zusammenhang sei erneut auf das EU-Programm Erasmus+ hinge-
wiesen: Es bietet beispielsweise neben der Beratung von Ausbildern die Mög-
lichkeit einer Förderung von Auslandsaufenthalten für diese Zielgruppe 
„zum Zweck des Lernens (z. B. berufliches Praktikum, Hospitation oder Job-
shadowing, neue Technik lernen) und zum Zweck des Lehrens“. Dabei soll 
allerdings „die Mobilität Teil der Personal- und Organisationsentwicklung 
der Einrichtung sein und entsprechend begründet werden.“25 Das heißt: Die 
Teilnahme an einem solchen Programm setzt bereits ein Konzept oder zu-
mindest den erwähnten deklarierten Willen des Unternehmens zur Internati-
onalisierung der betrieblichen Ausbildung voraus. 

Bezogen auf die Ausbilderinnen und Ausbilder wäre es sicherlich ein ers-
ter Schritt in die richtige Richtung, wenn man das Thema zum Bestandteil 

24 Dieser Workshop fand am 24. Oktober 2014 auf Einladung der Hans-Böckler-Stiftung und unter 
 Beteiligung von Vertretern der untersuchten Internationalisierungsprojekte und der befragten Experten 
in Düsseldorf statt.
25 Vgl. http://www.erasmusplus.de/erasmus/bildungsbereiche/berufsbildung [9.3.2016].

http://www.erasmusplus.de/erasmus/bildungsbereiche/berufsbildung


Internationalisierung der Berufsausbildung als Herausforderung für Politik und Betriebe

100

der Ausbildung der Ausbilder machen und dieser Zielgruppe damit die erfor-
derlichen Kompetenzen vermitteln würde, den Prozess der Internationalisie-
rung der Berufsausbildung aktiv mitzugestalten. BIBB-Experte Peter Wordel-
mann schlägt deshalb vor, die Ausbildereignungsverordnung „international 
anzureichern“, um dieses wichtige Thema auch in der Qualifizierung der 
Ausbilder fest zu verankern.

Die betriebliche Interessenvertretung qualifizieren
Die im Rahmen dieser Studie befragten Experten zeigten sich wenig verwun-
dert, dass die untersuchten betrieblichen Initiativen zur Internationalisie-
rung der Berufsausbildung keine Betriebsvereinbarungen zur Regelung der 
Abläufe in den Betrieben umfassten  – ja dass die Umsetzung selbst sogar 
weitgehend ohne Beteiligung der Interessenvertretungen stattfanden. Für 
Harald Büsing von der Kooperationsstelle Hochschule-Gewerkschaften an 
der Universität Oldenburg hat dies damit zu tun, dass die Themen Berufsbil-
dung und Internationalisierung für Betriebsräte so etwas wie ein „sekundäres 
Handlungsfeld“ seien, „dass mit der Gestaltung dieses Feldes Berufsbildung/
Internationalisierung andere Ziele, die die Betriebsräte primär verfolgen, bes-
ser erreichbar erscheinen oder überhaupt erreichbar erscheinen. […] Be-
triebsräte nutzen Berufsbildung und Internationalisierung als Mittel, um an-
dere Ziele, die sie eigentlich für wichtig halten, zu erreichen: Standortsiche-
rung, Fachkräftesicherung, Fachkräfteentwicklung, Innovationen usw. […] 
Wobei ich davon ausgehe, dass nur in ganz wenigen Betriebsräten die Berufs-
bildung und deren Internationalisierung zu den Primärzielen gehört, also zu 
den eigenständigen Zielen, ohne dass man damit etwas anderes verfolgt.“

Einen weiteren Grund für die Passivität der Interessenvertretung bei die-
sem Thema sieht der Leiter der Kooperationsstelle darin, dass sich die Be-
triebsratsgremien in aller Regel aus Vertretern der klassischen Facharbeiter- 
und Fachangestelltenberufe zusammensetzten, die wenig mit dem Thema zu 
tun hätten. Doch diese Zusammensetzung ändere sich derzeit, so sein Ein-
druck. Dies könne mittelfristig durchaus dazu führen, dass sich Beschäftigte 
im Betriebsrat wiederfänden, die während ihrer Ausbildung oder ihres Studi-
ums internationale Erfahrungen sammeln konnten und somit dieser Thema-
tik nun ganz anders gegenüberstünden.26

Die Ergebnisse der vorliegenden Studie belegen: Die Internationalisie-
rung der Berufsausbildung nimmt für viele Unternehmen einen zunehmend 

26 Ähnliche schätzen auch die Vertreter der Nationalen Agentur die Situation ein.
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wichtigen Raum ein. Dabei geht es durchaus nicht ausschließlich um große, 
international agierende Unternehmen, wie das Fallbeispiel der Bäckerei 
Plentz beweist. Ebenso wenig steht immer der Erwerb internationaler beruf-
licher Handlungskompetenz im Vordergrund. Die Motive dafür, die betrieb-
liche Ausbildung und deren Ausprägungen zu internationalisieren, können 
ganz unterschiedlich sein. Neben einer erwünschten Kompetenzentwicklung 
initiiert man entsprechende Initiativen auch, um die betrieblichen Ausbil-
dungsplätze angesichts eines immer knapper werdenden Bewerbermarkts at-
traktiver zu gestalten und um die sozialen und persönlichen Kompetenzen 
der Auszubildenden zu verbessern. Denn man hat festgestellt: Ein Auslands-
aufenthalt wirkt sich stark auf die Persönlichkeitsentwicklung der Jugendli-
chen aus. Dies kann sich beispielsweise als förderlich erweisen, wenn man 
Auszubildende für die Arbeit in einem multikulturell zusammengesetzten 
Team sensibilisieren oder Jugendliche aus dem Ausland für eine duale Aus-
bildung im heimischen Betrieb rekrutieren möchte.

Die präsentierten Fallbeispiele zeigen eindrucksvoll: Diese Aktivitäten 
finden in der betrieblichen Realität weitgehend am Betriebsrat vorbei statt. 
Zwar wird dieser informiert, doch in keinem der untersuchten Fälle bringt er 
sich aktiv in die organisatorische und inhaltliche Gestaltung der Projekte ein. 
Will man deshalb nicht auf den zuletzt beschworenen Generationenwechsel 
warten, sollte dieses Thema bei der Beratung und Schulung von Betriebs- 
und Personalräten dringend berücksichtigt werden. Dabei geht es nicht nur 
darum, die Interessenvertretungen grundsätzlich zu sensibilisieren für die 
(abstrakte) Bedeutung, die eine Internationalisierung der betrieblichen Aus-
bildung für die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen haben kann. Viel-
mehr geht es um sehr konkrete Aspekte, die nach dem Betriebsverfassungsge-
setz bzw. nach den Personalvertretungsgesetzen überaus relevant sind, da sie 
unmittelbar die Aufgaben der betrieblichen Interessenvertretung betreffen 
bzw. ihre Rechte berühren.

So hat der Betriebsrat nach § 75 BetrVG etwa prinzipiell darüber zu wa-
chen, dass alle Beschäftigten im Betrieb gleichbehandelt werden (Gleichbe-
handlungsgrundsatz). Im Zusammenhang mit Internationalisierungsinitiati-
ven in der Berufsausbildung bedeutet dies: Die Interessenvertretung muss ihr 
Augenmerk darauf legen, dass alle Auszubildenden prinzipiell die Chance 
haben, an einer solchen Maßnahme teilzunehmen – und nicht nur die leis-
tungsfähigsten oder die dual Studierenden unter ihnen.

Auslandsaufenthalte während der Ausbildung zählen zur Berufsbildung 
und fallen somit unter die Berufsbildungsparagraphen 96 bis 98 BetrVG. 
Demnach haben Arbeitgeber und Betriebsrat nach § 96 Abs. 1 BetrVG (Förde-
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rung der Berufsbildung) die Berufsbildung der Arbeitnehmer zu fördern – 
darunter kann man durchaus auch Auslandsaufenthalte während der Ausbil-
dung verstehen. Bei Auslandspraktika bzw. internationalen Mobilitätsprojek-
ten handelt es sich um außerbetriebliche Bildungsmaßnahmen. Hier muss 
sich der Arbeitgeber nach § 97 BetrVG sogar mit dem Betriebsrat über die 
Einführung und die Teilnahme an solchen außerbetrieblichen Berufsbil-
dungsmaßnahmen beraten. Es geht dabei also sehr konkret um Fragen der 
Ausgestaltung solcher ausbildungsbezogenen Auslandsaufenthalte und des 
Zugangs zu ihnen.

Hinsichtlich der Durchführung solcher Maßnahmen räumt § 98 Abs. 1 
BetrVG dem Betriebsrat sogar ein über die Einigungsstelle oder das Arbeits-
gericht durchsetzbares Mitbestimmungsrecht ein, wenn es um die Umset-
zung einer solchen Maßnahme, die Bestellung einer mit ihrer Durchführung 
betrauten Person sowie um die Auswahl der an der Maßnahme teilnehmen-
den Auszubildenden geht. Für die Teilnahme an Auslandspraktika und Mo-
bilitätsprojekten gilt: Der Betriebsrat kann nach § 98 Abs. 3 BetrVG bei der 
Auswahl der Teilnehmenden mitbestimmen, sofern nicht ohnehin alle Aus-
zubildenden teilnehmen können. Diese Mitbestimmung ist sogar „erzwing-
bar“: Falls es darüber keine Einigung gibt, entscheidet die Einigungsstelle.

Im Bereich der Organisation und Durchführung von Weiterbildungs-
maßnahmen werden die Rechte, Pflichten und Aufgaben der Betriebspartei-
en wie auch der betroffenen Beschäftigten oft sehr weitgehend und detailliert 
in Betriebs- und Dienstvereinbarungen nach § 77 BetrVG geregelt (vgl. z. B. 
Busse/Heidemann 2012). Nach vergleichbaren Vereinbarungen zur Rege-
lung von betrieblichen Internationalisierungsinitiativen in der Berufsausbil-
dung sucht man jedoch (fast) vergeblich (vgl. Kap. 3.2.5). Hier offenbart sich 
also ein deutlicher Mangel, der als Auftrag an die gewerkschaftliche Bildungs-
arbeit verstanden werden kann, in Betriebsratsschulungen und Seminaren 
für Jugend- und Auszubildendenvertretungen für das Thema zu werben und 
die entsprechenden Kenntnisse und Fertigkeiten zu vermitteln, die die be-
trieblichen Interessenvertreter in die Lage versetzen, auf Augenhöhe mit dem 
Arbeitgeber und zum Wohl des Betriebes sowie der Auszubildenden solche 
Initiativen in der Berufsausbildung sachkundig mitzugestalten.
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Außenwirtschaftsportal Nordrhein-Westfalen: 
Förderkompass Berufliche Mobilität und Weiter- 
 bildung – NRW international  
Zusammenstellung der wichtigsten von Land, 
Bund und der Europäischen Union geförderten 
Aus- und Weiterbildungsangeboten im Ausland. 
http://www.nrw-international.de/foerderkompass/
berufliche-mobilitaet-und-weiterbildung [9.3.2016]

Berufsbildung ohne Grenzen: Mobilitätsberater 
Berufsbildung ohne Grenzen ist das Beraternetz-
werk der Handwerks- und Industrie- und Handels- 
kammern rund um Auslandsaufenthalte während 
der beruflichen Bildung. Die Mobilitätsberater 
sind Ansprechpartner für Unternehmen, Aus- 
zubildende, junge Fachkräfte und internationale 
Organisationen. http://www.mobilitaetscoach.de

Bundesagentur für Arbeit und Bundes-
ministerium für Arbeit und Soziales: 
 Förderprogramm MobiPro 
Website des Förderprogramms MobiPro, das 2013 
von der Bundesagentur für Arbeit und dem Bundes- 
ministerium für Arbeit initiiert wurde. Das Sonder- 
programm vermittelt zwischen deutschen Unter- 
nehmen und Arbeitskräften aus ganz Europa.
http://www.thejobofmylife.de/de/home.html

Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) 
Das Bundesinstitut für Berufsbildung beteiligt 
sich aktiv an der Gestaltung des europäischen 
Bildungsraumes. Beispielsweise implementiert 
und erprobt das Institut die europäischen 
Instrumente EQF, ECVET und EQAVET sowie die 
Validierung informellen Lernens. Die Seite bietet 
zahlreiche Informationen über die Anerkennung 
ausländischer Berufsqualifikationen, über den 
iMove-Bildungsexport sowie über internationale 
Beratung und Kooperationen. 
www.bibb.de/de/50.php [9.3.2016]

Bundesministerium für Bildung und Forschung 
(BMBF)
Förderprogramm Berufsbildungsexport
Das Bundesbildungsministerium fördert Aktivitä-
ten deutscher Berufsbildungsdienstleister im Aus- 
land: Sie werden bei ihren ersten Schritten auf 
dynamischen Auslandsmärkten mit hoher Fach- 
kräftenachfrage unterstützt sowie wissenschaft-
lich begleitet. www.berufsbildungsexport.de

Vorstellung des Leistungspunktesystems ECVET
Das europäische Leistungspunktesystem für die 
Berufsbildung ECVET (European Credit System for 
Vocational Education and Training) ist ein System 
zur Ansammlung, Übertragung und Anrechnung 
von Leistungspunkten in der beruflichen Aus- und 
Weiterbildung. http://www.ecvet-info.de/de/237.
php [9.3.2016]

Deutscher Industrie- und Handelskammertag
Zusammen mit dem Bundesministerium und dem 
Zentralverband des Deutschen Handwerks hat der 
DIHK die Initiative „Berufsbildung ohne Grenzen“ 
gestartet, um Auszubildenden und Berufsanfän-
gern mehr berufliche Erfahrungen im Ausland zu 
ermöglichen.
http://www.dihk.de/themenfelder/aus-
und-weiterbildung/bildung-international/ 
auslandsaufenthalte-waehrend-der-ausbildung
[9.3.2016]

Erasmus+
Das EU-Programm für allgemeine und berufliche 
Bildung, Jugend und Sport „Erasmus+“ hat zum 
1. Januar 2014 das Programm für lebenslanges 
Lernen abgelöst. Mit einem Budget von 14,8 Mil-
liarden Euro können mehr als vier Millionen 
Menschen bis 2020 von den EU-Mitteln profitie-
ren und Zuschüsse erhalten, um im Ausland zu 
studieren, zu arbeiten oder eine Freiwilligentätig-
keit auszuüben. Das Programm ist auf sieben 
Jahre ausgelegt. Es soll Kompetenzen und 
Beschäftigungsfähigkeit verbessern und die 
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Modernisierung der Systeme der allgemeinen  
und beruflichen Bildung voranbringen. Umfassen-
de Informationen über das Programm, seine Ziele 
und Maßnahmen sowie über nützliche Publikatio-
nen, Servicenummern und Dokumente unter
http://www.erasmusplus.de

Europäische Kommission
Europäische Ausbildungsallianz (EAfA)
Diese einzigartige Plattform führt Ministerien mit 
weiteren Interessenvertretern wie Unternehmen, 
Sozialpartnern, Kammern, Berufsbildungsanbie-
tern, Jugendorganisationen und Denkfabriken 
zusammen. Sie verfolgen gemeinsam das Ziel,  
die Qualität, das Angebot und die Attraktivität  
der Lehrlingsausbildung in Europa zu stärken.
http://ec.europa.eu/social/main.
jsp?catId=1147&langId=de [9.3.2016]

Europäische Kommission
EURES – Das europäische Portal zur  
Beruflichen Mobilität
Steht es mir frei, in einem anderen Land zu 
arbeiten? Warum fördert die Europäische 
Kommission die Mobilität? Warum sollten 
Europäer deren Vorteile nutzen? Das Portal 
beantwortet Leitfragen zur beruflichen  
Mobilität und bietet Hilfe und Support durch  
das EURES-Netz. https://ec.europa.eu/eures/
public/de/job-mobility [9.3.2016]

Europäische Kommission
Förderprogramm „Erasmus+“
Informationen zum neuen EU-Programm für 
allgemeine und berufliche Bildung, Jugend und 
Sport, insbesondere zu Finanzierungsmöglich-
keiten und Rechtsgrundlagen.
http://ec.europa.eu/programmes/erasmus-plus/
index_de.htm [9.3.2016]

Europäische Kommission
Vocational Education and Training (VET)
Auf ihrer Website beschreibt die Europäische 
Kommission die EU-Berufsbildungspolitik und 
stellt ihr Programm zum Thema Berufliche Aus- 
und Weiterbildung vor. In Zusammenarbeit mit 
nationalen Regierungen, Arbeitnehmer- und 
Arbeitgebergruppen sowie Ländern außerhalb  
der EU soll die Qualität der Berufsausbildung 
verbessert werden.
http://ec.europa.eu/education/policy/ vocational-
policy/index_de.htm [9.3.2016]

Europass Deutschland
Europass Deutschland bietet Dokumentvorlagen, 
mit denen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
Stellensuchende sowie Auszubildende ihre 
Qualifikationen transparent, individuell, aussage-
kräftig und in europaweit vergleichbarer Form 
nach vorgegebenen Standards darstellen können 
(z. B. Lebenslauf oder Sprachqualifikationen).
http://www.europass-info.de

Europäisches Zentrum für die Förderung der 
Berufsbildung (Cedefop): Europass in Europa
Überblick über die Europass-Dokumente zur 
transparenten und verständlichen Darstellung von 
Qualifikationen in ganz Europa (z. B. europäischer 
Skills-Pass). http://europass.cedefop.europa.eu/
de/home [9.3.2016]

Informations- und Beratungsstelle für Auslands-
aufenthalte in der beruflichen Bildung (IBS) 
Der Weg ins Ausland ist einfacher, als man denkt. 
Die Informationsplattform informiert seit über 25 
Jahren über Programme der beruflichen Aus- und 
Weiterbildung im Ausland. Als zentrale deutsche 
Serviceeinrichtung im Auftrag und mit finanzieller 
Förderung des Bundesministeriums für Bildung 
und Forschung (BMBF) ebnet sie jährlich zahl- 
reichen Interessierten den Weg zur internationa-
len Erfahrung. Für junge Menschen vor, während 
und nach der beruflichen Ausbildung, die ihre 
berufliche Qualifikation durch einen Auslandsauf-
enthalt aufwerten wollen.
http://www.go-ibs.de
http://www.na-bibb.de/wer_wir_sind/ aufgaben_
und_leistungen/ibs_informations_und_ 
beratungsstelle_fuer_auslandsaufenthalte_in_
der_beruflichen_bildung.html [9.3.2016]

Nationale Agentur beim Bundesinstitut für 
Berufsbildung (NA BIBB)
Sie interessieren sich für die Aktionsprogramme 
und Initiativen der EU im Bereich der beruflichen 
Bildung und der Erwachsenenbildung oder für  
die europäische Bildungszusammenarbeit? Die 
Nationale Agentur (NA) beim BIBB ist in Deutsch- 
land die zuständige Agentur für diese Themen-
bereiche. https://www.na-bibb.de

http://www.erasmusplus.de/
http://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=1147&langId=de
http://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=1147&langId=de
https://ec.europa.eu/eures/public/de/job-mobility
https://ec.europa.eu/eures/public/de/job-mobility
http://ec.europa.eu/programmes/erasmus-plus/index_de.htm
http://ec.europa.eu/programmes/erasmus-plus/index_de.htm
http://ec.europa.eu/education/policy/vocational-policy/index_de.htm
http://ec.europa.eu/education/policy/vocational-policy/index_de.htm
http://www.europass-info.de
http://europass.cedefop.europa.eu/de/home
http://europass.cedefop.europa.eu/de/home
http://www.go-ibs.de
http://www.na-bibb.de/wer_wir_sind/aufgaben_und_leistungen/ibs_informations_und_beratungsstelle_fuer_auslandsaufenthalte_in_der_beruflichen_bildung.html
http://www.na-bibb.de/wer_wir_sind/aufgaben_und_leistungen/ibs_informations_und_beratungsstelle_fuer_auslandsaufenthalte_in_der_beruflichen_bildung.html
http://www.na-bibb.de/wer_wir_sind/aufgaben_und_leistungen/ibs_informations_und_beratungsstelle_fuer_auslandsaufenthalte_in_der_beruflichen_bildung.html
http://www.na-bibb.de/wer_wir_sind/aufgaben_und_leistungen/ibs_informations_und_beratungsstelle_fuer_auslandsaufenthalte_in_der_beruflichen_bildung.html
https://www.na-bibb.de


Internationalisierung der Berufsausbildung als Herausforderung für Politik und Betriebe

110

NA BIBB/Förderprogramm Erasmus+
„Mit Erasmus ins Ausland“ – Informationsseite 
der NA BIBB über das Förderprogramm Erasmus+ 
der Europäischen Union. Erasmus+ ermöglicht 
Azubis sowie Schülerinnen und Schülern berufs- 
begleitender Schulen, einen Teil ihrer Ausbildung 
im Ausland zu verbringen. Der Auslandsaufenthalt 
wird durch ein Erasmus+-Stipendium finanziell 
gefördert.
http://www.machmehrausdeinerausbildung.de
http://www.na-bibb.de/erasmus_berufsbildung.
html [9.3.2016]

Nationale Koordinierungsstelle Europäische 
Agenda Erwachsenenbildung
Darstellung der Aktivitäten der Nationalen 
Koordinierungsstelle, um die Bildungslandschaft  
in Deutschland über die Ziele und Inhalte der 
erneuerten Europäischen Agenda Erwachsenen-
bildung zu informieren und zu einer Vernetzung 
von europäischen und nationalen Themen und 
Prozessen beizutragen.
http://www.agenda-erwachsenenbildung.de
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